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Wegweiser

Liebe Leserinnen und Leser,

in einem neuen Layout und mit einem 
neuen Autorenteam melden sich die 
NaVKV mit einem Strauß an Themen 
zurück. So wird in einem Beitrag die 
Intention vorgestellt, die Automatisier-
te Kaufpreissammlung (AKS) durch ein 
gemeinsames Forschungsprojekt mit der 
Universität Dresden einer grundlegen-
den Weiterentwicklung zu unterziehen. 
Nach Anpassungen und Optimierungen 
in fachlicher und technischer Hinsicht 
sollen nunmehr innovative statistische 
Verfahren, die in benachbarten Fachdis-
ziplinen bereits eingesetzt werden, Ein-
gang in die AKS-Niedersachsen finden 
und so die Regressionsmethodik erwei-
tern. Die AKS soll dadurch fit gemacht 
werden für die Ableitung von Grund-
stücksmarktdaten in kaufpreisarmen La-
gen, sie soll auch teilmarktübergreifen-
de Auswertungen (sachlich, räumlich, 
zeitlich) unter Zuhilfenahme weiterer 
Daten ermöglichen. Eine erhöhte Nut-
zerinteraktion und eine verbesserte Vi-
sualisierung soll in der AKS-Version 4.0 
einfließen.

Die Weiterentwicklung der Karten-
produkte des Liegenschaftskatasters 
im Übergang zu den Topographischen 
Karten stellt ein weiteres Schwerpunkt-

thema dar. Den Nutzeranforderungen 
entsprechend werden Karten in hoher 
Aktualität und zunehmender Individu-
alität mit dem Siegel der Amtlichkeit 
gewünscht. Durch die Karten der Maß-
stäbe 1 : 2 500 , 1 : 5 000 und 1 : 10 000 
fließen hier die Geobasisdaten des Lie-
genschaftskatasters und der Geotopo-
graphie gleichermaßen ein. Diesem 
Segment der Geobasisdaten kommt eine 
wachsende Bedeutung zu.

Die beiden genannten Themen sind Aus-
druck der zunehmenden Digitalisierung 
von Verwaltung, Wirtschaft und Gesell-
schaft. In einem weiteren Beitrag wird 
eindrucksvoll verdeutlicht, dass auch 
im Zeitalter der Digitalisierung für die 
sachgerechte Ermittlung und Feststel-
lung von Grenzen vertiefende Kennt-
nisse über die Qualität und Genauigkeit 
der Vermessungsdokumente zurück-
liegender Epochen und liegenschafts-
rechtliches  Wissen über widerspüch-
liche Angaben im Liegenschaftskataster 
erforderlich sind. Im niedersächsischen 
Fachrecht (NVermG, 12/2002) wurde – 
sofern zwischen den Parteien Einigung 
erzielt wird – das Instrument des Grenz-
feststellungsvertrages eingeführt. Ein 
Beispiel aus der Praxis für die Praxis.

Mit der Vermessung der Erde vor 150 
Jahren im Oldenburger Dangast wird 
eine Verbindung zwischen Historie, Lan-
desvermessung und Gegenwart gezo-
gen.

Auch diese Ausgabe der NaVKV enthält 
Berichte und Buchbesprechungen. Über 
die Anwendung von Ordnungswidrig-
keiten auf der Grundlage des NVermG 
wird berichtet. Die Grundstückswer-
termittlung nimmt mit drei Beiträgen 
einen großen Raum ein; neben den 
Grundstücksmarktdaten des Landes und 
den Immobilienmarktdaten Deutsch-
lands wird hier die Verwaltungsverein-
barung über die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der amtlichen Grundstücks-
wertermittlung vorgestellt, die zwischen 
allen Ländern und dem Bund erfolgreich 
abgeschlossen wurde. Der nun formal 
gebildete Arbeitskreis der Oberen Gut-
achterausschüsse, zentralen Geschäfts-
stellen und Gutachterausschüsse in der 
Bundesrepublik Deutschland hat auf der 
Grundlage der Vereinbarung seine Ar-
beit aufgenommen. Informationen über 
Aktionen wie den Zukunftstag, aber die 
Ausstellung frauenORTE runden diese 
Ausgabe ab.

Viel Spaß beim Lesen! 

Ihr
Siegmar Liebig
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Die Informationsbeschaffung ist Voraus-
setzung für die Erfassung von Kauffall-
informationen in einer Datenbank. So 
fordert der Gesetzgerber beurkundende 
Stellen auf, jeden Vertrag, „durch den 
sich jemand verpflichtet, Eigentum an 
einem Grundstück gegen Entgelt, auch 
im Wege des Tausches, zu übertragen 
oder ein Erbbaurecht erstmals oder er-
neut zu bestellen, dem Gutachteraus-
schuss in Kopie zu übermitteln“ (§ 195 
Abs. 1 BauGB). Die Definition der Grund-
stücksmerkmale, welche als potentiell 
wertrelevante Merkmale standardmäßig 
zu erfassen sind, obliegt der Niedersäch-
sischen Vermessungs- und Katasterver-
waltung (VKV). Entsprechende Vorga-
ben sind in den sogenannten Element-
katalogen zur Führung und  Auswertung 
der AKS (vgl. LGLN 2015, MI 2015) zu 
finden. In Abhängigkeit einer Katego-
risierung der sachlichen Teilmärkte wird 
hier eine Mindestanzahl an Elementen 
(Grundstücksmerkmale sowie abgelei-
tete Werte) vorgegeben, die zwingend 
in der AKS zu belegen sind, um stan-
dardisierte Auswertungen zu ermögli-
chen. Diese beziehen sich sowohl auf die 
Ordnungsmerkmale, die die räumliche 
Lage der Objekte beschreiben, als auch 
die Vertragsmerkmale, die nähere An-
gaben zu den spezifischen Eigenschaf-
ten eines einzelnen Kauffalls geben. Als 
wesentliche Erkenntnisquellen dienen 
neben den Informationen des Kaufver-
trages die Geobasisdaten des amtlichen 
Vermessungswesens (bspw. Daten des 
Amtlichen Liegenschaftskatasterinfor-
mationssystems (ALKIS) oder des Amt-
lich Topographisch-Kartographischen 
Informationssystems (ATKIS)), örtliche 
Erhebungen oder Fragebögen, die an 
die Eigentümer verschickt werden. Ne-
ben den obligatorischen Elementen 
steht es den GAG frei, ergänzende Infor-
mationen zu erheben, die als potentiell 
wertrelevant eingestuft werden (bspw. 
sozio-ökonomische Faktoren oder son-
stige Geodaten). 

Entwicklung neuer Auswertemethoden 
in der Automatisierten Kaufpreissammlung (AKS)

Von Dr. Sebastian Zaddach, Matthias Soot, René Käker, 
Prof. Dr. Alexandra Weitkamp und Dr. Marcel Ziems

Einführung

Eine Kernaufgabe der Gutachteraus-
schüsse für Grundstückswerte (GAG) 
und ihrer Geschäftsstellen ist die Füh-
rung und Auswertung der Kaufpreis-
sammlung (§ 193 Abs. 5 Baugesetz-
buch (BauGB)). Die Kaufpreissammlung 
und ihre Auswertung bilden die zentrale 
Erkenntnisgrundlage für die Beurteilung 
und Transparenz des Grundstücksmarkts 
durch den jeweiligen Gutachteraus-
schuss. Für die Erfüllung der weiteren 
wesentlichen Aufgaben der Gutach-
terausschüsse – wie der Ermittlung von 
Bodenrichtwerten und sonstigen für 
die Wertermittlung erforderlichen Da-
ten sowie der Veröffentlichung der 
Grundstücksmarktdaten in Grundstücks-
marktberichten und die Erstattung von 
Gutachten – kommt insbesondere der 
Auswertung der Daten der Kaufpreis-
sammlung eine hohe Bedeutung zu. Die 
Transparenz auf dem Grundstücksmarkt 
wird letztlich von der Qualität der Da-
tenhaltung und der anknüpfenden 
Auswertemethoden wesentlich mitbe-
stimmt.

In diesem Kontext haben das Nieder-
sächsische Ministerium für Inneres und 
Sport, Referat 43, und das Geodätische 
Institut mit der Professur für Landma-
nagement an der Technischen Universi-
tät (TU) Dresden eine wissenschaftlich-
technische Kooperation vereinbart. 
Ziel ist es, durch grundlagen- und an-
wendungsbezogene Forschungsansät-
ze eine Weiterentwicklung der nieder-
sächsischen Automatisierten Kaufpreis-
sammlung (AKS) zu erreichen. Der Fokus 
des Projekts liegt auf der Adaption inno-
vativer statistischer Auswertemethoden 
für wertermittlungstechnische Frage-
stellungen sowie deren praktischer Inte-
gration in die AKS durch eine begleiten-
de Implementierung von Modulen, die 
die bisherigen Standardauswertungen 
signifikant erweitern sollen. 

Zur Bearbeitung der gemeinsamen Pro-
jektziele wurde im April 2015 die Pro-
jektgruppe (PG) „Weiterentwicklung 
der AKS“ eingerichtet. Die Mitglieder 
der PG sind die Autoren dieses Beitrags; 
während die Leitung Dr. Sebastian Zad-
dach (Regionaldirektion Osnabrück-
Meppen) übertragen wurde, erfolgen 
die wesentlichen Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten durch Matthias Soot 
(TU Dresden). 

Entwicklung und Aufbau 
der Automatisierten 
Kaufpreissammlung  (AKS) 

Durch die Einrichtung einer Kaufpreis-
sammlung nach § 195 BauGB werden 
die notwendigen Voraussetzungen für 
die Analyse des Grundstücksmarktes 
geschaffen. In Niedersachsen wurde 
bereits Anfang der 1980iger Jahre mit 
der Entwicklung einer AKS begonnen; 
diese erste, ab 1984 schrittweise in die 
Praxis eingeführte Generation der AKS 
beinhaltete bereits die Philosophie eines 
vollständigen, integrierten Programm-
systems. Wie in Abbildung 1 dargestellt, 
definiert sich die AKS über die Kernkom-
ponenten der Informationsbeschaffung, 
der Informationsverarbeitung sowie der 
Abgabe der ausgewerteten Daten mit 
deren Bereitstellung in wesentlichen 
Produkten der GAG. Von der Erhebung 
der originären Daten (Kaufpreise und 
weitere Informationen) über deren Prü-
fung und Plausibilisierung bis zur Aus-
wertung und Ausgabe verschiedenster 
Statistikinformationen wurden die er-
forderlichen Programmkomponenten 
nach und nach in die AKS integriert. 

Zaddach, Soot, Käker, Weitkamp, Ziems, Entwicklung neuer Auswertemethoden in der AKS
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Aufbauend auf der Informationsbe-
schaffung erfolgt die Informations-
verarbeitung basierend auf der AKS-
Datenbank. Gemäß der vereinfachten 
Darstellung in Abbildung 1 lassen sich 
getrennt nach sachlichen Teilmärkten 
die erfassten Kaufverträge auswerten. 
Wichtigste Grundlage sind mathema-
tisch-statistische Methoden, die vom 
einfachen deskriptiven Mittel für Zwe-
cke der Stichprobenbeschreibung bis zu 
komplexeren Auswertekonzepten, wie 
der multiplen linearen Regressionsana-
lyse, reichen. Auf dieser Basis ermöglicht 
die AKS nicht nur die Auswertung ein-
zelner Stichproben hinsichtlich statisti-
scher Kennzahlen, sondern insbesondere 
auch die (halb)automatisierte Ableitung 
von Indexreihen und Bodenrichtwerten 
sowie die für Vergleichswert- und Sach-
wertermittlung notwendigen Parame-
ter. Durch die direkte Anbindung von 

graphischen Geoinformationssystemen, 
z. B. OpenJUMP, stehen zahlreiche GIS-
Operationen der  Visualisierung und 
räumlichen Analyse zur Verfügung. 

Insbesondere die multiple lineare Re-
gressionsanalyse hat sich in den Jahr-
zehnten seit der Einführung der AKS als 
Standardauswertemethode etabliert. 
Der automationsgestützte, iterative Ab-
lauf zur Ableitung einer optimalen Re-
gressionsanalyse in der Wertermittlung 
ist Gegenstand zahlreicher Publikati-
onen und soll an dieser Stelle zu Gun-
sten des Projektüberblicks insgesamt 
nicht vertieft werden. Weiterführende 
Informationen zum derzeitigen mathe-
matischen Hintergrund finden sich u. a. 
in Ziegenbein (1977, 1986, 1995, 1999). 
Einen Überblick über die implemen-
tierten mathematisch-statistischen Me-
thoden in der Verkehrswertermittlung 

geben insbesondere Brückner (1976) 
und Koch (1987). Das Projekt zur Wei-
terentwicklung der AKS setzt bei der 
Komponente der Informationsverarbei-
tung an und wird in Abschnitt 3 näher 
betrachtet.

Im Sinne eines ganzheitlichen Produkts 
bietet die AKS als dritte Kernkomponen-
te die Bereitstellung von Analyseergeb-
nissen für die Präsentation der Produkte 
des GAG. Die Möglichkeiten reichen von 
der Erzeugung von Statistiken für die 
jährlichen Grundstücksmarktberichte, 
der Bereitstellung für Anwendungen 
im Internet bis zu individuellen Auswer-
tungen für die Erstellung von Verkehrs-
wertgutachten. Eine abschließende 
Aufzählung soll an dieser Stelle nicht 
erfolgen. 

Abb. 1: Schematische Darstellung des Systems AKS

Zaddach, Soot, Käker, Weitkamp, Ziems, Entwicklung neuer Auswertemethoden in der AKS
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Projekt „Weiterentwicklung der 
AKS“

Ausgangslage

In der AKS werden aktuell landesweit 
über 8 Millionen Kauffälle der verschie-
denen Teilmärkte (sachlich, räumlich, 
zeitlich) geführt; die jährliche Erfassung 
neuer Kauffälle beläuft sich auf etwa 
100.000 bis 150.000. Diese Kauffälle 
stehen somit grundsätzlich für weitere 
Analysen zur Verfügung – beschränkt 
auf die jeweiligen sachlichen und räum-
lichen Teilmärkte. Die Datenstruktur 
(Elemente der Kaufpreissammlung) ist 
in ihren Grundzügen seit den 1980er 
Jahren unverändert geblieben, so dass 
alle Datensätze bei jeder neu einge-
führten Version der AKS ohne Verluste 
übernommen werden konnten. Darüber 
hinaus wurden im Laufe der Jahre suk-
zessiv neue Auswertemodule eingeführt 
und nicht mehr benötigte entfernt. 

Die AKS Niedersachen wird neben ihrem 
Einsatz in Niedersachsen auch in weite-
ren Bundesländern verwendet. Abbil-
dung 2 veranschaulicht den heutigen 
Einsatz. 

Wie in Abschnitt 2 beschrieben, um-
fasst das Programmsystem der AKS 
neben der eigentlichen Führung der 
Kaufpreissammlung (Erhebung, Bear-
beitung, Prüfung und Verwaltung der 
originären Kauffälle) sowie der men-
genstatistischen Auswertungen wei-
tere Komponenten für umfangreiche 
statistische Analysen der Daten. Diese 
weiterführenden, vielfach teilautomati-
onsgestützten Methoden beruhen wei-
testgehend auf den Forschungsergebnis-
sen aus dem Jahr 1977 (vgl. Ziegenbein, 
1977). Die implementierten Ansätze zur 
Datenaufbereitung, Untersuchung auf 
Normalverteilung, multiple Regressions-
analyse sowie Testverfahren werden re-
gelmäßig von den Gutachterausschüssen 
verwendet.

Die seit ihrer Einführung vorgenom-
menen, fortlaufenden Weiterentwick-
lungen der AKS beziehen sich vornehm-
lich auf rein technische Aspekte. Die 
letzte bedeutende Veränderung ist im 
Jahr 2008 mit der Einführung der Versi-
on 4.0 vollzogen worden. Insbesondere 
wurde eine grundlegend neue Benut-
zeroberfläche und eine auf Geoobjekte 
spezialisierte Datenbankmanagement-

software (DBMS)  eingeführt. Aber auch 
eine erste Anbindung an das GIS-System 
OpenJUMP sowie die Schaffung einer 
Objektdatenbank zur Verwaltung von 
Kauffallfotos und erweiterte Möglich-
keiten zur Ansicht und zum Export von 
Auswertungen wurden umgesetzt. Eine 
methodische Anpassung der Auswerte-
komponenten ist seit Einrichtung der 
AKS nicht erfolgt. Gerade hier haben 
sich die Anforderungen an die Grund-
stückswertermittlung, nicht zuletzt 
durch die Finanz- und Immobilienkri-
se, deutlich weiterentwickelt. Ein stei-
gender Bedarf an Informationen hin-
sichtlich der Kauffalldaten sowie der 
Bedarf von Genauigkeitsangaben ist 
festzustellen; auch haben sich die statis-
tischen Methoden (z. B. der deskriptiven 
und mathematischen Statistik) weiter-
entwickelt. Beispielhaft seien erste An-
sätze für eine alternative funktionale 
Modellierung durch die einfache Kol-
lokation genannt, deren erste Ansätze 
bereits durch Pelzer (1978)  sowie Zie-
genbein & Hawerk (1978) erprobt und 
durch Zaddach & Alkhatib (2012, 2013a, 
2014a) aufgegriffen wurden. Ein wei-
teres Forschungsfeld befasst sich mit der 
Integration der sogenannten Bayes-The-
orie in die Verkehrswertermittlung. Die 
Forschungen über Bayessche Ansätze 
umfassen bislang

- die Integration von Expertenwissen 
in das indirekte Vergleichswertver-
fahren (Alkhatib & Weitkamp 2012, 
Weitkamp & Alkhatib 2012),

- die Behandlung von Unsicherheiten 
in kaufpreisarmen Lagen über ro-
buste Methoden (Alkhatib & Weit-
kamp 2013, Weitkamp & Alkhatib 
2014,  Soot et al. 2016),

- rekursiv anwendbare Schätzungen 
im indirekten Vergleichswertverfah-
ren mit Auswertestrategie für eine 
erweiterte Unsicherheitsbetrachtung 
(Zaddach 2013b, 2014b, 2016) sowie

- die Kombination mit der Fuzzy-Set-
Theorie für die zusätzliche Berück-
sichtigung von Unschärfe im Bewer-
tungsprozess (Alkhatib et al. 2016). Abb. 2: Übersicht der Verwendung der AKS

Zaddach, Soot, Käker, Weitkamp, Ziems, Entwicklung neuer Auswertemethoden in der AKS
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In sämtlichen Forschungsarbeiten wer-
den Methoden für die Wertermittlung 
adaptiert und auf Praxisbeispiele in der 
Verkehrswertermittlung angewandt, 
wobei sich die Arbeiten bislang auf das 
indirekte Vergleichswertverfahren kon-
zentrieren. Aufbauend auf vorliegenden 
Ergebnissen, bleiben als nächste Schritte 
die Prüfung der Übertragbarkeit auf ab-
weichende Aufgabenstellungen in der 
Wertermittlung sowie die Implementie-
rung der methodischen Ansätze in die 
Auswertesoftware der AKS. Mit diesem 
Projekt soll für diese weiterführenden 
Ziele ein Grundstein gelegt werden. 

Offene Fragestellungen sind speziell 
die Ableitung von Bodenrichtwerten in 
kaufpreisarmen Lagen, die teilmarkt-
übergreifende Auswertung (sachlich, 
räumlich, zeitlich) sowie die Integration 
weiterer statistischer Daten, räumlicher 
Informationen oder Geobasisdaten. 
Infolge der gewachsenen Anforde-
rungen wurden die Möglichkeiten der 
Kauffallauswertung in der AKS in die-
sem Projekt eruiert und Weiterentwick-
lungsmöglichkeiten aufgezeigt. Dabei 
zeigte sich die Notwendigkeit, die Da-
tenhaltung in ihrer starren Abgrenzung 
der sachlichen Teilmärkte neu zu kon-
zipieren, die statistischen Auswerteme-
thoden zu überarbeiten bzw. weitere 
zu implementieren und neue Stan-
dardschnittstellen für den Datenimport 
und -export zu definieren. Auch Über-
legungen zu einem veränderten mo-
dularen Aufbau des Programmsystems 
der AKS erscheinen notwendig, um auf 
künftige Entwicklungen flexibel einge-
hen zu können.

Handlungsfelder und Projektphasen

Neben der fortlaufenden technischen 
und fachlichen Weiterentwicklung der 
AKS im Landesamt für Geoinformation 
und Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN) bedarf es der Benennung und Be-
wertung neuer oder der Überarbeitung 
bestehender statistischer Analyseme-
thoden. Gleichermaßen ist für die Beur-
teilung der grundlegenden Konzeption 
der AKS in Bezug auf die Herausforde-
rungen an heutige und künftige Ana-
lysen des Grundstücksmarktes eine wis-
senschaftliche Einbindung erforderlich. 
In diesem Kontext sind im Rahmen des 
Projektes drei Schwerpunkte definiert: 

1. Erweiterung der deskriptiven Statis-
tik, 

2. Erweiterung der schließenden Statis-
tik, 

3. Implementierung von Schnittstellen 
für Datenimport und -export. 

Die Schwerpunkte des Projekts lassen 
sich in Projektmeilensteine unterglie-
dern, die in Abbildung 3 dargestellt sind 
und im Weiteren erläutert werden.

Im Bereich der deskriptiven Statistik soll 
insbesondere die Interpretierbarkeit 

von Größen gesteigert werden. Zu die-
sem Zweck kommen moderne Visualisie-
rungsmöglichkeiten zum Einsatz, wie sie 
bspw. durch Box-Plots, Quantil-Quantil-
Plots (QQ-Plots) oder Korrelogramme 
gegeben sind (s. Fahrmeir 2011). Damit 
werden das Auffinden von Ausreißern 
und die Wertung der Modellkonformi-
tät vereinfacht. Diese können zukünftig 
– neben dem Vorteil der Erleichterung 
der Auswertung – auch Eingang in die 
Grundstücksmarktberichte finden. Bei 
Box-Plots werden die Quantile der Ver-
teilung durch eine Box und sogenannte 
Antennen dargestellt; sie erlauben das 
schnelle Erkennen des Großteils der Da-
ten sowie des Mittelwerts, des Medians 
und der Ausreißer, die jeweils durch 
Symbole kenntlich gemacht werden. In 
QQ-Pots werden die Quantile der unter-
suchten Verteilung gegen die Quantile 
einer vorgegebenen Verteilung (i. d. R. 
Normalverteilung) dargestellt. Durch 
den Verlauf der Geraden kann die Form 
der Verteilung festgestellt werden; 
schnell können Abweichungen der un-
tersuchten Verteilung von der vorgege-
benen visuell festgestellt werden (in Ab-
bildung 4, links, sind solche Abweichung 
z. B. für die Ränder der Stichprobe fest-
zustellen). Hinzu kommt die Visualisie-
rung der Daten durch Kerndichteschät-
zer: hierzu wird aus der Verteilung der 
Daten eine stetige Funktion erzeugt.  
Kerndichteschätzer zeigen gegenüber 
klassisch verwendeten Histogrammen 
den Vorteil, dass sie nicht abhängig von 
einer Klassenbreite sind, was vorzugs-
weise bei zu großen Klassenbreiten zu 
Fehlinterpretationen führen kann.

Abb. 3: Darstellung der Projektmeilensteine

Zaddach, Soot, Käker, Weitkamp, Ziems, Entwicklung neuer Auswertemethoden in der AKS
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Kaufpreise weisen weiterhin hohe 
Streuungen auf (Inhomogenität des 
Immobilienmarktes). Zusätzlich ist der 
Immobilienmarkt häufig durch unge-
wöhnliche oder persönliche Verhältnisse 
beeinflusst (Ausreißer). Die Immobili-
enwertermittlungsverordnung (Immo-
WertV) schreibt in § 7 zunächst vor, dass 
Kaufpreise, die erheblich von vergleich-
baren Kaufpreisen abweichen, nicht 
zur Wertermittlung eines konkreten 
Objekts heranzuziehen sind. Da es zu-
meist schwer fällt, ungewöhnliche oder 
persönliche Verhältnisse in Kauffällen 
zu detektieren, werden diese mit Aus-
reißern gleichgesetzt. Hier kommen als 
Entscheidungskriterien derzeit lediglich 
ein Vielfaches der Standardabweichung 
(2,5- bis 3-Sigmaregel) zum Einsatz – oft 
ungeprüft, ob die Werte tatsächlich 
der theoretischen Annahme der Nor-
malverteilung zuzuordnen sind. Für die 
Detektion solcher Preise erweisen sich 
Verfahren als deutlicher geeignet, die 
speziell für die Ausreißerdetektion ent-
wickelt wurden – als Beispiel lässt sich 
das Data-Snooping nach Baarda nennen, 
eine Standardauswertemethode der In-
genieurgeodäsie.

Im Bereich der schließenden Statistik ha-
ben sich in den letzten Jahren vermehrt 
robuste Methoden bei der Datenanalyse 
durchgesetzt. Diese werden in der Wert-
ermittlungspraxis noch nicht verwendet, 

obwohl diese vielfach mit Datenarmut 
in Kombination mit Ausreißern konfron-
tiert ist. Robuste Methoden erlauben es, 
die Einflüsse von Ausreißern gegenüber 
der bisher angewandten Methode der 
kleinsten Quadrate (MkQ) deutlich zu 
reduzieren. Aus diesem Grund wurde in 
der Forschung bereits die Verwendung 
von robusten Methoden im Bereich der 
Wertermittlung untersucht (u. a. Weit-
kamp & Alkhatib 2014), welche zu ers-
ten vielversprechenden Ergebnissen 
führten. Im Kontext des Projekts sollen 
Untersuchungen vorgenommen wer-
den, welche robusten Verfahren sich für 
die praktische Anwendung in der AKS 
integrieren lassen. 

Darüber hinaus werden im Zuge des 
Projekts neue Verfahren zur Wahl des 
bestmöglichen Regressionsmodells ein-
geführt. Zunächst werden neue Güte-
maße zur Beurteilung des Modells zur 
Verfügung gestellt. Das klassische Be-
stimmtheitsmaß darf grundsätzlich nur 
für die Beurteilung eines konkreten Mo-
dells verwendet werden; eine Beurtei-
lung bzw. ein Vergleich der Güte unter-
schiedlicher Modelle ist ausgeschlossen. 
Aus rein mathematischer Sicht erhöht 

sich zudem das Bestimmtheitsmaß au-
tomatisch, je mehr Parameter (Regressi-
onskoeffizienten) in das Modell einge-
führt werden. Neben dem korrigierten 
Bestimmtheitsmaß, bei dem die Anzahl 
der Parameter im Regressionsmodell 
durch einen Strafterm berücksichtigt 
wird, kommen als innovative Gütemaße 
darüber hinaus das Akaike Informations-
kriterium (Akaike Information Criterion, 
AIC) oder das Bayessche Informationskri-
terium (Bayesian Information Criterion, 
BIC) in Betracht. 

Weiterhin werden im Rahmen des Pro-
jekts das kontrovers diskutierte Thema 
der Transformation von Ziel- und Ein-
flussgrößen im Vorfeld der Regression 
wissenschaftlich aufgearbeitet und ent-
sprechende Erkenntnisse in der AKS um-
gesetzt. Verstöße gegen die Annahmen 
im Regressionsmodell, wie bspw. eine 
Abweichung von der Normalverteilung 
der Residuen, Multikollinearität (Korre-
lation der Einflussgrößen wie GFZ und 
Grundstücksfläche) oder Autokorrelati-
on (Korrelation der Kauffalldaten, z. B. 
mehrere Kauffälle in einem Baugebiet 
zur selben Zeit und vom selben Verkäu-
fer), sollen in ihrer Auswirkung geprüft 
und aufgedeckt werden. Dem Anwen-
der stehen somit erweiterte Informati-
onen für die fachlichen Entscheidungen 
zur Verfügung.

Abb. 4: Darstellung von Histogramm inkl. Kerndichteschätzer (links), Box-Plot (Mitte) und QQ-Plot (rechts) aus dem neu entwickelten Regressionstool der 
AKS
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Um eine Ableitung von Marktdaten 
auch in kaufpreisarmen Lagen zu er-
möglichen, ist es notwendig, zusätzliche 
Quellen für Marktinformationen zu 
nutzen und entsprechende Schnittstel-
len für den Datenimport und -export zu 
implementieren. Hier sind ergänzende 
statistische Informationen denkbar, wie 
sie u. a. das Landesamt für Statistik Nie-
dersachsen (LSN) zur Verfügung stellt. 
Ebenso ist die Erhebung eigener Daten, 
wie z. B. Passantenfrequenzen, denk-
bar: In der AKS soll künftig die Mög-
lichkeit bestehen, diese Informationen 
einzupflegen und für Auswertungen zu 
nutzen. Des Weiteren wird künftig die 
Einbindung von Expertenwissen in Form 
von Gutachten und Befragungen er-
möglicht. Für explorative Auswertungen 
soll die Anbindung an das Open-Source-
Statistikprogramm R erfolgen; sie er-
laubt dem erfahrenen Auswerter, über 
die Standardauswertung der AKS hinaus 
Untersuchungen durchzuführen, z. B. 

für Auswertungen des Landesmarktbe-
richts oder auch des Immobilienmarkt-
berichts Deutschland.

In einer abschließenden Projektphase 
wird untersucht werden, ob alternati-
ve Regressionsmodelle für die Werter-
mittlung geeignet sind und in der AKS 
umgesetzt werden können. Hier soll 
insbesondere die Problematik der (De-)
Korrelation von Daten betrachtet und 
Ansätze wie die Gruppierung von Daten 
untersucht werden.

Für weitergehende Informationen zu 
den statistischen Begriffen sowie für de-
taillierte Beschreibungen zu den Visuali-
sierungsmethoden sei u. a. auf Fahrmeir 
(2011) verwiesen. In der Benutzerober-
fläche der AKS wird dem Nutzer jeweils 
eine kompakte Erläuterung zu den neu-
en statistischen Größen und Grafiken 
zur Verfügung gestellt, die eine ein-
fache Interpretation ermöglicht.

Aktuelle Entwicklungen als 
Zwischenergebnisse 

Um die Bereiche der deskriptiven sowie 
schließenden Statistik weiterzuentwi-
ckeln, wurde im ersten Jahr der Projekt-
laufzeit ein neues Modul mit Fokus auf 
Visualisierung von Auswerteschritten 
der Regressionsanalyse umgesetzt. Der 
Schwerpunkt liegt in der Strukturierung 
der Prozedur sowie der Interaktion mit 
dem Nutzer (vgl. Abbildung 3). Dem 
Nutzer werden nun nach dem Stand 
der Technik neue Gütemaße und Visu-
alisierungsmöglichkeiten sowie weitere 
Entscheidungshilfen für die einzelnen 
Prozessschritte der Regression zur Ver-
fügung gestellt. In den darauf aufbau-
enden Entwicklungen sollen neben der 
Variante mit hoher Nutzerinteraktion 
(Expertenmodus) auch teil- und vollau-
tomatisierte Varianten der Regressions-
analyse ermöglicht werden.

Abb. 5: Auswahlmenü zur Auswahl der Ziel- und Einflussgrößen für das Regressionsmodell mit Checkboxen (Mitte) und Dropdownfeldern (rechts)
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Struktur

Der geführte Ablauf der Regression 
wird nunmehr in Anlehnung an die bis-
herige Struktur in sieben Hauptpunkte 
gegliedert. Die bislang in der AKS üb-
lichen einzelnen Schritte im Ablauf der 
Regressionsanalyse werden auf die we-
sentlichen Hauptaspekte reduziert und 
ein übersichtliches Menü in der Benut-
zeroberfläche erstellt; die einzelnen 
Schritte müssen nacheinander abgear-
beitet werden. Bei Wiederholung voran-
gegangener Schritte kann an beliebiger 
Stelle wieder in den Prozess eingegrif-
fen werden. Dies ist bspw. bei iterativen 
Änderungen des Regressionsmodells 
oder der Ausgrenzung von Kauffällen 
notwendig. 

Der Aufbau des Regressionsmodells mit 
Auswahl der Ziel- und Einflussgrößen 
wird durch die neue Implementierung 
kompakter strukturiert: Ermöglicht 
wird die Auswahl der häufig genutzten 
Parameter mittels Checkboxen und 
Dropdown-Feldern. Die Nutzung von 
Kombinationen aus verschiedenen Grö-
ßen ist weiterhin über die Eingabe als 
Formel möglich; allerdings vereinfacht 
sich deren Einbinden (vgl. Abbildung 5). 

Die Korrelationen zwischen Ziel- und 
Einflussgrößen sowie die Verteilungs-
untersuchung und die Ergebnisse der 
Regressionsanalyse können nun sowohl 
grafisch als auch numerisch dargestellt 
werden. Dem Anwender werden Hin-
weise zur Interpretation der Grafiken 
und Kenngrößen gegeben.

Abschließend können verschiedene Re-
porte generiert werden. Die Ergebnisse 
einzelner Analysen können bspw. auf 
einfachem Wege für die Verwendung 
in  Grundstücksmarktberichten aufbe-

reitet werden. Hier soll zukünftig eine 
den Anforderungen an die Qualität von 
Grundstücksmarktberichten entspre-
chende Ausgabe erfolgen – aufwän-
dige (Einzel-)Zusammenstellungen der 
Informationen werden damit obsolet. 
Enthalten sind neben den Grafiken und 
Tabellen auch die Informationen zur 
Entstehung der Daten und Kennwerte. 

Darüber hinaus soll ein ausführlicher 
Bericht erzeugt werden, der eine Nach-
vollziehbarkeit der Vorgehensweise in 
den einzelnen Analyseschritten für den 
Auswerter dokumentiert, um die Vor-
gehensweise rekapitulieren zu können. 
Mit dieser Funktion wird den Anforde-
rungen nachgekommen, die die Recht-
sprechung vielfach fordert. 

Visualisierung

Die Visualisierung von Daten erfolgt bei 
vielen Anwendern in MS Excel. Durch 
diese Vorgehensweise lassen sich schnell 
und intuitiv viele verschiedene Aspekte 

zu den Daten grafisch aufbereiten. Der 
Nachteil von Excel-Lösungen, wie auch 
anderer Softwareprodukte aus dem Be-
reich der Statistik, besteht in der feh-
lenden Interaktion in den Grafiken. Aus 
diesem Grund wird im Rahmen des For-
schungsprojektes die Möglichkeit von 
interaktiven Grafiken getestet und in 
Prototypen umgesetzt. Mittels des neu 
entwickelten Moduls ist es möglich, 

Abbildung 6: Darstellung der Visualisierung der Regression mit der Mouse-Over Funktion
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bspw. in einem Streudiagramm die In-
formationen zu einzelnen Kauffalldaten 
anzeigen zu lassen (vgl. Abbildung 6) 
Die Informationen werden direkt aus 
der AKS ausgelesen und dem Nutzer an-
gezeigt, sobald dieser mit der Maus über 
einen Punkt schwebt (Mouse-Over). Des 
Weiteren besteht die Möglichkeit, Aus-
reißer in dargestellten Tabellen oder 
Grafiken mit den gegebenen Informa-
tionen zu identifizieren sowie eine Mar-
kierung – bspw. Ausschluss – für die wei-
tere Auswertung vorzunehmen. Neben 
den bereits vorhandenen Histogrammen 
stehen künftig Box-Plots und Kerndich-
teschätzer für die Beurteilung der Ver-
teilung der Ziel- und Einflussgrößen so-
wie der Residuen nach der Regression 
zur Verfügung (vgl. Abbildung 4). Wei-
terhin können auch in den Histogram-
men Daten interaktiv beschnitten wer-
den, um Ausreißer in den Verteilungen 
von der Auswertung auszuschließen.

Fazit und Ausblick

Seit ihrer Einführung in der 1980er 
Jahren hat sich die Automatisierte 
Kaufpreissammlung Niedersachsen als 
wichtigstes Instrument für die Analyse 
des Grundstücksmarktes – nicht nur in 
Niedersachsen – erwiesen. Auf Basis der 
gesammelten Daten ist es den Gutach-
terausschüssen möglich, den normativ 
geforderten, vielfältigen Aufgaben im 
Bereich der Verkehrswertermittlung 
nachzukommen. Die Weiterentwick-
lung des Systems hat sich bislang vor-
wiegend auf technische Neuerungen so-
wie Anpassungen zur Berücksichtigung 
rechtlicher und fachlicher Änderungen 
bezogen. Durch das gemeinsame For-
schungsprojekt wird nun die Weiterent-
wicklung der Auswerteaspekte in den 
Blickpunkt gerückt. Im Vordergrund ste-
hen, ausgehend von der Bestandsauf-
nahme, die konzeptionelle Überarbei-
tung der deskriptiven und schließenden 
Statistik sowie die Umsetzung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse in die Praxis 
durch die Entwicklung und Implemen-
tierung von Modulen in die AKS-Version 
4.0. Dabei sollen statistische Auswer-
temethoden, die in benachbarten Fach-
disziplinen bereits als Standard gelten, 
auf ihre Verwendbarkeit in der Wer-
termittlung geprüft und implementiert 
werden. Ziel ist es, die AKS durch eine 

erweiterte Methodenvielfalt sowie die 
Überarbeitung der bisherigen hinter-
legten Standardmethode der klassischen 
multiplen linearen Regressionsanalyse 
signifikant zu erweitern und so eine 
Möglichkeit zu schaffen, die gespeicher-
ten Kauffalldaten  unter Ausschöpfung 
neuster Erkenntnisse und Möglichkeiten 
auszuwerten. Erste vielversprechende 
Ergebnisse sind durch diese Weiterent-
wicklungen bereits erkennbar. Während 
sich die hier dargestellten Ergebnisse als 
Zwischenfazit des Projektes darstellen, 
ist für den Abschluss der in Abbildung 3 
dargestellten Projektmeilensteine eine 
in der praktischen Anwendung der AKS 
nutzbare, neue Methodik zu erwarten, 
die die Handlungsspielräume bei der 
Analyse des Grundstücksmarktes signi-
fikant erweitert. 

Die Ergebnisse des Forschungsprojekts 
sind als ein erster Baustein der Anpas-
sung an aktuelle und künftige Anforde-
rungen in der Verkehrswertermittlung 
zu verstehen, abgestimmt auf den Stand 
der derzeitigen Forschung. Aufbauende 
Arbeiten sollen sich auf die Erprobung 
und Implementierung alternativer Ver-
fahren konzentrieren, wie sie in Ab-
schnitt 3.1 genannt werden.  
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Erstellung der Geodatendienste ab-
schließend in einem Signaturenkatalog 
beschrieben (siehe Abbildung 2). Neben 
der hier dargestellten Fassung wurde 
ein umfassenderes technisches Doku-
ment erstellt, in dem die Darstellung 
von Farbtönen, Linienstärken, Layer-
strukturen, usw. der Objekte detailliert 
beschrieben ist. 

Führung und Bereitstellung

Die Standardpräsentationen der AK5 
sind konfektionierte, inhaltlich und 
kartographisch einheitlich aufbereitete 
Darstellungen der Geobasisdaten Nie-
dersachsen. Die Führung der AK5 ob-
liegt den Vermessungs- und Katasterbe-
hörden des Landes Niedersachsen; diese 
halten die AK5 ständig digital vor. 

Mit dem Wegfall der Deutschen Grund-
karte 1 : 5 000 (DGK5) hat die Nieder-
sächsische Vermessungs- und Kataster-
verwaltung (VKV) die Amtliche Karte 
1 : 5 000 (AK5) sukzessive als neues Kar-
tenprodukt entwickelt und mit Runder-
lass über die Einrichtung und Führung 
der Amtlichen Karte 1 : 5 000 (AK5-
Erlass) vom 20.05.2015 des Niedersäch-
sischen Ministeriums für Inneres und 
Sport (Nds. MBl. Nr. 19/2015) eingeführt.

Die AK5 wird als digital geführtes Kar-
tenwerk aus dem Amtlichen Liegen-
schaftskatasterinformationssystem 
(ALKIS), ergänzt um topographische 
Informationen aus dem Amtlichen To-
pographisch-Kartographischen Informa-
tionssystem (ATKIS) und weiteren Daten 
abgeleitet. Sie stellt die Verknüpfung 
der Liegenschaftsinformationen mit den 
Landschaftsinformationen im mittleren 
Maßstabsbereich dar und wird landes-
weit flächendeckend vorgehalten. Die 
Darstellung der Liegenschaften (Flur-
stücke und Gebäude) ist grundrisstreu. 
Die Aktualisierung der Karteninhalte 
erfolgt grundsätzlich wöchentlich. 

Inhalt und Darstellung

In einer Projektgruppe, die insbesondere  
die Aufgaben hatte, Karteninhalt, -dar- 
stellung und -ausgestaltung zu defi-
nieren sowie Nutzeranforderungen zu 
analysieren, wurden wesentliche Grund-
lagen für die Ausgestaltung erarbeitet. 
Die Realisierung der Geodatendienste 
als zentraler Bereitstellungsweg lag hier 
im Focus, ebenso wie der automatisierte 
Datenstrom aus den zentralen Daten-
banken des ALKIS und des ATKIS sowie 
die wöchentliche Aktualisierung der 
Dienste. Es ist grundsätzlich gelungen, 
alle erforderlichen Geobasisdaten aus 
diesen zentralen Datenbanken zu bezie-
hen; die Schriften, einzelne Symbole und 
die Verkehrsergänzungsflächen (über-

Neue Kartenprodukte – Amtliche Karte 1 : 5 000 sowie 
Amtliche Präsentationen 1 : 2 500 und 1 : 10 000

von René Käker und Sandra Rausch 

gangsweise Realisierung von Über- und 
Unterführungsrelationen) kommen aus 
weiteren Datenquellen (s. Abbildung 1). 

Zu den wesentlichen Inhalten der AK5 
gehören:

- Liegenschaften
 Flurstücke und Gebäude 

- Topographie
 Bauwerke, Einrichtungen und 
 sonstige Angaben
 Höhenlinien und markante 
 Punkte 
 Tatsächliche Nutzungen

- weitere Daten
 Verkehrsergänzungsflächen
 Verwaltungsgrenzen
 Schriften
 Symbole

Die in der AK5 präsentierten Geobasis-
daten und deren Ausprägungen (farbig, 
Graustufen, schwarz/weiß) wurden zur 

Abb. 1: Inhalte der AK5
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Abb. 3: Ausprägungen der AK5 (farbig, Graustufen)

Rasterdatenformat. Eine Offline-Be-
reitstellung von Rasterdaten ist eben-
falls möglich. Darüber hinaus erfolgt 
die Abgabe analoger Formate auch als 
pdf; diese stehen im automatisierten 
Abrufverfahren (Auskunftssystem Lie-
genschaftskataster (ASL)) für die Nutzer 
bereit. 

Die Bereitstellung der AK5 erfolgt in 
analoger und digitaler Form sowohl far-
big, schwarz/weiß oder in Graustufen, 
alternativ mit und ohne Höhenlinien 
(s. Abbildung 3), standardmäßig über 
die Geodatendienste (AK5-Dienste) im 

Nach dem Niedersächsischen Gesetz 
über das amtliche Vermessungswesen 
(NVermG) wirken Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieurinnen und Öf-
fentlich bestellte Vermessungsingeni-
eure (ÖbVI) sowie kommunale Körper-
schaften an der Erfüllung der Aufgabe 
der Bereitstellung von Standardpräsen-

Abb. 2: AK5-Signaturenkatalog (Auszug)
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Abb. 4: Produktpalette im Überblick

Die AP2.5 präsentiert die Geobasisdaten 
Niedersachsen im Maßstab 1 : 2 500; die 
Karteninhalte sowie deren Darstellung 
und Ausgestaltung entsprechen denen 
der AK5. Darüber hinaus werden Ge-
bäude zusätzlich mit der Hausnummer 
als beschreibende Angabe dargestellt. 
Dem gegenüber werden die Kartenin-
halte sowie deren Darstellung und Aus-
gestaltung der AP10 inhaltlich ausge-
dünnt und generalisiert dargestellt. Die 
Ableitung der AP2.5 kann unmittelbar 
aus der Modellierung der AK5 gesche-
hen. Für die Ableitung der AP10 bilden 
die Grunddatenstrukturen der AK5 den 
Ausgang, diese werden aber für den 
Maßstabsbereich nochmals aufbereitet 
und um weitere Daten, insbesondere 
aus dem ATKIS, ergänzt. 

Mit Abgabe der AP2.5 in analoger und 
digitaler Form sowohl farbig, schwarz/
weiß oder in Graustufen, alternativ mit 
und ohne Höhenlinien, werden auch 
für diesen Maßstabsbereich vielfältige 
Ausprägungen vorgehalten (s. Abbil-
dung 5). 

deckend für Niedersachsen geführt und 
bereitgestellt; die AK5 bildet für beide 
Maßstabsbereiche die Grundlage. Die 
Abbildung 4 zeigt alle drei Kartenpro-
dukte mit ihren Ausprägungen und Be-
reitstellungsformen im Überblick. 

tationen des Liegenschaftskatasters mit. 
Neben der Liegenschaftskarte in den 
Maßstäben 1 : 1 000 und 1 : 2 000 (mit 
und ohne Bodenschätzung) und der 
Liegenschaftsbeschreibung kann nun 
auch die AK5 durch sie über das ASL be-
reitgestellt und an Nutzer weitergeben 
werden. 

AP2.5 und AP10

Mit der AK5 sollte aber nicht nur ein 
zentraler Maßstabsbereich des Liegen-
schaftskatasters fortgeführt werden. 
Darüber hinaus sollte eine Produktpalet-
te mit der Ableitung umgebender Maß-
stabsbereiche etabliert werden. Neben 
dem bereits bestehenden Produkt der 
Amtlichen Präsentation 1 : 2 500 (AP2.5) 
wird daher künftig auch die Amtliche 
Präsentation 1 : 10 000 (AP10) flächen-

Abb. 5: AP2.5 (farbig)
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Abb. 6: Entwurf der AP10 (farbig)

Für die AP10 sind die Abgabeprodukte 
noch nicht abschließend definiert. Ei-
nen aktuellen Entwurf zeigt die Ab-
bildung 6. Es wird derzeit in einer Pro-
jektgruppe insbesondere der Übergang 
zum folgenden Maßstabsbereich des 
ATKIS (1 : 25 000) eingehender betrach-
tet. Über die bereits in der AK5 befind-
lichen Inhalte hinaus, sollen ggf. weitere 
Geobasisdaten des ATKIS und weniger 
ALKIS-Daten in der AP10 dargestellt 
werden. Auch wird die Ausdünnung 
von Schriften und deren Ergänzung mit 
Symbolen sowie die Zusammenfassung 
von Nutzungen untersucht. Insgesamt 
steht eine stärker kartografisch orien-
tierte Aufbereitung im Focus, z. B. The-
menbildung im Bereich Relief – Höhenli-
nien und besondere Höhenpunkte, ggf. 
ergänzt um Böschungen (Damm, Wall, 
Deich) und/oder Schummerungen.

Zusammenfassung und Ausblick

Mit der Weiter- und Neuentwicklung 
der Kartenprodukte des Liegenschafts-
katasters im Übergang zu den Topogra-
fischen Karten werden in der VKV neue 
Methoden der Ableitung datenbank-
übergreifend mit hoher Aktualität in 
zeitgemäßen Bereitstellungsformen zu-
kunftsorientiert vorgehalten. Nach der 

Einführung von ALKIS gilt es nun die 
Möglichkeiten der objektstrukturierten 
Datenhaltung für die Ableitung von 
Standardprodukten, auch mit Blick auf 
ATKIS, zu nutzen. Eine Betrachtung der 
Geobasisdaten des Liegenschaftskata-
sters und der Geotopografie ist künftig 
nur noch zusammen geboten. Die Ar-
beiten zur Harmonisierung der Geoba-

sisdaten sowie neuer Themenbildungen 
zur Landnutzung und Landbedeckung 
geben bereits heute Anhaltspunkte. Die 
Abbildung 7 zeigt die Kartenprodukte 
der VKV. 
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Abb. 7: Amtliche Kartenprodukte der VKV

Es gilt, die Produkte der VKV ständig 
weiter zu entwickeln, in deutlich kür-
zeren Zyklen als bisher geschehen – als 
Daueraufgabe. Die Digitalisierung der 
Geobasisdaten ermöglicht dies. Still-
stand in den Entwicklungen bedeutet, 
dass die Nutzer auf andere Produkte 
ausweichen. Neben einer hohen Qua-
lität der Produkte, sind deren leichte 
Verfügbarkeit und vor allem auch die 
Kostenstruktur wesentliche Faktoren für 
die Akzeptanz und die Nutzung. In der 
neuen Kostenordnung für das amtliche 
Vermessungswesen (KOVerm) werden 
die Gebühren für die Rasterdaten und 
Geodatendienste der AP2.5 und AK5 da-
her erheblich gesenkt; die AP10 ordnet 
sich entsprechend ein. 

Die Ableitung der Kartenprodukte ge-
schieht mit nahezu vollständig automa-
tisierten Prozessen (Ableitungsregeln), 
die auf die objektstrukturiert geführten 
Geobasisdaten Niedersachsen zugreifen. 
Manuelle Arbeiten werden künftig nur 
noch im geringsten Umfang, allenfalls 
die Korrektur grober Fehler, vorgenom-
men. Dies gilt für alle Kartenprodukte 
der VKV. Wesentliche Bedeutung wird 
der Erfüllung der Anforderungen an 
die Führung – flächendeckend, aktuell, 
vollständig – zukommen. Daher wird 
auch ein besonderer Focus auf die Ak-
tualisierung der Tatsächlichen Nutzung 
(TN) gelegt. Ziel ist es, dass alle als Geo- 
basisdaten Niedersachsen vorgehal-
tenen Daten den Anforderungen Drit-
ter genügen und die automatisierte 
Produktableitung zu erreichen, um die 
Geobasisdaten Niedersachsen zukunfts-
fähig und nutzergerecht zur Verfügung 
stellen zu können. 
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Der Maßstab 1 : 5 000

Bereits im Jahre 1851 hat der Präsident 
des Zentralbüros der europäischen Grad-
messung, Dr. Baeyer, seinen Entwurf zur 
Anfertigung einer guten Karte von den 
östlichen Provinzen des Preußischen 
Staates nach dem heutigen Standpunkt 

Dieser Auffassung folgend, soll hier 
ein Rückblick auf die Entwicklung der 
Deutschen Grundkarte 1 : 5 000 (DGK5, 
s. Abbildung 1) hin zur Amtlichen Karte 
1 : 5 000 (AK5) gezeichnet werden. 

Es erscheint ganz nützlich, von Zeit zu 
Zeit sich über das Erstrebte, das Erreichte 
und, wie es bei jedem Unternehmen nö-
tig ist, so auch hier über die durch die 
Weiterentwicklung der Technik hervor-
gerufenen Probleme Rechenschaft ab-
zulegen und die jeweils günstigste Lö-
sung auf Grund der gemachten Erfah-
rungen zu suchen (Gronewald, 1954). 

Der Grundmaßstab 1 : 5 000  – Ein Rückblick auf Konzepte, Prinzipien 
und Realisierungen

Von René Käker 

Abb. 1: Deutsche Grundkarte 1 : 5 000 im Jahr 1985
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Deutsche Grundkarte

In Niedersachsen setzte die Herstellung 
dieses neuen Kartenwerks in großem 
Umfang allerdings erst 1947 ein. Das bis 
dahin wenig bekannte Kartenwerk wur-
de plötzlich dringend für den planvollen 
Wiederaufbau benötigt; mit ihrem ein-
heitlichen Maßstab, den abgebildeten 
Grundstücksgrenzen sowie der Topogra-
phie und möglichst auch Geländeformen 
bot dieses eine ideale Grundlage. Mit 
der Herausgabe der Richtlinien für die 
Herstellung der Katasterplankarte in 
Niedersachsen (RiKaNi) im Jahr 1948 und 
deren Überarbeitung in den Jahren 1952 
und 1956 wurde den Katasterämtern 
eine einheitliche Arbeitsgrundlage ge-
geben. Die umfängliche Überarbeitung 
des Musterblattes der Deutsche Grund-
karte wurde zeitglich im Arbeitskreis To-
pographie der Arbeitsgemeinschaft der 
Vermessungsverwaltungen der Länder 
der Bundesrepublik Deutschland (AdV) 
beschlossen und von den Ländern über-
nommen. 

Zur Beschleunigung der Herstellung der 
Grundkartenblätter wurden die Arbeits-
weisen ständig weiterentwickelt und 
auch neue technische Entwicklungen be-
rücksichtigt. So führte beispielsweise der 
verstärkte Einsatz photogrammetrischer 
Methoden (Luftbildvermessung) zu ei-
ner schnelleren Höhenaufnahme durch 
die Topographen und verdrängte das 
Meßtischverfahren (Engelbert, 1962). 
Die Abbildung 2 gibt einen Überblick 
zum Stand der Arbeiten an der Deut-
sche Grundkarte zum Ende des Jahres 
1967. Es lässt sich hier auch der Herstel-
lungsprozess anhand der Zwischenpro-
dukte erkennen. Insgesamt war für Nie-
dersachsen die Herstellung von 12.232 
Kartenblättern vorgesehen.

Mit Überarbeitung der RiKaNi im Jahr 
1963 wurde die Behelfslösung der Ka-
tasterplankarte aufgegeben und die 

der Wissenschaft und Technik verfasst. 
Auf den Rat von Alexander von Hum-
boldt veröffentlichte Baeyer 1856 seinen 
Entwurf im Archiv für Landeskunde in 
der Preußischen Monarchie. Im Wesent-
lichen trug er darin seine Auffassung 
vor, dass eine einheitliche Karte großen 
Maßstabs für den Staat ein unentbehr-
liches Hilfsmittel sei. Die Herstellung 
eines derartigen Kartenwerks sei Sa-
che des Staates. Auch die Vorteile für 
Verwaltung, Industrie und Bürger hat 
er beschrieben und hielt den Maßstab 
1 : 5 000 für zweckmäßig; er fand aller-
dings nur wenig Unterstützung (Gro-
newald, 1954).

Was Baeyer nicht gelang, wurde vom 
Beirat für das Deutsche Vermessungs-
wesen des Reichsamts für Landesauf-
nahme wieder aufgegriffen und ab 
1925 die Schaffung einer Wirtschafts-
karte 1 : 5 000 für Deutschland erwo-
gen. Mit dem Grundkartenerlass vom 
28.09.1936 und seiner Erweiterung von 
1941 wurde schließlich die Herstellung, 
Vervielfältigung und Laufendhaltung 
der Deutschen Grundkarte 1 : 5 000 und 
Katasterplankarte (Vorstufe der Grund-
karte) erstmalig geregelt und gleichzei-
tig diese Aufgabe den Ländern übertra-
gen. Weiter Vorschriften, wie die Vor-
läufigen Richtlinien für die Herstellung 
der Katasterplankarte in Preußen sowie 
Musterblatt und Zeichenvorschrift für 
die Deutsche Grundkarte 1 : 5 000 und 
Katasterplankarte wurden ebenfalls 
veröffentlicht. Im 1. KatVermErlaß vom 
30.11.1944 wurde die Herstellung der 
Katasterplankarte den Katasterämtern 
übertragen.

Deutsche Grundkarte (Grundriß) als 
erste Entwicklungsstufe benannt. In 
diesem Zuge wurde auch die weitere 
Ausrichtung des Arbeitsprogramms an-
gepasst. Ersichtlich wird dies bereits an 
der Umbenennung der Richtlinien, die 
Abkürzung RiKaNi blieb, aber diese wur-
den nun als Richtlinien für die Herstel-
lung und Fortführung des Kartenwerks 
1 : 5 000 in Niedersachsen bezeichnet. 
Neben der Vervollständigung der Roh-
karten und Fortführung sollte u. a. auch 
die Genauigkeitsprüfung ein Schwer-
punkt der weiteren Arbeiten sein. Zur 
besseren Planung und Koordinierung 
(Steuerung) wurden ab etwa 1970 Netz-
pläne zur Herstellung der DGK5 erstellt. 
Die einzelnen Arbeitsschritte des kom-
plexen Gesamtablaufs wurden darin ab-
gebildet und zueinander abgestimmt. 

Die enormen Aufwendungen zur Her-
stellung der DGK5 ließen Überlegungen 
nach einer Wandlung der Methoden der 
Erzeugung und Nutzung der gewon-
nenen topografischen Daten wachsen. 
Insbesondere die mehrfache Nutzung 
der einmal erhobenen topografischen 
Daten für unterschiedliche Kartenwerke 
stand im Focus. Erste Vorstellungen zum 
Aufbau einer topografischen Datenbank,  
aus der mit Hilfe der elektronischen Da-
tenverarbeitung über Kartierautomaten 
Karten in unterschiedlichen Maßstäben 
mit verschiedenartigen Zeichenschlüs-
seln ausgegeben werden sollten, ent-
standen (Bauer, 1974). Die DGK5 galt 
hier als Grundmaßstab, aus dem die wei-
teren topografischen Kartenwerke (Fol-
gemaßstäbe) abgeleitet werden sollten. 
Insbesondere das Problem der aktuellen 
Fortführung/Aktualisierung der Daten 
war somit auf einen Datenbestand be-
schränkt. 
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Abb. 2: Arbeitsstand der Deutsche Grundkarte 1 : 5 000 im Jahr 1967

Grundkartenerlaß

Im Jahr 1975 wurden die RiKaNi durch 
den Erlass zur Herstellung und Fort-
führung der Deutschen Grundkarte 
1 : 5 000 in Niedersachsen – Grundkar-
tenerlaß abgelöst. Die bedeutendsten 
Neuerungen waren, 

- die Übertragung der gesamten Bear-
beitung und Herausgabe der DGK5 
auf die Katasterämter, 

- die Luftbildvermessung ersetzt voll-
ständig die terrestrischen Aufnahme-
verfahren und

- die Fortführungen aller Landeskar-
tenwerke stützen sich auf die DGK5.

Der Grundkartenerlaß war deutlich 
straffer gefasst. Er beschränkte sich auf 
Zuständigkeitsfragen und steckte den 
Rahmen für die technischen Details der 
Herstellung und Fortführung ab. Wei-
tere allgemeine Regelungen bestanden 

darin, dass die DGK5 im Folienverfahren 
mit drei Folien, dem Grundriss-, Höhen- 
und Schriftoriginal herzustellen war. Bei 
Bedarf konnte als viertes Original ein 
Luftbildplan erstellt werden. Die Tren-
nung, insbesondere in ein Grundriss- 
und Schriftoriginal sollte der besseren 
Fortführung der Schrift dienen (Bauer, 
1975). Nachdem die erstmalige Herstel-
lung der 12.232 Exemplare der DGK5 im 
Grundriß in den 1970er Jahren nahezu 
abgeschlossen war und die Realisierung 
der Höhe mehr in den Vordergrund 
rückte, galt es auch die Fortführung zu 
betrachten (Kophstahl, 1982).

Fortführung 

Ohne kontinuierliche, flächendeckende 
Fortführung verkörpert ein Landeskar-
tenwerk den Wert einer historischen 
Kartensammlung; zumindest verliert es 
seinen Gebrauchswert und damit steht 
den regelmäßig hohen Investitions-
kosten der Herstellung ein immer ge-
ringer werdender Nutzen gegenüber.  
Dies erkennend, bestand nun eine große 
Herausforderung in der Fortführung 
der Landeskartenwerke. Im Grundkar-
tenerlaß wurde daher das Prinzip der 
ständigen Fortführung benannt. Insbe-
sondere die DGK5 sollte ständig aktuell 
gehalten werden, da im Sinne der for-
mulierten Funktion als Grundmaßstab 
alle Folgemaßstäbe bis 1 : 100 000 auf 
deren Fortführung aufbauen sollten. 
Auch die Fortführung der vorliegenden 
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Topographischen Karten der Maßstäbe 
1 : 25 000 (TK25), 1 : 50 000 (TK50) und 
1 : 100 000 (TK100) sollte Berücksichti-
gung finden (Staufenbiel, 1982). 

Als Grundprinzip der Fortführung der 
Landeskartenwerke war formuliert, dass 
alle Veränderungen nur einmalig im 
Grundmaßstab erfasst und in allen Fol-
gemaßstäben genutzt werden sollten. 
Es wurde zwischen der ständigen und 

turnusmäßigen Fortführung unterschie-
den. Für die Aktualisierung der kataster-
lichen Veränderungen - im Besonderen 
für die Liegenschaften (Flurstücke und 
Gebäude) und Schriften - in der DGK5 
galt die ständige Fortführung. Die Ein-
arbeitung in die DGK5 sollte mindestens 
halbjährlich geschehen und auch die to-
pografischen Inhalte, soweit Verände-
rungen bekannt waren. 

Für alle übrigen Karteninhalte der 
DGK5 galt generell die turnusmäßige 
Fortführung. Auch die kleineren Kar-
tenmaßstäbe ab 1 : 25 000 wurden nur 
turnusmäßig fortgeführt, da die hohen 
reproduktionstechnischen Aufwände  
dies als praktikabel erscheinen ließen. 
Der Turnus zur Fortführung der Lan-
deskartenwerke wurde streng auf fünf 
Jahre festgelegt (Staufenbiel, 1982). Die 
Abbildung 3 gibt über den Arbeitsab-
lauf einen Überblick. 

Nutzungsbetrachtung

Nach der flächendeckenden Herstel-
lung der DGK5 G (Grundriss) und dem 
fortschreitenden Aufbau der DGK5 N 
(Normalausgabe mit Höhenliniendar-
stellung) rückte auch deren Nutzung 
(Eigen- und Fremdnutzung) stärker in 
den Focus. Neben diesen beiden Stan-
dardausgaben wurden auch die Sonder-
ausgaben DGK5 Bo (Bodenschätzung) 
und DGK5 L (Luftbildplan) als Produkte 
abgegeben. 

Neben der Eigennutzung der DGK5 
durch die Vermessungs- und Kataster-
behörden, 

- als Grundkartenwerk, 
- zur Fortführung der Topographi-

schen Landeskartenwerke, 
- als Kartengrundlage für thematische 

Darstellungen oder 
- für Auskunftszwecke, 

galt es auch, die Bedarfe der Fremdnut-
zung zu berücksichtigen. Von der AdV-
Arbeitsgruppe Bereinigung der Muster-
blätter wurden die Länder aufgefordert, 
eine Umfrage zur Nutzung ihrer Karten-
werke der gesamten Maßstabsreihe von 
1 : 5 000 bis 1 : 100 000 durchzuführen. 
In Niedersachsen ist dies in den Jahren 
1983 und 1984 geschehen (Washausen, 
1985). Es wurden rund 950 Fragebögen 
an Behörden des Landes und kommu-
nale Körperschaften, Firmen und Ver-
eine sowie private Nutzer versandt; 600 
Fragebögen konnten ausgewertet wer-
den (s. Abbildung 4). 

Abb. 3: Arbeitsablauf der Fortführung der Landeskartenwerke (Staufenbiel, 1982)
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Die Ergebnisse der Umfrage zeigen, dass 
die Nutzer insbesondere Grundrissinfor-
mationen von Gebäuden und Grenzen 
interessieren. Aber auch Informationen 
der Bereiche Gelände, Verkehrswege, 
Gewässer und Beschriftungen wurden 
von den damaligen Nutzern nachge-
fragt. Insgesamt wurden die Produkte 
der DGK5 von 80 % der Nutzer als sehr 
gut beurteilt. Als weitere Informati-
onen in der DGK5 wurden Haus- und 
Flurstücksnummern sowie vollständige 
Straßennahmen gewünscht. 

Im Zeitraum der halbjährigen Nutzer-
umfrage wurden landesweit 29.798 Ex-
emplare der DGK5 abgegeben. Hierzu 
wurden die Nutzer und Nutzungsbe-
reiche erfasst. Wie in der Abbildung 5 
ersichtlich, sind mit über 60 % vor allem 
Behörden des Landes und kommunale 
Körperschaften die Hauptnutzer. Da-
raus folgend, dominieren auch deren 
Nutzungsbereiche. Auch nachfolgende 
Betrachtungen der Nutzer und ihrer Be-
darfe zeigen ähnliche Verteilungen (s. 
Abbildung 6). 

Auch in die Auswertung der Nutzungs-
häufigkeit lohnt an dieser Stelle einen 
Rückblick. Diese wurde, bezogen auf 
einzelne Kartenblätter, die wiederum 
bestimmten Landschaftstypen (Ortslage, 
Ortsrandlage sowie Feld, Wald, Wiese) 
zugeordnet waren, zusammengestellt 
(s. Abbildung 7). Erwartungsgemäß 
zeigen sich die größten Nutzungshäu-
figkeiten für Kartenblätter in den Orts-
lagen. Aber hohe Nutzung auch von 
Kartenblättern im Bereich Feld, Wald, 
Wiese zeigt die flächendeckende Be-
deutung. Hier zeigen sich natürlich wie-
derum auch Einflüsse der Nutzer, da die 
Gruppe der o. g. Hauptnutzer regelmä-
ßig flächendeckende Kartenwerke für 
ihre Zuständigkeitsbereiche abruft. 

Abb. 4: Umfrage zur Nutzung der DGK5 (Washausen, 1985)

Abb. 5: Umfrage zur Nutzung der DGK5 (Washausen, 1985)
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Konzeption eines 
Nachfolgeproduktes der DGK5

Mit dem Aufbau digitaler Nachweise 
des Liegenschaftskatasters (Automati-
sierte Liegenschaftskarte (ALK)) und der 
topografischen Landesaufnahme (Amt-
liches Topographisch-Kartographisches 
Informationssystems (ATKIS)) musste 
sich auch die Führung der Landeskarten-
werke grundlegend verändern. In den 
Jahren 1996/97 hat eine Projektgruppe 
Vorschläge zur Konzeption des Nachfol-
geproduktes der Deutschen Grundkarte 
1 : 5 000 erarbeitet. 

Mit Abschluss des Aufbaus des ATKIS-Ba-
sis-DLM auf Grundlage der DGK5, sollte 
diese ab dem Jahr 2001 als Grundmaß-
stab zur Fortführung der Topographi-
schen Karten nicht mehr benötigt wer-
den. Die im ATKIS-Basis-DLM fehlenden 
Gebäudeinformationen konnten direkt 
aus der ALK, die parallel flächendeckend 
eingerichtet wurde, abgeleitet werden. 
Die weiteren Informationen zur künfti-
gen Fortführung des ATKIS-Basis-DLM 
sollten durch Auswertung von Ortho-
photos sowie Feldvergleichen herange-
zogen werden (Uhde, 1999). 

Abb. 6: Nutzerstruktur der DGK5 (Klietz und Ueberholz, 1999)

Abb. 7: Nutzungshäufigkeit der DGK5 (Washausen, 1985)

Diese bedeutenden Verfahrensumstel-
lungen mit der Einstellung der analogen 
Kartenführung gingen einher mit der 
Abkehr von einem lange praktizierten 
Grundsatz – mehrfache Nutzung der 
einmal erhobenen topografischen Da-
ten für unterschiedliche Kartenwerke. 
Das Prinzip von Grundmaßstab und 
Folgemaßstäben gab es nicht mehr. Die 
topografischen Kartenwerke sollten für 
den Maßstab 1 : 5 000 im Bereich des 
Liegenschaftskataster und die weiteren 
Maßstäbe im Bereich der Geotopografie 
weitestgehend getrennt voneinander 
geführt und aktualisiert werden. 

Das Nachfolgeprodukt der DGK5, als 
Ausgabe der ALK im Maßstab 1 : 5 000, 
bekam den Arbeitstitel ALK5. Die we-
sentliche Herausforderung bestand da-
rin, die Präsentationsvorschrift der ALK 
für den Maßstab 1 : 1 000 weiter zu 
entwickeln. Insbesondere die Lesbarkeit 
der Schrift war in der Ausgabe im Maß-
stab 1 : 5 000 problematisch. Aber auch 
die Integration weiterer topografischer 
Bestandteile der DGK5 musste in mög-
lichst automatisierten Prozessen reali-
siert werden (Uhde, 1999). Dies gelang 
jedoch nicht vollständig.

In dieser Phase der Betrachtung der 
Maßstabsreihen der Landeskartenwerke 
wurde auch der Maßstab 1 : 10 000, die 
Topographische Karte 1 : 10 000  (TK10), 
diskutiert. Eine Realisierung ist jedoch 
nicht erfolgt. Mit der Ableitung der Di-
gitalen Straßenkarte 1 : 10 000  (DSK10) 
sollte diese Lücke zu einem späteren 
Zeitpunkt übergangsweise gefüllt wer-
den. 

Die Amtliche Karte 1 : 5 000 
(AK5)

Als Ergebnis eines Diskursprojektes der 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
(VuKV) im Jahr 1998, in Anlehnung 
an das vorgelegte Konzept der o. g. 
Projektgruppe, wurde als Nachfolge-
produkt der DGK5 die Amtliche Karte 
1 : 5 000 (AK5) benannt. Diese sollte zu-
nächst als Farb- und Schwarz/Weiß-Aus-
gabe (analog und digital) zur Verfügung 
stehen und sowohl Inhalte der ALK und 
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Abb. 8: AK5 Vorstufe (Diers, 2002)

des ATKIS enthalten. In einem Stufen-
konzept war die Realisierung vorgese-
hen. Die weitestgehend automatisiert 
aus der ALK abgeleitete Vorstufe der 
AK5 sollte bis 2003 flächendeckend fer-
tig gestellt sein. Insbesondere die Schrif-
ten mussten aber mit hohem Aufwand 
für diesen Maßstab bearbeitet werden 
(s. Abbildung 8). Weitere Daten aus dem 
ATKIS, wie z. B. die Höhenlinien, Wald-
wege, Gewässer und Hochspannungs-
leitungen, wurden ebenfalls integriert 
(Diers, 2002). 

Der Arbeitsstand der Vorstufe sollte 
einige Jahre bestehen bleiben, bis mit 
der Einrichtung einer Projektgruppe zur 
Entwicklung eines AK5-Signaturenkata-
logs im Jahr 2013 wesentliche Impulse 
gegeben und Vorarbeiten geleistet wur-
den für den Runderlass über die Einrich-
tung und Führung der Amtlichen Karte 
1 : 5 000 (AK5-Erlass) vom 20.05.2015 des 

Niedersächsischen Ministeriums für In-
neres und Sport (Nds. MBl. Nr. 19/2015). 
Näheres hierzu ist in einem weiteren Ar-
tikel in diesem Heft beschrieben. Somit 
konnte die DGK5 im Jahr 2015 durch das 
Nachfolgeprodukt der AK5 ersetzt wer-
den. Diese wird als Standardpräsentati-
on über Geodatendienste bereitgestellt. 

Zusammenfassung und Ausblick

Der Grundmaßstab 1 : 5 000 ist seit 
Einrichtung des Liegenschaftskatasters 
und Herstellung Topografischer Karten-
werke ein zentrales Produkt der Nie-
dersächsischen Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung (VKV). Dies zeigt sich 
im Besonderen auch in den erheblichen 
Aufwendungen, die jeweils betrieben 
wurden, um die Produkte dieses Maß-
stabs zu entwickeln und fortzuführen 
– DGK5 und AK5. Gleichzeitig ist dieser 
Maßstab auch das verbindende Karten-
produkt zwischen den Geobasisdaten 
des Liegenschaftskatasters und der Ge-
otopografie. Die aufgezeigten wechsel-

vollen Entwicklungen der Vergangen-
heit werden wohl auch in der Zukunft 
weitergehen. Dies ist sehr positiv, denn 
nur wenn ein Kartenwerk stetig weiter-
entwickelt wird, besteht die Aussicht, es 
langfristig zu erhalten. Durch die Digi-
talisierung der Geobasisdaten werden 
die Zyklen der Weiterentwicklung viel 
kürzer sein. 

Aber auch die vermeintliche Fortent-
wicklung führt bisweilen auf einigen 
Wegen zurück zu in der Vergangen-
heit praktizierten Grundsätzen, z. B. 
für die mehrfache Nutzung der einmal 
erhobenen topografischen Daten für 
unterschiedliche Kartenwerke – Grund-
maßstab und Folgemaßstäbe. Ein Zu-
kunftsprojekt in diesem Sinne ist die 
Harmonisierung von ALKIS und ATKIS 
sowie neuer Themenbildungen zur 
Landnutzung und Landbedeckung. Es 
lohnt also von Zeit zu Zeit auch ein Blick 
zurück, um weiter voran zu schreiten. 
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Begriffe widersprüchlich, fehlerhaft und 
zweifelsfrei ein wenig zu verdeutlichen.

Nach Nr. 5.3.8 der Verwaltungsvorschrif-
ten zu Liegenschaftsvermessungen vom 
22. November 1985 (LiegVermErlass 
1985) ist eine Grenzermittlung nicht 
möglich, wenn 

– ein Widerspruch in den Angaben 
des Liegenschaftskatasters sich nicht 
zweifelsfrei klären lässt oder die im 
Liegenschaftskataster nachgewie-
sene Flurstücksgrenze nicht in die 
Örtlichkeit übertragen werden kann 
und

– die Beteiligten den örtlichen Grenz-
verlauf nicht als rechtmäßig ansehen.

Voraussetzung ist das Vorliegen einer 
„Ungewissheit im Liegenschaftskata-
ster“. Hierzu ist Nr. 2.3.2 des Runder-
lasses zur Erhebung von Geobasisdaten 
durch Liegenschaftsvermessungen (Lieg-
VermErlass 2015) vom 15.08.2015 heran-
zuziehen. Danach liegt eine Ungewiss-
heit im Liegenschaftskataster i. d. R. vor, 
wenn

– widersprüchliche oder fehlerhafte 
Angaben im Liegenschaftskataster 
nicht zweifelsfrei geklärt werden 
können oder

– eine nachgewiesene Flurstücksgren-
ze nicht zweifelsfrei in die Örtlichkeit 
übertragen werden kann.

Hilfreich kann es durchaus sein, sich äl-
terer Vorschriften zu erinnern, um die 

Einführung

Ist eine Grenzfeststellung nicht möglich, 
kann nach § 4 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Gesetzes über das amtliche Ver-
messungswesen (NVermG) die örtliche 
Lage von Flurstücksgrenzen durch einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag, dem so 
genannten Grenzfeststellungsvertrag, 
festgelegt werden. Mit dem NVermG 
wurde erstmals die Möglichkeit geschaf-
fen, mit einem öffentlich-rechtlichen 
Vergleichsvertrag im Sinne des § 55 Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG) bei 
atypische Fällen der Grenzfeststellung 
die Flurstücksgrenze festzulegen (vgl. 
Erweitere Begründung zum NVermG 
(2003), S. 16). Ein Vergleich im Sinne des 
§ 55 VwVfG ist ein Vertrag, „durch den 
eine bei verständiger Würdigung des 
Sachverhalts oder der Rechtslage be-
stehende Ungewissheit durch gegensei-
tiges Nachgeben beseitigt wird“. Durch 
einen Grenzfeststellungsvertrag sollen 
die Eintragung eines zweifelhaften Flur-
stücksnachweises im Liegenschaftskata-
ster und der Verweis auf den privaten 
Rechtsweg vermieden werden. Soweit 
zur Theorie!

In der Praxis werden nach den bishe-
rigen Erkenntnissen sehr selten Grenz-
feststellungsverträge geschlossen. Es 
liegt aber mit dieser gesetzlichen Re-
gelung ein Instrument vor, um knifflige 
Grenzsituationen einvernehmlich für al-
le Parteien lösen zu können.

Theoretische Grundlagen

Eine Einordnung des Grenzfeststellungs-
vertrages in den Verfahrensablauf einer 
Grenzfeststellung mit seinen verschie-
denen Facetten wird ausschnittsweise in 
Abbildung 1 dargestellt.

Der Grenzfeststellungsvertrag

Von Helmut Meyer und Katrin Weke

Abb. 1: Schematischer Ablauf bei Ungewissheit im Liegenschaftskataster (nach Meyer (2011), S. 40)
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Die Kartenunterlage ist die aktuelle 
Liegenschaftskarte, die einen Grenz-
verlauf zwischen den Flurstücken 141/1 
und 144/16, ausgehend von einem ab-
gemarkten Punkt im Westen über den 
Punkt B in nördlicher Richtung auf die 
Gebäudeecke, von dort aus entlang der 
nördlichen Gebäudeseite und dann zu 
einem abgemarkten Grenzpunkt im Os-
ten der Straßengrenze, ausweist. Grund-
lage für die aktuelle Liegenschaftskarte 
ist eine Urkarte aus dem Jahre 1876 (s. 
Abbildung 3), die durch Hochzeichnen 
einer Verkopplungskarte im Maßstab  
1 : 3 200 aus den Jahren 1855-57 entstan-
den ist. Die anlässlich der Einrichtung 
des Liegenschaftskatasters entstandene 
Karte ist lediglich durch eine sogenann-
te Feldvergleichung überprüft worden 

Über mögliche Abweichungen zwischen 
Katasternachweis und Örtlichkeit ent-
scheidet die Vermessungsstelle anhand 
der Qualität der Vermessungsunter-
lagen. Diese sind auf ihre Herkunft zu 
untersuchen und unter Beachtung mög-
licher zulässiger Abweichungen nach 
LiegVermErlass 2015, Anlage 7 zu wer-
ten.

Dieser notwendige Blick auf den rechtli-
chen Rahmen führt nun zur Darstellung 
eines praktischen Falles.

Darstellung eines Beispiels aus 
der Praxis

Antrag und Vermessungsunterlagen

Im Rahmen einer Grenzfeststellung soll 
der Grenzpunkt B ermittelt, festgestellt 
und durch einen Grenzstein abgemarkt 
werden (s. Abbildung 2).

Zur besseren Verdeutlichung der ein-
zelnen Begriffe ist der Erlass zur Fort-
führung des Liegenschaftskatasters Teil 
II von 1965 (Fortführungserlaß II) gut 
geeignet, da er detailliert die Feststel-
lung der Grenzen und mögliche Abwei-
chungen darstellt.

Der Begriff „widersprüchlich“ wird im 
Abschnitt „Widersprüche in den Auf-
nahmeelementen“ behandelt. Dabei 
wird davon ausgegangen, dass es sich 
hierbei um Abweichungen innerhalb des 
Katasternachweises handelt, die durch 
Auswertung der Unterlagen oder durch 
örtliche Untersuchungen, zu denen die 
Beteiligten zugezogen werden können, 
zu klären sind (Nr. 5.6.3 Fortführungs-
erlaß II).

Fehlerhafte Angaben können aus der 
Ungenauigkeit des Aufnahmeverfah-
rens resultieren. Sie sind unter dem im 
Kataster als klassisch zu bezeichnenden 
Begriff „Aufnahmefehler“ einzuord-
nen, sofern Abweichungen zwischen 
örtlichem Besitzstand und Katasternach-
weis nicht mehr als Messungsungenau-
igkeiten beurteilt werden können. In 
diesem Fall ist zu prüfen, ob die Gren-
zen bei der Aufnahme (Uraufnahme) 
ungenau ermittelt worden sind (Nr. 5.7.2 
Fortführungserlaß II). Die Ungenauig-
keiten sind mit den Beteiligten zu erör-
tern und einer sachgemäßen Würdigung 
zu unterziehen. Der Aufnahmefehler ist 
hinreichend behandelt worden, sodass 
hier auf weitere Ausführungen verzich-
tet werden kann. 

Der Begriff „zweifelsfrei“ bedeutet, 
dass die einwandfreie Übertragung des 
Katasternachweises in die Örtlichkeit 
möglich ist. Vom „Versagen des Kata-
sternachweises“ wird gesprochen, wenn 
sich in der Örtlichkeit keine mit ihm hin-
reichend übereinstimmenden Punkte 
finden lassen. Die Unbrauchbarkeit ist 
nachzuweisen; der örtliche Besitzstand 
ist zugrunde zu legen, wenn nach dem 
Sachverhalt und den Erklärungen der 
Beteiligten anzunehmen ist, dass der Be-
sitzstand nicht willkürlich geändert wor-
den ist (Nr. 5.7.4 Fortführungserlaß II).

Abb. 3: Urkarte von 1876

Abb. 2: Auszug aus der amtlichen Liegenschaftskarte vor Beginn der Vermessung.
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Abb. 4: Feldvergleichung von 1870

Abb. 5: Gebäudevermessung 1870

des Flurstückes 144/16 abweicht, macht 
dieser Eigentümer schriftlich seine Be-
denken geltend und weist darauf hin, 
dass er gegen das Vermessungsergebnis 
den Rechtsweg beschreiten wolle.

Durch Verschneiden der aktuellen Lie-
genschaftskarte mit der Urkarte zeigen 
sich erhebliche Abweichungen zwischen 
den Grenzpunkten aus der Urkarte und 
den danach festgestellten und abge-
markten Grenzpunkten (s. Abbildung 
10). Eine optische Identität in der Form 
ergibt sich bei dem Wohnhaus mit der 
Hausnummer 21. Allerdings sind auch 
hier erhebliche Lageunterschiede festzu-
stellen. Mithilfe einer affinen Transfor-
mation wird nun über verschiedene An-
sätze versucht, durch Variation der Lage 
und Anzahl der identischen Punkte in 
beiden Karten und deren sachgerechter 
Würdigung, die grafische Koordinate 
für den Grenzpunkt B zu ermitteln. Aus 
den verschiedenen Auswertungen, bei 
denen mittlere Fehler von über 2,0 m 
zu verzeichnen sind, kann durch Mit-
telbildung der Zwischenergebnisse ein 
„wahrscheinlicher“ Koordinatenwert 
errechnet werden.

Da die Form des Wohnhauses in Urkarte 
und Liegenschaftskarte nahezu identisch 
ist, die Umringsmaße aus dem Vermes-
sungsriss und den wenigen Maßen aus 
der Messung von 1882 übereinstimmen 
und ferner die Gebäudepunkte des öst-
lich vom Wohnhaus gelegenen Neben-
gebäudes lagemäßig zwischen Urkarte 
und Liegenschaftskarte hohe Überein-
stimmung aufweisen, soll in einem wei-
teren Ortstermin mit den Beteiligten 
versucht werden, eine Einigung unter 
Beachtung der Vermessung von 1882 
über den Grenzverlauf zu erzielen. Im 
Vermessungstermin wird auch von den 
Beteiligten einvernehmlich anerkannt, 
dass es sich bei dem Wohnhaus auf dem 
Flurstück 141/1 und dem Nebengebäude 
auf dem Flurstück 144/16 um Bauwerke 

und für den Bereich der Flurstücke 139/1 
und 141/1 (damals noch ein Flurstück) 
um zwischenzeitlich errichtete Gebäude 
ergänzt worden (s. Abbildungen 4 und 
5). Weiteres Zahlenmaterial liegt für die 
Grenzen nicht vor.

Die Grenze zwischen den Flurstücken 
139/1 und 141/1 ist am 20.04.1882 an-
lässlich einer Zerlegungsvermessung 
entstanden (s. Abbildung 6) und liegt als 
Ergebnis neben dem Fortführungsriss in 
einer Ergänzungskarte (s. Abbildung 7) 
und der fortgeführten Urkarte (s. Ab-
bildung 8), der so genannten Reinkarte, 
vor.

Die Rahmenflurkarte ist in den achtziger 
Jahren durch Kartierung auf der Grund-
lage des vorhandenen Zahlenmaterials 
sowie örtlicher Vermessungsarbeiten, 
bei denen zwischen den Flurstücken 
141/1 und 144/16 ein örtlicher Zaun 
aufgemessen worden ist, entstanden. 
Dabei wurde der örtliche Grenzverlauf 
als Grenze in der Rahmenflurkarte dar-

gestellt. Durch Digitalisierung ist diese 
Karte Ende der 1990er Jahre auf die Au-
tomatisierte Liegenschaftskarte (ALK) 
umgestellt worden.

Grenzermittlung und Ungewissheit im 
Liegenschaftskataster

In einem ersten Vermessungstermin wird 
der Nachweis des Vermessungsrisses in 
der Örtlichkeit übertragen: Es ergibt sich 
Übereinstimmung mit dem örtlichen 
Besitzstand. Im Punkt B wird ein bisher 
nicht im Liegenschaftskataster nachge-
wiesener Grenzstein vorgefunden. Von 
den Eigentümern der Flurstücke 141/1 
und 144/16 wird das Vermessungsergeb-
nis im Ortstermin akzeptiert.

Nach Zusendung des Amtlichen Grenz-
dokumentes wird vom Eigentümer des 
Flurstücks 141/1 mündlich vorgetragen, 
dass er beabsichtigt, Klage gegen die 
Feststellung und Abmarkung des Grenz-
punktes B einzulegen.

Nachträglich wird ein Vergleich der ALK 
mit der Urkarte durchgeführt und der 
Grenzpunkt B anhand grafischer Ermitt-
lung in der Urkarte bestimmt. Dieses 
Ergebnis wird in die Örtlichkeit über-
tragen. Da sich nunmehr eine Lage des 
Grenzpunktes B ergibt, die nicht nur in 
östlicher Richtung um etwa 6,5 m, son-
dern auch in südlicher Richtung um et-
wa 2,5 m zu Ungunsten des Eigentümers 

B
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Maß 17,2 m mit der rückwärtigen Wohn-
hausverlängerung des Wohnhauses Nr. 
21 in einem Punkt zusammenfallen, wird 
aus der Eintragung der Vermessungser-
gebnisse in die Reinkarte (s. Abbildung 
8) angenommen; dem haftet aber die 
Unsicherheit des Kartenmaßstabes an. 
Die Wahrscheinlichkeit, dass bei der Ver-
messung im Jahre 1882 der Zustand zum 
Zeitpunkt der Feldvergleichung im Jahre 
1870 bzw. dem Anfertigen der Verkopp-
lungskarte in den Jahren 1855-57 noch 
identisch gewesen sein mag, kann als 
relativ hoch eingeschätzt werden. Da 
es sich aber bei dem Messungsergebnis 
um eine nicht einwandfreie Vermessung 
handelt und der Schnittpunkt der Ver-
längerung mit hoher Ungewissheit be-
haftet ist, ist hier der Tatbestand einer 
Ungewissheit im Liegenschaftskataster 
gegeben.

handelt, die ein erhebliches Baualter 
aufweisen und sicherlich zum Zeitpunkt 
der Uraufnahme im Jahre 1870 bereits 
vorhanden waren. Das Nebengebäude 
ist beidseitig um Anbauten erweitert 
worden, die Form zum Zeitpunkt 1870 
ist aber noch eindeutig erkennbar und 
ansprechbar.

Unter Berücksichtigung der Messung 
von 1882 wird im Punkt X (s. Abbildung 
11) eindeutig ein senkrecht stehender 
Feldstein vorgefunden, der vom Ei-
gentümer des Flurstücks 141/1 auch als 
Grenzpunkt anerkannt wird. Eine zwei-
felsfreie Übertragung der Zahlen mit 
dem Ergebnis des Auffindens einer Ver-
markung schließt für den Grenzpunkt 
X ein Versagen des Katasternachweises 
aus, da hinreichend übereinstimmende 

Punkte vorgefunden wurden. Mit einer 
Übertragung des Maße 17,2 m (s. Abbil-
dung 6) in südlicher Richtung kann der 
wahrscheinliche Grenzverlauf zwischen 
den Flurstücken der beiden Eigentümer 
angezeigt werden.

Offen bleibt die Richtung des Maßes 
17,2 m mit dem Endmaß 23,3 m (s. Ab-
bildung 6), da diese Gebäude nicht mehr 
vorhanden sind und auch nie zahlenmä-
ßig nachgewiesen wurden. Der sich aus 
der Messung von 1882 damit herzulei-
tende Grenzpunkt B hängt somit im 
erheblichen Umfang von der Richtung 
der Verlängerung ab und kann nur in-
nerhalb einer größeren Unsicherheits-
spanne rekonstruiert werden. Die Ver-
mutung, dass die Verlängerung mit dem 

Abb. 6: Zerlegungsvermessung vom 20.04.1882

Abb. 7: Ergänzungskarte von 1882

Abb. 8: Fortgeführte Reinkarte 1882

B

B

B

Abb. 9: Vermessungsriss

Abb. 10: Zusammenschnitt von Urkarte und Liegenschaftskarte

B

B
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Vorbereitung und Abschluss des Grenz-
feststellungsvertrages

Als einwandfrei sind nur solche Mes-
sungen anzusehen, die durch Siche-
rungsmaße geprüft sind und bei denen 
die Beteiligten mit der Abmarkung 
einverstanden waren (Nr. 5.2.1 Fortfüh-
rungserlaß II). Für Liegenschaftsvermes-
sungen ist eine einwandfreie Vermes-
sung dann anzunehmen, wenn sie nach 
der Anweisung II vom 21. Februar 1896 
ausgeführt worden ist. Weder Siche-
rungsmaße noch Anerkennung liegen 
jedoch vor, so dass die Bestimmung des 
Grenzpunktes B mit erheblichen Unsi-
cherheiten behaftet ist.

Es ergeben sich zwischen dem übertra-
genen und örtlichen Grenzverlauf teil-
weise Abweichungen, die aufgrund des 
Zahlenmaterials im Liegenschaftskata-
ster nicht eindeutig geklärt werden kön-
nen. Dies ist mit beiden Eigentümern an 
Ort und Stelle intensiv erörtert und an 
den zwei folgenden Lösungsansätzen 
erläutert worden:

1. Abschluss eines Grenzfeststellungs-
vertrages bei Einigung der beiden 
Eigentümer oder

2. Eintragung eines zweifelhaften Flur-
stücksnachweises, sofern eine Eini-
gung zwischen den beiden Eigentü-
mern nicht erreicht werden kann.

Beiden Vertragsparteien ist anschlie-
ßend eine Bedenkzeit von einer Woche 
eingeräumt worden, um den Sachver-
halt und die möglichen Rechtsfolgen zu 
überdenken. Der Eigentümer des Flur-
stücks 141/1 hat daraufhin noch einmal 
um Verlängerung der Bedenkzeit gebe-
ten, da er das Ergebnis der Vermessung 
von 1882 in Frage stellte. Letztendlich ist 

B

Abb. 11: Gegenüberstellung der einzelnen Koordinatenbestimmungen:

Abb. 12: Ergebnis nach Eintragung in das Liegenschaftskataster (Fortführungsnachweis)

es zu einer Einigung der beiden Eigen-
tümer gekommen. In einem Grenzfest-
stellungsvertrag ist die örtliche Grenze, 
so wie sie sich aus dem Nachweis im Ver-
messungsriss (s. Abbildung 9) zwischen 
den Flurstücken 141/1 und 144/16 ergab, 
vereinbart worden (s. Abbildung 12).

Nachfolgend ist das Amtliche Grenz-
dokument einschließlich Grenzfeststel-
lungsvertrag beispielhaft abgebildet.

Meyer, Weke, Der Grenzfeststellungsvertrag
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139/1 ergibt sich eine Flächendifferenz 
von -178 m2 gegenüber dem bisherigen 
Nachweis und für das Flurstück 141/1 
von -274 m2. Für das Flurstück 144/16 
ergibt sich ein rechnerischer Flächenzu-
gang, der innerhalb der größten zuläs-
sigen Abweichung für Flächenberech-
nungen liegt. 

Zusammenfassung

Der vorliegende Fall, der für alle Seiten 
zufriedenstellend abgeschlossen werden 
konnte, hat folgendes gezeigt:

– Der theoretische Ansatz eines Grenz-
feststellungsvertrages ist in der Praxis 
ein brauchbares und gut anwend-
bares Instrument, um nicht eindeu-
tige Grenzsituationen einvernehm-
lich bereinigen zu können.

– Eine sachverständige Wertung von 
Unterlagen bedeutet nicht nur die 
Übertragung von Zahlen aus Ver-
messungsrissen, insbesondere dann 
nicht, wenn sie nicht als Original im 
Felde geführt und durch entspre-
chende Urkunden (Grenzverhand-
lung, Abmarkungsniederschrift) do-
kumentiert worden sind.

– Grafische Maße aus Urkarten, Rein-
karten oder Ergänzungskarten sind 
ein Hilfsmittel, sie können aber al-
lein wegen der unsicheren und un-
genauen Grundlage keine Voraus-
setzung für einen eindeutigen Flur-
stücksnachweis bilden.

– Ein souveränes Auftreten der Ver-
messungsstelle verbunden mit fun-
dierten Rechtskenntnissen tragen 
erheblich zu einer einvernehmlichen 
Lösung bis hin zu einem Grenzfest-
stellungsvertrag bei. 

Breite der Zuwegung zu dem rückwärtig 
gelegenen Trennstück von 3,5 m relativ 
sicher abzuleiten. Ferner ist keine sich 
aus der Ergänzungskarte (s. Abbildung 
6) ergebende Grenzbebauung bzw. ge-
ringfügige Überbauung abweichend 
von der Darstellung in der amtlichen 
Liegenschaftskarte (s. Abbildung 2) ab-
zuleiten. Hinzu kommt, dass schon die 
Reinkarte nicht das Ergebnis der Mes-
sung richtig wiedergibt. Die in der Zu-
sammenstellung der Auswertergebnisse 
(s. Abbildung 11) mit X und Y bezeich-
neten Grenzpunkte sind durch Steine 
abgemarkt und auch entsprechend in 
der Ergänzungskarte ausgewiesen. Die  
Reinkarte stellt bereits einen geradli-
nigen Verlauf von der Straße zum Punkt  Y 
dar, verzichtet jedoch auf den Nachweis 
des Grenzpunktes Y.

Diese unzutreffende Darstellung in der 
aktuellen Liegenschaftskarte ist nicht, 
wie Gomille (2008) unter § 3 Nr. 3.3.2.6 
als mögliche Ursache neuer Zeichenfeh-
ler in der Digitalisierung der analogen 
Karte vermutet, zu sehen, sondern ist 
bereits bei der fehlerhaften Umstel-
lung des Kartenwerkes vom Maßstab 
1 : 3 200 auf den Maßstab 1 : 1 000 
entstanden. Mit dem Eigentümer des 
Flurstücks 141/1, dem auch das Flurstück 
139/1 gehört, ist die Beseitigung dieses 
Widerspruchs anlässlich des Grenzfest-
stellungsvertrages erörtert worden.

Berichtigung eines Fehlers in den amt-
lichen Flächen

Mit dem Feststellen des Grenzpunktes 
B ist nun erstmalig eine einwandfreie 
Bestimmung der Fläche aus den Flurstü-
cken 139/1 und 141/1 möglich, sowie un-
ter Berichtigung des Widerspruchs zwi-
schen den Vermessungsunterlagen und 
der Liegenschaftskarte auch eine Einzel-
flächenberichtigung. Für das Flurstück 

Zustimmung durch das Grundbuchamt

Ein Grenzfeststellungsvertrag bedarf 
der Mitwirkung nach § 58 Abs. 2 VwVfG 
durch das Amtsgericht (Grundbuchamt). 
Bis zur Erteilung der Zustimmung ist der 
Grenzfeststellungsvertrag schwebend 
unwirksam (Kopp/Ramsauer VwVfG  
§ 58, Rn. 19). Mit dem Rechtspfleger 
beim zuständigen Grundbuchamt ist 
vor der Eintragung in das Liegenschafts-
kataster die Angelegenheit ausführlich 
erörtert worden. Die Bearbeitung von 
Aufnahmefehlern ist schon ungewöhn-
lich, Grenzfeststellungsverträge sind 
eine noch größere Seltenheit. In dem 
Gespräch wurde deutlich, dass Grund-
buchordnung, Bürgerliches Gesetzbuch 
und Grundbuchverfügungen dieses spe-
zielle Thema nicht behandeln. Es wur-
de Einvernehmen darüber erzielt, dass 
im Zusammenhang mit dem Abschluss 
eines Grenzfeststellungsvertrages eine 
vorherige Information und Entschei-
dung durch das Grundbuchamt vor der 
Eintragung erfolgen muss. Vorgelegt 
wurde hierzu der Entwurf für das Amt-
liche Grenzdokument einschließlich des 
Grenzfeststellungsvertrages.

Berichtigung eines Zeichenfehlers

Der Vergleich der Zerlegungsvermes-
sung vom 20.04.1882 mit der Darstel-
lung in der aktuellen Liegenschaftskar-
te zeigt, dass zwischen den Flurstücken 
139/1 und 141/1 ein weiteres Nachweis-
problem gegeben ist. Der Sachverhalt 
eines klassischen Zeichenfehlers, bei 
dem die Darstellung in der Flurkarte 
nicht mit den maßgeblichen Unterlagen 
überein stimmt und der als eine Abwei-
chung innerhalb des Katasternachweises 
definiert ist, liegt hier vor. Über die 
Maßgeblichkeit der Zerlegungsvermes-
sung von 1882 ist vorgetragen worden. 
Hieraus ist eine annähernd parallele 
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Abb. 2: Der Dangaster Gradmessungspfeiler im 
Originalzustand

Abb. 1: Erläuterungstafel der Gradmessungs-Station Dangast
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Nordsee, Jadebusen, Nordseebad Dan-
gast… der Blick reicht bis an den Hori-
zont. Genau das war vor 150 Jahren – al-
so im Jahr 1866 – der Grund, in Dangast 
einen Vermessungspfeiler zu setzen und 
im Verbund mit ihm die exakte Figur 
und Größe der Erde zu bestimmen. Das 
Projekt trug den Namen „Mitteleuro-
päische Gradmessung“. Seit dem Jahr 
2000 erinnert ein exakt rekonstruiertes 
Mini-Observatorium mit dem „Danga-
ster Original-Pfeiler“ (fast) an der Ori-
ginalstelle an dieses außergewöhnliche 
europäische Unternehmen mit einer Er-
läuterungstafel (s. Abbildung 1).

Das 150-jährige Jubiläum ist Anlass, 
über die damalige Vermessung der Erde 
zu berichten – mit dem Fokus auf der 
„Station Dangast“ im Zuge der mittel-

Vor 150 Jahren in Dangast: Die Vermessung der Erde

Von Klaus Kertscher und Günter Padeken

des damaligen Präsidenten des Preu-
ßischen Geodätischen Instituts, Gene-
ral Johann Jacob Baeyer (1794-1885),  
im Jahre 1862 gegründet worden und 
hatte zum Ziel, die bereits vorhandenen 
Gradmessungen Zentraleuropas stärker 
miteinander zu verknüpfen und, wo 
nötig, mit zusätzlichen, astronomisch 
bestimmten Punkten zu verdichten. Ein 
solches Projekt, von vielen europäischen 
Staaten gemeinsam durchgeführt, hielt 
Baeyer für unbedingt notwendig, da die 
bestehenden Erdmessungen der letzten 
Jahrzehnte deutliche Abweichungen 
zur ellipsoidischen Figur aufwiesen und 
somit keine wirkliche Klarheit über die 
tatsächliche Erdform bestand. Die auf 
diese Weise neu entstehende Grad-
messung würde die beteiligten Wissen-
schaftler dann in die Lage versetzen, die 
Krümmung der Erdoberfläche in jeder 
beliebigen Richtung zuverlässiger zu be-
rechnen.

europäischen Gradmessung. Auch soll 
deutlich werden, dass die beteiligten 
Astronomen und Geodäten auf ihrer 
Suche nach der wahren Erdform nur in 
internationaler Zusammenarbeit ihr Ziel 
erreichen konnten, da ihr Vorhaben im 
wahrsten Sinn des Wortes „global“ an-
gelegt war. 

Ein europäisches Projekt: Die 
mitteleuropäische Gradmessung

Die mitteleuropäische Gradmessung 
ist als eines der ersten internationa-
len Wissenschaftsprojekte mit gerade-
zu universellem Anspruch in die For-
schungsgeschichte des 19. Jahrhunderts 
eingegangen. Sie war auf Anregung 
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Auch das Großherzogtum Oldenburg 
war schon früh diesem Projekt beigetre-
ten und hatte alsbald eine bedeutende 
Aufgabe zu erledigen: Auf seinem Ter-
ritorium war ein Punkt astronomisch zu 
bestimmen. Der seinerzeitige Leiter der 
Oldenburgischen Landesvermessung, 
Albert Philibert von Schrenck (1800-77), 
hielt, nachdem die Hauptpunkte der 
Oldenburgischen Triangulation aus den 
dreißiger Jahren nicht mehr in Frage 
kamen, einen Punkt „hart an der Süd-
küste des Jadebusens“ vorzugsweise 
für geeignet, da er wegen der rundum 
freien Sicht leicht in das Gaußsche TP-
Netz einzubeziehen war. Denn über 
die TP-Netze im Zusammenwirken mit 
den geografischen Koordinaten, d. h. 
den Längen- und Breitenangaben, sind 
schließlich die Erddimensionen und Erd-
krümmungen abzuleiten. 
Wegen der Bedeutung dieses Punktes 
wurde sogar ein kleines Grundstück, auf 
dem der astronomische Pfeiler stand, 
durch den oldenburgischen Staat erwor-
ben. Abbildung 3 zeigt die zugehörige 
Messung zum Pfeilerflurstück.

Als Beobachter für den Dangast-Pfeiler 
wurde Dr. Friedrich  Tietjen (1832 – 95), 
Astronom und erster Observator an der 
Königlichen Sternwarte in Berlin – gebo-
ren in Garnholt im heutigen Landkreis 
Ammerland – benannt, assistiert vom 
Geometer Friedrich Heinrich  Wiedfeldt 
(1836 - 99). Sie haben sowohl die astro-
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nomischen wie auch die trigonometri-
schen Messungen durchgeführt.

Zur Genauigkeitssteigerung der Win-
kelmessung wurde in Dangast – wie 
anderswo zuvor auch – in Repetition 
gemessen, das heißt, ein Winkel wur-
den nacheinander bis zu 100 mal und 
mehr in Wiederholung gemessen, damit 
anschließend durch Mittelbildung ein 
exakter Winkelwert  in die Berechnung 
eingehen konnte.

Gerechnet wurde – wie damals nicht an-
ders üblich – bei Multiplikationen und 
Divisionen großer Zahlen ausschließlich 
mittels Logarithmentafeln. Mechanische 
Rechenmaschinen gab es damals eben-
so wenig wie Elektronische Rechner, die 
erst in den 30er bzw. 60er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts zur Verfügung 
standen, so dass der heutige Betrachter 
staunt, wie die immense Rechenarbeit in 
reiner Handarbeit so fehlerfrei zu schaf-
fen war.

Was hat C.F. Gauß mit diesem 
Dangast-Punkt zu tun?

Eigentlich gar nichts! C.F. Gauß , der 
von 1777 – 1855 gelebt hat, war im 
Jahre 1866 bereits elf Jahre tot.  Aber: 
Die Vermessungsingenieure von damals 
nutzten die trigonometrischen Mes-
sungen von Gauß insgesamt und beson-
ders im Bereich des trigonometrischen 
Dreiecks „Varel – Jever – Langwarden“, 
das im Sommer 1825 persönlich von 
Gauß gemessen worden war. In diesem 
Dreieck wurde der Dangast-Punkt mit 
dem Gaußschen Punktsystem verknüpft 
(s. Abbildung 6).

Er ist dadurch zu einem wahrlich „eu-
ropäischen“ Punkt geworden, da die 
Gaußdreiecke im Norden mit der dä-
nischen, im Westen mit der hollän-
dischen und im Süden mit der hessischen 
Gradmessung verbunden waren. An die-
sen wiederum schlossen sich insbesonde-
re südlich weitere Gradmessungen an, 
so dass der Dangastpfeiler letztendlich 
Teil eines gewaltigen Dreieckssystem 
war, das von Norwegen bis Süditalien 

Abb. 3: Supplementhandriß von 1867

Abb. 4: Das Gaußsche Trigonometrische Verbindungsnetz aus den Jahren 1824/25, abgebildet auch 
auf dem 10 DM-Schein
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worden war. Mit ihm war die Übertra-
gung elektromagnetischer Impulse mög-
lich – das Morsen in Echtzeit. Insofern 
wurde auch hier auf Gauß aufgebaut.

Ab 1850 wurden in den USA und in Euro-
pa gigantische elektrische Telegraphen-
netze aufgebaut, die die großen Städ-
te mit einander verbanden und Tele-
gramme zuließen. Göttingen, Hamburg 
und selbst Varel befanden sich 1866 
bereits in diesem Netzverbund, nicht 
aber Dangast. Deshalb wurde eigens für 
diese Gradmessung die Telegraphenver-
bindung bis Dangast verlängert. Damit 
war es nun möglich, den genauen Zeit-
unterschied zwischen der Sternwarte 
Göttingen und dem Dangaster Pfeiler 
zu messen und über diesen den Längen-
unterschied abzuleiten. 

Der „Dangast-Pfeiler“ geriet in 
Vergessenheit

Nach 1870 verlor der „Dangast-Pfeiler“ 
an Bedeutung – er versank im „Dorn-
röschen-Schlaf“. Er blieb „Trigonometri-
scher Punkt“ in Preußen und nach dem 
2. Weltkrieg sogar als TP 1. Ordnung, 
also einer in höchster Hierarchie bei den 

dann durch Horizontalwinkelmessung 
auf allen Dreieckspunkten. Auf diese 
Weise konnten die Entfernung und die 
Richtung sehr genau über hunderte von 
Kilometern übertragen werden, bis eine 
nächste Basis gemessen werden musste.

Zusätzlich waren an einigen wenigen 
ausgewählten Punkten astronomische 
Messungen erforderlich, um die geo-
graphische Breite auf der Erde zu er-
mitteln. Dazu dienten die in ihrer Lage 
bekannten Sterne, die in ausreichender 
Zahl zur Verfügung standen und eine 
exakte Breitenbestimmung erlaubten.

Zur Bestimmung der geographischen 
Länge der Punkte auf der Erde war die 
exakte Bestimmung des Zeitpunktes der 
astronomischen Messung erforderlich. 
Dazu wurde 1866 der „Elektrische Te-
legraph“ herangezogen, der 1833 von 
Gauß und Weber (beide Professoren an 
der Göttinger Universität) entwickelt 

reichte. In diesem gigantischen „Punkt-
haufen“ konnte im weiteren Verlauf der 
Forschungen auf mathematischem We-
ge und einem Puzzle gleich, die Suche 
nach eventuell unterschiedlichen Ober-
flächenkrümmungen von statten gehen.

Der Maßstab ergab sich in diesen Trigo-
nometrischen Netzen aus einer Basis-
messung, die hochgenau und mit gros-
sem Aufwand durchgeführt wurde. Die 
Länge dieser Basis wurde anschließend 
auf trigonometrischem Wege auf die 
nächstliegende TP-Seite übertragen. Die 
weitere Netzkonfiguration ergab sich 

Abb. 5: Das Netz der Gauß´schen Meridianbo-
gen-Messung

Abb. 6: Der eingeschaltete Dangast-Pfeiler im Jahre 1866
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TP-Netzen 1. bis 4. Ordnung. Zeitweise 
wurde er  – etwa ab 1950 – mit einem 
hölzernen Signalturm versehen, ca. 8 
Meter hoch, damit dieser Punkt als An-
schlusspunkt gut aus der Ferne angezielt 
werden konnte. 

Bei diesem Turm handelte es sich um das 
sogenannte dreibeinige Tafelsignal des 

Niedersächsischen Landesvermessungs-
amtes, das in der örtlichen Bevölkerung 
gerne als „Peilbake“ bezeichnet wur-
de, weil es einerseits weithin sichtbar 
–  anzupeilen – war, andererseits eine 
gewisse Ähnlichkeit mit einem Seezei-
chen (Bake) nicht zu leugnen war. Es ist 
in Abbildung 1 auf der Erläuterungstafel 
zu sehen. Seine UTM-Koordinaten lau-
ten übrigens

East 32 441 980 m North 5 922 769 m

Gradmessungspfeiler in Gefahr

Beinahe hätte es den Gradmessungs-
pfeiler gar nicht mehr gegeben. Zum 
Schutz gegen Sturmfluten musste um 
1970 auch am Jadebusen der Deich er-
höht werden. Der Pfeiler musste wei-
chen. Auf dem Bauhof der ehemaligen 
Landgemeinde Varel wurde der bei den 
beginnenden Deichbauarbeiten leider 
abgebrochene Pfeiler – er ist jetzt nur 
noch etwa 1m lang – gelagert und geriet 
(fast) in Vergessenheit. Nach vielen Jah-
ren im Bauschutt wieder entdeckt und 
restauriert, stellten ihn Katasteramt und 
Stadtverwaltung im Jahre 1985 wieder 
auf den Deich – ca. 400 Meter entfernt 
vom Originalort – (s. Abbildung 16) mit 
einer neuen, alten Plänen nachempfun-
denen, Sandsteinplatte als Abdeckung. 

Abbildung 8 zeigt Pfeiler und Platte im 
Jahre 1991, als das NDR-Fernsehen in der 
Sendung „Hallo Niedersachsen“ alle da-
mals neuen Geldscheine und die darauf 
abgebildeten Persönlichkeiten vorstellt. 
Der 10 DM-Schein war Carl Friedrich 
Gauss gewidmet, dem genialen nieder-
sächsischen Universalwissenschaftler auf 
den Gebieten Mathematik, Physik, As-
tronomie und Geodäsie (s. Abbildung 9 
und 10). Das auf dem Geldschein abge-
bildete Trigonometrische Netz von Gauß 
von Hamburg bis Wangerooge weckte 
das besondere Interesse (s. Abbildung 
4). Deshalb wurden zur Erläuterung 
Fernsehaufnahmen an markigen TP-
Punkten gemacht – hier mit dem Autor 
Klaus Kertscher im Interview beim Dan-
gaster Pfeiler.

Kertscher, Padeken, Vor 150 Jahren in Dangast: Die Vermessung der Erde

Abb. 7: TP-Beschreibung 2514/009 aus dem Jahre 1961 (Katasteramt Varel)
Abb. 8: Fernsehaufnahme 1991 am Dangast-
pfeiler
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Nachbau des Observatoriums 
1999

Doch der Standort des Dangast-Pfeilers 
aus dem Jahre 1985 war nur eine Zwi-
schenstation auf seiner Odyssee. Im Jah-
re 2000 kam er auf Initiative und mit tat-
kräftiger Unterstützung des Kurvereins, 
des Katasteramtes, der Stadtverwaltung 
und der ortsansässigen Architektin Ina-
Maria Abken-Ziegler zurück an seinen 
Originalplatz, gut 400 Meter  Richtung 
Osten, ebenfalls auf der (erhöhten) 
Deichkrone (s. Abbildung 16). Exakt 
konnte der Punkt deshalb nicht gewählt 
werden, weil dort eine Zufahrtstraße 
zum Campingplatz liegt. Dort ist – ca. 
15 Meter vom Pfeiler entfernt – zenti-
metergenau eine Bronzetafel in den 
Asphalt eingelassen. Sie war vom Mit-
autor Günter Padeken entworfen und 
auch persönlich eingebracht worden (s. 
Abbildung 11 und 12).

himmel des Jahres 1866 zutreffend dar-
gestellt. Touristisch ist dieser vermes-
sungstechnisch bedeutsame Punkt eine 
markante Sehenswürdigkeit in Dangast 
mit seiner weitläufigen Strandanlage.

Gut 15 Meter daneben, am Straßenrand, 
steht der Pfeiler, originalgetreu über-
baut mit einem Pavillon, der 1866/67 bei 
den durchgeführten trigonometrischen 
und astronomischen Messungen Schutz 
bot (s. Abbildung 13).

Genauso präsentiert sich das Gradmes-
sungs-Ensemble auch heute dem Besu-
cher, dem Kurgast, dem Interessierten 
– lediglich die Öffnungen im Dach, die 
Luken, fehlen, die damals für die An-
messung der 20 ausgewählten Sterne 
geschaffen waren. Dafür ist der Stern-

Kertscher, Padeken, Vor 150 Jahren in Dangast: Die Vermessung der Erde

Abb. 11: Bronzetafel im Asphalt an der Origi-
nalstelle

Abb. 9 und 10: 10 DM-Schein mit Gauß-Motiven – gültig von 1992 bis 2002

Abb. 12: Einbringen der Bronzetafel durch Mitautor Günter Padeken, links der Dangast-Pfeiler mit 
Observatorium

Abb. 13: Mini-Observatorium beim Dangast-
Pfeiler seit dem Jahre 1999/2000

Muster

Muster
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Die Zeitungen berichteten über 
den „Dangast-Punkt“

Vereinzelt berichteten die Tageszei-
tung und die Lokalblätter über diesen 
bedeutsamen Vermessungspunkt (s. Ab-
bildung 15). Ein gewisses Unverständnis 
in der Bevölkerung vor diesem etwas 
geheimnisvollen Punkt war natürlich 
vorhanden, da ihm nicht ohne weiteres 
anzusehen war, wie er zur Bestimmung 
der exakten Figur der Erde beitragen 
konnte.

Ein Gedicht im „Oldenburgischen Haus-
kalender 1952“, dazu ein Foto mit dem 
Dangast-Pfeiler und einer Kuh (s. Ab-
bildung 14), hat diese Kenntnislage hu-
morvoll auf den Punkt gebracht.

Kertscher, Padeken, Vor 150 Jahren in Dangast: Die Vermessung der Erde

Abb. 14: Auszug aus „Oldenburgischer Haus-
kalender 1952“

Abb. 15: Auszug NWZ 24.8.2000 „Dangast-Punkt wichtig für Europa“
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Abb. 16: Orientierungsplan Dangast zum Aufsuchen des Dangast-Punktes; Quelle: Katasteramt Varel 2016
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Zur Anwendung des Ordnungswidrigkeitenrechts in der Niedersäch-
sischen Vermessungs- und Katasterverwaltung
Landesweite Dienstbesprechung des LGLN mit den Dezernatsleitungen 3 der Regionaldirektionen im 
Juni 2016

Gudat, Zur Anwendung des Ordnungswidrigkeitenrechts in der VKV

grundsätzlich nur ein vorsätzliches Han-
deln als Ordnungswidrigkeit ahnden, 
es sei denn, die notwendige Gesetzes-
grundlage bedroht ausdrücklich auch 
fahrlässiges Handeln mit einer Geldbu-
ße. Vorsätzliches Handeln im Sinne des 
Strafrechts beschreibt, da es im Ord-
nungswidrigkeitenrecht nicht näher spe-
zifiziert wird, das Wissen und das Wol-
len zur Verwirklichung eines objektiven 
Tatbestandsmerkmals (Göhler, Gürtler & 
Seitz 2012, S. 93 ff.). Die Fahrlässigkeit 
grenzt sich von einem Vorsatz dadurch 
ab, dass die Folgen der Handlung nicht 
willensmäßig herbeigeführt werden. Die 
Fahrlässigkeit eines Handelns begründet 
sich aus dem Außerachtlassen der objek-
tiv erforderlichen Sorgfaltspflicht und 
deren Erkennbarkeit für den Handeln-
den. Die Abgrenzung von Vorsatz und 
Fahrlässigkeit ist im Einzelfall durch die 
Berücksichtigung der subjektiven Merk-
male der Handlung vorzunehmen und in 
der Rechtsprechung nicht abschließend 
gegeben (Wieser 2015, S. 41 ff.).

Entsprechend § 47 Abs. 1 OWiG liegt 
die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten im pflichtgemäßen Ermessen der 
Verwaltungsbehörde (Opportunitäts-
prinzip). Das pflichtgemäße Ermessen 
räumt der Behörde einen Spielraum ein, 
abzuwägen, ob sie ein Ordnungswidrig-
keitenverfahren einleitet, gegen wen sie 
ermittelt, was sie verfolgt und wie das 
Verfahren abgeschlossen wird. So kann 
es die Behörde unterlassen, ein Ord-
nungswidrigkeitenverfahren einzulei-
ten, wenn nur ein geringer Vorwurf an 
den Täter gerichtet wird, die Ordnungs-
widrigkeit nur eine geringe Bedeutung 
besitzt oder ein unverhältnismäßig ho-
her Ermittlungsaufwand mit der Ahn-
dung verbunden ist (Göhler, Gürtler & 
Seitz 2012, S. 362 ff.).

rigkeitenrechts im Bereich des amtlichen 
Vermessungswesens auf Grundlage der 
Dienstbesprechung vorgenommen und 
um Erkenntnisse der Fachliteratur er-
gänzt. Für Einzelfragen sei auf die wei-
terführende Literatur verwiesen.

Entstehung und Einordnung des 
Ordnungswidrigkeitenrechts

Das Ordnungswidrigkeitenrecht hat 
sich mit Einführung des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) vom 
25.03.1952 aus dem Strafrecht heraus 
entwickelt. Die Schaffung des Ord-
nungswidrigkeitenrechts zielte auf eine 
Entkriminalisierung bisheriger Straftat-
bestände und eine Kostenersparnis bei 
der Sachverhaltsermittlung und Ahn-
dung von Bagatelldelikten ab. Da ins-
besondere Verwaltungsbehörden auf 
Grundlage des Ordnungswidrigkeiten-
rechts handeln, zählt es rechtssystema-
tisch zum Verwaltungsrecht, allerdings 
bedienen sich die Eingriffsbefugnisse 
des Ordnungswidrigkeitenrechts den 
Maßnahmen des Strafrechts. Das OWiG 
liegt aktuell in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19.02.1987, zuletzt geän-
dert am 13.05.2015, vor.

Das OWiG schafft für Verwaltungs-
behörden die gesetzliche Grundlage, 
Bußgelder oder Verwarngelder zu ver-
hängen und durchzusetzen. Die Ver-
waltungsbehörde kann nach § 10 OWiG 

Von Rene Gudat

Einleitung

Das Ordnungswidrigkeitenrecht 
hat mit dem amtlichen Vermes-
sungswesen bedeutend mehr 

gemein als ein vom vermessungstech-
nischen Außendienst im Halteverbot 
abgestellter Dienstwagen, denn immer-
hin enthält das Niedersächsische Gesetz 
über das amtliche Vermessungswesen 
(NVermG) vom 12. Dezember 2002 mit 
dem § 9 eine eigene Regelung zum Ord-
nungswidrigkeitenrecht.

Um die Anwendungsmöglichkeiten des 
Ordnungswidrigkeitenrechts zu vertie-
fen, trafen sich die Leitungen der Dezer-
nate 3 der Regionaldirektionen des Lan-
desamtes für Geoinformation und Lan-
desvermessung Niedersachsen (LGLN) 
und Vertreter des Niedersächsischen Mi-
nisteriums für Inneres und Sport zu einer 
landesweiten Dienstbesprechung. Ein-
geladen zu dieser Veranstaltung hatte 
der Fachbereich 14 – Fachaufgaben des 
LGLN. Aus organisatorischen Gründen 
fand die Veranstaltung für einen Teil 
der Teilnehmer am 08. Juni 2016 im Ka-
tasteramt Westerstede für einen weite-
ren Teil am 15. Juni 2016 in der Zentrale 
des LGLN in Hannover statt. Im Rahmen 
der Dienstbesprechung wurden mit dem 
Referenten, Michael Guschewski, die 
Entstehung des Ordnungswidrigkeiten-
rechts, die einzelnen Verfahrensschritte 
sowie ausgewählte Schreiben an die 
Betroffenen im Allgemeinen erörtert. 
Im Speziellen ging der Referent auf die 
Anwendung des Ordnungswidrigkeiten-
rechts in der Vermessungs- und Kataster-
verwaltung ein. Michael Guschewski ist 
studierter Jurist und Dozent zu Themen 
des Ordnungswidrigkeitenverfahrens 
bei verschiedenen Studieninstituten. 

Im Folgenden wird eine Zusammenfas-
sung der Anwendung des Ordnungswid-
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Tag und Ort der Geburt, Familienstand, 
Beruf, Wohnadresse sowie Staatsan-
gehörigkeit verpflichtet. Die Übersen-
dung des Anhörungsbogens ist nach 
§ 50 Abs. 1 OWiG kein Verwaltungs-
akt, so dass eine Zustellung nach dem 
Niedersächsisches Verwaltungszustel-
lungsgesetz entbehrlich ist. Sollte der 
Betroffene den Anhörungsbogen nicht 
erhalten haben, so ist die Anhörung im 
Zwischenverfahren nachzuholen.

In minder schweren Fällen kann der Be-
troffene durch die Verwaltungsbehörde 
verwarnt werden (§ 56 ff. OWiG). Ei-
ne Verwarnung kann mit der Zahlung 
eines Verwarngelds in Höhe von fünf 
bis 55 Euro verbunden sein. Für die Ver-
warnung ist eine Anhörung entbehrlich. 
Regelmäßig wird dem Betroffenen bei 
geringfügigen Ordnungswidrigkeiten 
mit Versendung des Anhörungsbogens 
ein Verwarngeld angeboten. Akzeptiert 
der Betroffene die Verwarnung, insbe-
sondere durch fristgemäße Zahlung des 
Verwarngelds (konkludentes Handeln), 
ist das Ordnungswidrigkeitenverfahren 
beendet und die Anhörung hinfällig.

Ergeben die Ermittlungen der Behörde 
einen hinreichenden Anlass zur Ahn-
dung einer Ordnungswidrigkeit und 
stellt die Behörde nicht aus Opportu-
nitätsgründen das Verfahren ein, so 
erlässt sie einen Bußgeldbescheid und 
stellt diesen zu. Der Bußgeldbescheid ist 
die Ahndung einer ordnungswidrigen 
Handlung. Der Bußgeldbescheid ist an-
ders als eine Verwarnung mit zusätz-
lichen Kosten (Gebühren und Auslagen) 
verbunden. Der Inhalt des Bußgeldbe-
scheids ist durch § 66 OWiG vorgegeben. 
Anders als ein Verwaltungsakt bedarf 
ein Bußgeldbescheid keiner umfas-
senden Begründung des Sachverhalts. 
Der § 66 Abs. 3 OWiG fordert, die Tat, 
den Ort und den Zeitpunkt der Hand-

Die Verjährung ist der wichtigste Hin-
derungsgrund bei der Verfolgung und 
Ahndung ordnungswidriger Handlun-
gen (Rosenkötter & Louis 2011, S. 260 
ff.). Nach § 31 OWiG beginnt der Lauf 
der Verjährungsfrist, sobald die Hand-
lung beendet ist. Gleichwohl können 
nach § 22 Abs. 2 Punkt 2 OWiG auch 
nach der Verjährung Nebenfolgen erlas-
sen werden. Die Verjährungsfrist orien-
tiert sich an der Höhe des angedrohten 
Bußgelds für den abstrakten gesetz-
lichen Tatbestand. Die Verjährungsfrist 
kann durch bestimmte Handlungen 
nach § 33 OWiG unterbrochen werden 
und beginnt nach jeder Unterbrechung 
von Neuem zu laufen.

Die Sachverhaltsermittlung kann die 
Verwaltungsbehörde selbst durchfüh-
ren. Nach § 161 Abs. 1 S. 1 Strafprozess-
ordnung (StPO) i. V. m. § 46 Abs. 1 OWiG 
kann sie hierfür aber auch ein Ermitt-
lungsersuchen mit einem konkreten Er-
mittlungsauftrag an eine Polizeidienst-
stelle richten oder eine andere Verwal-
tungsbehörde um Amtshilfe ersuchen. 
Die Verfahrensleitung verbleibt aber 
auch dann bei der Verwaltungsbehörde. 
Ein Abwälzen der Verfolgung und der 
Ahndung einer Ordnungswidrigkeit auf 
andere Behörden ist nicht vorgesehen, 
da die Verwaltungsbehörde sämtliche 
Verfahrensschritte eigenständig durch-
führen kann (Wieser 2015, S. 148 ff.).

Der verfassungsgemäße Grundsatz nach 
Art. 101 Abs. 1 S. 2 Grundgesetz (GG) i. V. 
m. Art 92 GG, wonach niemand seinem 
gesetzlichen Richter entzogen werden 
darf, bleibt im Ordnungswidrigkeiten-
recht unbenommen. Verwaltungsbehör-
den sind, sofern sie örtlich und sachlich 
zuständig sind, für die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, 
nicht jedoch für die Rechtsprechung, 
zuständig. Handlungen, bei denen die 
Verwaltungsbehörde davon ausgehen 
muss, dass die Tat eine Straftat ist, gibt 
sie an die Staatsanwaltschaft ab. Ver-

waltungsbehörden obliegt nicht die 
Verfolgung von Straftaten. Kann eine 
Handlung sowohl als Straftat als auch als 
Ordnungswidrigkeit geahndet werden, 
kommt zwingend das Strafgesetzbuch 
zur Anwendung. Die Verwaltungsbehör-
de kann in derart gelagerten Fällen nur 
tätig werden, sofern im Strafverfahren 
keine Strafe verhängt wird.

Verfahrensschritte des Ordnungswidrig-
keitenverfahrens

Das Ordnungswidrigkeitenverfahren 
gliedert sich in vier Verfahrensabschnit-
te: das Vorverfahren, das Zwischenver-
fahren, das gerichtliche Verfahren und 
die Vollstreckung. Tätigkeitsschwer-
punkte für die handelnde Verwaltungs-
behörde sind das Vorverfahren und un-
tergeordnet das Zwischenverfahren.

Das Vorverfahren dient der Ermittlung 
des Sachverhalts und der Beweissiche-
rung (§§ 53 ff. OWiG). Im Rahmen des 
Vorverfahrens wird dem Betroffenen 
die Gelegenheit zur Anhörung gegeben. 
Die Anhörung unterliegt keiner Form-
vorschrift: Eine mündliche Anhörung vor 
Ort ist ebenso statthaft wie die Versen-
dung eines Anhörungsbogens. Inhaltlich 
sind die Vorschriften für die mündliche 
Anhörung synonym auf die Versendung 
eines Anhörungsbogens anzuwenden. 
Der Anhörungsbogen nach § 55 OWiG 
benennt zwingend die Beschreibung des 
Sachverhalts, die in Betracht kommende 
Bußgeldvorschrift und den Hinweis auf 
die Aussagefreiheit. Die Aussagefreiheit 
erlaubt es dem Betroffenen, sich nicht 
zur Tat zu äußern. Darüber hinaus sollte 
der Anhörungsbogen einen abstrak-
ten gesetzlichen Tatbestand, eine Frist-
setzung sowie einen Hinweis auf die 
Pflichtangaben und auf die Folgen ei-
ner unterlassenen Äußerung enthalten. 
Der Betroffene ist nach § 111 OWiG stets 
zur Angabe des vollständigen Namens, 
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Nach § 73 OWiG ist der Betroffene in 
der Hauptverhandlung regelmäßig zum 
Erscheinen verpflichtet, andernfalls ver-
wirft das Gericht den Einspruch nach 
§ 74 Abs. 2 OWiG. Die Verwaltungsbe-
hörde erhält in der Hauptverhandlung 
die Gelegenheit, ihren Standpunkt vor-
zutragen, sofern ihre besondere Sach-
kunde nicht entbehrlich ist. Die Verwal-
tungsbehörde ist nicht zur Teilnahme 
an der Hauptverhandlung verpflichtet. 
Mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft 
und des Betroffenen ist ein schriftlicher 
Beschluss ohne Hauptverhandlung mög-
lich. Anders als im Verwaltungsverfahren 
(§ 88 VwGO) kann das Amtsgericht nach 
§ 66 Abs. 2 Ziff. 1 Buchstabe b OWiG bei 
der Entscheidung über einen Einspruch 
auch eine für den Betroffenen nach-
teilige Entscheidung treffen. Nur unter 
bestimmten Voraussetzungen ist gegen 
den Beschluss eine Rechtsbeschwerde 
möglich. Die Verwaltungsbehörde ist 
nicht befugt, Rechtsmittel einzulegen, 
kann diese gleichwohl bei der Staatsan-
waltschaft anregen.

Bußgeldentscheidungen sind vollstreck-
bar, wenn sie rechtskräftig geworden 
sind. Vollstreckungsbehörde ist nach 
§ 92 OWiG die Verwaltungsbehörde, die 
den Bußgeldbescheid erlassen hat. Zur 
Durchsetzung des Bußgelds kann sich 
die Verwaltungsbehörde der Hilfe von 
Vollziehungsbeamten bedienen. Dies 
bedeutet auch, dass ein Gericht auf An-
trag der Verwaltungsbehörde Erzwin-
gungshaft verhängen kann, sofern die 
Geldbuße nicht entrichtet wird und kei-
ne Gründe für die Zahlungsunfähigkeit 
dargelegt werden. Die Erzwingungshaft 
und auch deren Androhung ist ein wirk-
sames Mittel zur Durchsetzung des Buß-
gelds (Wieser 2015, S. 495). Sie ersetzt 
nicht die Geldbuße.

Wochen ein Antrag des Betroffenen 
auf gerichtliche Entscheidung nach 
§ 62 OWiG beim zuständigen Amtsge-
richt möglich. Solange das Verfahren bei 
der Verwaltungsbehörde anhängig ist, 
kann diese es jederzeit einstellen. Ist der 
Einspruch zulässig und nimmt die Ver-
waltungsbehörde den Bußgeldbescheid 
nicht zurück, so übersendet sie den 
Vorgang über die Staatsanwaltschaft 
an das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
sich die Verwaltungsbehörde befindet. 
Mit Übersendung des Vorgangs an die 

Staatsanwaltschaft gehen die Aufga-
ben der Verfolgungsbehörden auf diese 
über.

Im Rahmen des gerichtlichen Verfahrens 
kann das Amtsgericht zur Sachverhalts-
klärung eine Beweiserhebung anordnen 
und ergänzende Stellungnahmen einho-
len. Bei einer ungenügenden Sachver-
haltsvermittlung kann das Gericht mit 
Zustimmung der Staatsanwaltschaft den 
Vorgang an die Verwaltungsbehörde zu-
rückverweisen. Das Gericht entscheidet 
mit einem Beschluss und ist dabei eng 
an die Strafprozessordnung gebunden.

lung, die gesetzlichen Merkmale der 
Ordnungswidrigkeit, die angewendete 
Bußgeldvorschrift und die Beweismittel 
zu benennen.

Die Höhe der Geldbuße orientiert sich 
entsprechend § 17 OWiG an der Be-
deutung der Ordnungswidrigkeit und 
dem Vorwurf, der den Täter trifft. Die 
Geldbuße beträgt mindestens fünf Euro. 
Die Höhe der Geldbuße soll den durch 
die Ordnungswidrigkeit erwachsenden 
wirtschaftlichen Vorteil des Täters über-
steigen und dessen wirtschaftlichen 
Verhältnisse berücksichtigen. Eine Ge-
genleistung ist mit der Geldbuße nicht 
verbunden.

Im Ordnungswidrigkeitenrecht dient der 
Einspruch nach § 67 OWiG zur Abwehr 
des Bußgeldbescheids. Der Einspruch ist 
innerhalb von zwei Wochen nach Zustel-
lung schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der Behörde, die den Bußgeldbe-
scheid erlassen hat, einzulegen.

Im Zwischenverfahren nach § 69 
Abs. 1 OWiG prüft die Verwaltungsbe-
hörde den Einspruch. Ist der Einspruch 
nicht fristgerecht, nicht in der vorge-
schriebenen Form oder nicht wirksam 
eingelegt, so verwirft die Verwaltungs-
behörde ihn als unzulässig. Gegen die-
se Entscheidung ist innerhalb von zwei 



NaVKV     1 / 2016

47
Gudat, Zur Anwendung des Ordnungswidrigkeitenrechts in der VKV

zu ahnden ist. Nach GÖHLER U. A. er-
scheint es grundsätzlich nicht opportun, 
unklare Sachverhalte durch die Ver-
waltungsbehörde aufzuklären (Göhler, 
Gürtler & Seitz 2012, S. 365).

Offensichtlich ordnungswidrig handelt 
auch ein Heimatforscher, der unter Zu-
stimmung der beteiligten Grenznach-
barn und der Denkmalschutzbehörde 
einen historischen Grenzstein medien-
wirksam von seiner festgestellten ört-
lichen Lage entfernt, um ihn an prä-
destinierter Stelle der Öffentlichkeit 
vorzuführen. Schwerlich vermag man 
Heimatforschern unterstellen, dass sie 
einem anderen einen Nachteil zufü-
gen wollen, jedoch stellen historische 
Grenzsteine regelmäßige gültige Ab-
markungen von Grenzpunkten dar und 
sind katasterrechtlich entsprechend zu 
behandeln.

Die Notwendigkeit eines öffentlichen In-
teresses als objektives Tatbestandsmerk-
mal für die Ahndung eines Ordnungs-
widrigkeitentatbestands, wie es die 
erweiterte Begründung zum NVermG  
fordert (ohne Verfasser 2003, S. 25), 
wurde durch den Referenten der Dienst-
besprechung, Michael Guschewski, ver-
neint. Nach Auffassung des Referenten 
hätte der Gesetzgeber im Gesetzestext 
– wie an anderer Stelle mehrfach ge-
schehen – das öffentliche Interesse aus-
drücklich gefordert. Demnach sei ein 
öffentliches Interesse für die Ahndung 
von Verstößen gegen § 9 Abs. 1 NVermG 
als Ordnungswidrigkeit grundsätzlich zu 
unterstellen, selbst wenn eine Ahndung 
im öffentlichen Interesse gegenüber der 
Ahndung im privaten Interesse von un-
tergeordneter Bedeutung ist.

Gleichwohl benennt der § 9 Abs. 1 NVermG  
ordnungswidrige Handlungen in der Zu-
ständigkeit der Vermessungs- und Kata-
sterverwaltung, die nicht strafbewehrt 
sind und daher als Ordnungswidrig-
keiten geahndet werden können. Dies 

Ordnungswidrigkeiten im Bereich der 
Niedersächsischen Vermessungs- und 
Katasterverwaltung

In Niedersachsen lässt das NVermG, an-
ders als Vermessungs- und Katasterge-
setze anderer Bundesländer, die Ahn-
dung des fahrlässigen Handelns nicht 
zu. Diese Einschränkung der Anwen-
dung des Ordnungswidrigkeitenrechts 
ist im NVermG bewusst vorgenommen 
(ohne Verfasser 2003, S. 25). Neben 
Niedersachsen ahnden auch Nordrhein-
Westfalen, Sachsen-Anhalt und Bayern 
fahrlässiges Handeln im Bereich des Ver-
messungs- und Katasterrechts nicht.

Die sachliche Zuständigkeit der Verwal-
tungsbehörde für die Verfolgung und 
Ahndung einer Ordnungswidrigkeit ist 
in Niedersachsen grundsätzlich in der 
Verordnung über sachliche Zuständig-
keiten für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten (ZustVO-
OWi) vom 17. November 2014 geregelt.

Für das LGLN ist neben dem Ordnungs-
widrigkeitenrecht § 9 Abs. 1 Num-
mer 1 NVermG als Spezialgesetz maß-
geblich, denn ordnungswidrig handelt, 
wer unbefugt [...] Grenzpunkte kenn-
zeichnet, Kennzeichen verändert, besei-
tigt oder deren Standsicherheit gefähr-
det. Gleichwohl bedroht § 274 Straf-
gesetzbuch (StGB) ausdrücklich die 
Wegnahme, die Vernichtung, die Un-
kenntlichmachung, das Verrücken und 
das fälschliche Setzen von Grenzmarkie-
rungen mit einer Freiheits- oder Geld-
strafe. In Fällen, in denen das Strafrecht 
zum Tragen kommt, ist die Anwendung 
des Ordnungswidrigkeitenrechts ausge-
schlossen.

Die Ahndung der ordnungswidrigen 
Handlung nach § 9 Abs. 1  NVermG ist 
auf den Bereich begrenzt, in dem der 
Betroffene zwar vorsätzlich handelt, 
jedoch keinem Dritten einen Nachteil 
zufügt. Der verbleibende Handlungs-
bereich wird offenkundig eng begrenzt 
sein. GOMILLE betont, dass die Ahndung 
als Ordnungswidrigkeit insgesamt selten 
vorkommt (Gomille 2014, S. 445).

Denkbar im Sinne des § 9 Abs. 1 
Punkt 1 NVermG ist eine Fallkonstellati-
on, bei der ein Grundstückseigentümer 
ein angrenzendes Grundstück erwirbt 
und dieser Grenzsteine im gradlinigen 
Grenzverlauf zwischen seinen beiden 
Grundstücken entfernt; eine dritte Per-
son wird durch diese Handlung nicht un-
mittelbar geschädigt.

Sofern ein Täter ausgemacht werden 
kann, kann dieser grundsätzlich mit 
einem Anhörungsbogen angehört wer-
den. Gleichwohl ist eine Anhörung nicht 
auf vermeintliche Täter beschränkt, 
denn auch Zeugen und Grenznachbarn 
können angehört werden. Allerdings 
erscheint es angesichts der vielen hun-
dert Grenzmarkierungen, die jährlich in 
Niedersachsen zerstört werden, wenig 
opportun, in jedem Fall, Grenznach-
barn mit einem Anhörungsbogen zum 
Sachverhalt anzuhören, um einen Täter 
ermitteln zu können. Vielfach wird es 
zudem an einem Anfangsverdacht und 
geeigneten Beweismitteln fehlen.

§ 9 Abs. 2 NVermG bedroht ordnungs-
widriges Handeln mit einer Geldbuße 
von bis zu 10.000 B, sodass die Verjäh-
rungsfrist für Ordnungswidrigkeitentat-
bestände nach dem NVermG zwei Jah-
re beträgt (§ 31 Abs. 2 Punkt 2 OWiG). 
Sofern ein Täter ausgemacht werden 
kann, wäre der Zeitpunkt zu ermitteln, 
zu dem die Handlung beendet wurde. 
Nur so kann geprüft werden, ob die Ver-
jährungsfrist bereits abgelaufen oder 
diese unter Umständen unterbrochen 
worden ist.

Erlaubt die Sachverhaltsermittlung die 
Eingrenzung des Täters und des Zeit-
punkts der Handlung, bleibt anhand 
des Handlungsmotivs zu prüfen, ob die 
Handlung nach dem Strafrecht oder 
nach dem Ordnungswidrigkeitenrecht 
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Grundsätzlich ist bei Ordnungswidrig-
keitentatbeständen nach § 9 NVermG  
zu prüfen, ob Handlungen gegen Schutz- 
rechte als Straftat zu verfolgen sind. Un-
benommen von einer Ahndung als Straf-
tat oder als Ordnungswidrigkeit bleiben 
vorhandene zivilrechtliche Schadenser-
satzansprüche.

Die durchgeführte Dienstbesprechung 
zeigte, dass das Ordnungswidrigkeiten-
recht komplex und die Anwendung in 
der Vermessungs- und Katasterverwal-
tung nicht alltäglich ist. Verschiedene 
Tatbestände in der Zuständigkeit der 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
konnten mit dem Referenten erörtert 
werden. Die Veranstaltung sensibilisier-
te alle Teilnehmer für ein rechtmäßiges 
Vorgehen bei der Sachverhaltsermitt-
lung und der Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten.

Gudat, Zur Anwendung des Ordnungswidrigkeitenrechts in der VKV

der Daten vor. In der Vergangenheit 
wurden Angaben des amtlichen Ver-
messungswesens wider der Nutzungs-
vereinbarung an Bürger, Jagdgenossen-
schaften oder Stadtwerke abgegeben. 
In derart gelagerten Fällen erscheint es 
für die Verwaltungsbehörde opportun, 
eine Handlung als Ordnungswidrigkeit 
zu ahnden, da Täter und Tatzeitpunkt 
regelmäßig eingegrenzt werden kön-
nen. § 9 Abs. 2 NVermG räumt zudem 
die Einziehungsbefugnis für die ord-
nungswidrig mit den Angaben des amt-
lichen Vermessungswesens hergestellten 
Erzeugnisse ein, so dass auch abgeleite-
te Produkte dem Zugriff und der Weiter-
verbreitung entzogen werden können.

gilt insbesondere für die Beeinträchti-
gung und Zerstörung von Punkten des 
Landesbezugssystems und deren Schutz-
flächen.

Deutlich häufiger werden aktuell Ord-
nungswidrigkeitentatbestände nach § 9 
Abs. 1 Punkt 2 NVermG geprüft. Dem-
nach handelt ordnungswidrig, wer oh-
ne Erlaubnis der zuständigen Vermes-
sungs- und Katasterbehörde Angaben 
des amtlichen Vermessungswesens oder 
Standardpräsentationen für nichteigene 
oder wirtschaftliche Zwecke verwertet 
oder öffentlich wiedergibt.

Insbesondere die widerrechtliche Wei-
tergabe der Angaben des amtlichen Ver-
messungswesens durch Geodatennutzer 
kommt mit der digitalen Verfügbarkeit 

Blum, H., Gassner, K. & Seith, S. (2015). Ordnungswidrigkeitengesetz - Handkommentar. Nomos.
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ohne Verfasser. (1/2003). Erweiterte Begründung zum NVermG. Nachrichten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasteraverwaltung, S. 9-28.

Rosenkötter, G. & Louis, J. (2011). Das Recht der Ordnungswidrigkeiten, 7. Aufl. Boorberg.

Wieser, R. (2015). Handbuch des Bußgeldverfahrens, 7. Aufl. Boorberg.
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Der Immobilienmarkt in Niedersachsen 2015

stehende Ein- und Zweifamilienhäuser, 
Reihenhäuser- und Doppelhaushälften)  
und Wohnungen ein nach wie vor 
steigendes Preisniveau. Zwar verläuft 
dieses regional unterschiedlich, aber 
mittlerweile zeigt sich in nahezu allen 
Regionen Niedersachsens eine positive 
Preisentwicklung. 

Die Preise für Eigenheime sind seit 
2011 mit jährlich 13 % in den Städten 
Braunschweig, Hannover, Wolfsburg 
und Osnabrück gestiegen. Im gleichen 
Zeitraum beträgt die Preissteigerung 
in Göttingen, Delmenhorst sowie dem 
Hamburger und Bremer Umland 5 %. In 
2015 sind nunmehr auch in ländlichen 
Bereichen mit bisher rückläufiger Preis-
entwicklung, wie z. B. Osterode, stabile 
bzw. moderat steigende Preise festge-
stellt worden.

Von Peter Ache und Anja Diers 

Innenminister Pistorius: „Weiter stei-
gende Investitionsbereitschaft auf dem 
Immobilienmarkt“

Am 19. Mai 2016 hat Boris Pistori-
us, Niedersächsischer Minister für 

Inneres und Sport, den Landesgrund-
stücksmarktbericht der Gutachteraus-
schüsse in Niedersachsen der Öffentlich-
keit vorgestellt.

Festzustellen ist eine auch in 2015 wei-
terhin hohe Investitionsbereitschaft. 
Gegenüber dem Jahr 2015 hat sich das 
Kaufinvestitionsvolumen auf dem Im-
mobilienmarkt gegenüber dem Jahr 
2014 noch einmal um über 14 % auf 
17,4 Mrd. Euro erhöht (s. Abbildung 1). 
Die Anzahl der Transaktionen hat um  
4 % zugenommen. 

Befördert durch das schon seit einigen 
Jahren  historisch niedrige Zinsniveau 
und die guten wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen zeigt sich insbesondere 
auf dem Sektor der Eigenheime (frei-

Die Preise von Eigentumswohnungen 
sind in den letzten fünf Jahren nie-
dersachsenweit kontinuierlich um jähr-
lich 2,5 % gestiegen. Bauplätze für Ei-
genheime haben im gleichen Zeitraum 
ebenfalls um jährlich 2,5 % zugelegt.

Das Preisniveau von Eigenheimen in 
Niedersachsen weist in den Regionen 
des Landes deutliche Unterschiede auf. 
Es wird offensichtlich von der Entwick-
lung der Bevölkerungszahlen in den 
Gemeinden und Städten maßgeblich 
beeinflusst. Deutlich erkennbar sind die 
hochpreisigen Regionen der Städte Han-
nover, Braunschweig, Wolfsburg und die 
Gebiete um Bremen und Hamburg (s. 
Abbildung 3).

Dabei belegt die Landeshauptstadt Han-
nover mit einem mittleren Verkaufspreis 
bei freistehenden Ein- und Zweifamili-
enhäusern von 305.000 Euro vor Braun-
schweig, Wolfsburg und Göttingen den 
Spitzenplatz. Am günstigsten sind Ein- 
und Zweifamilienhäuser in Holzminden, 
Osterode und Lüchow-Dannenberg; hier 
liegen die Preise bei rd. 80.000 Euro.

Auch auf dem Sektor der Agrarflächen 
sind starke Preissteigerungen festzu-
stellen. In Gebieten mit ohnehin hohem 
Preisniveau, z. B. in den Landkreisen 
Cloppenburg, Vechta und im Emsland, 
sind die Preise nochmals stark angestie-
gen. 

Der höchste Bodenrichtwert liegt der-
zeit bei 11 Euro/m² für Ackerflächen in 
Cloppenburg. Der niedrigste liegt mit 
0,80 Euro/m² in der Gemeinde Walken-
ried im Landkreis Osterode am Harz.

Interessant ist die Aufklärung der Frage, 
in welchen Gebieten denn die höchsten 
Preissteigerungsraten festzustellen sind. 

Ache, Diers, Der Immobilienmarkt in Niedersachsen 2015

Abb 1: Geldumsatz für den Kauf von Immobilien in Niedersachsen (2002 bis 2015)
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Die Daten des Landesgrundstücksmarkt-
berichtes basieren auf den notariell be-
urkundeten Grundstückskaufverträgen, 
deren Informationen von den Gutach-
terausschüssen ausgewertet werden. 
Auf dieser Grundlage werden in Zu-
sammenarbeit mit den ehrenamtlichen 
Sachverständigen unabhängige und 
datenbasierte Erkenntnisse über den 
Immobilienmarkt gewonnen. Diese sind 
wiederum Grundlage vieler wirtschaft-
licher und politischer Entscheidungen in 
Niedersachsen.

Preisen auch eine vergleichsweise starke 
Preissteigerung festzustellen ist (s. Ab-
bildung 4).

Die Untersuchung der regionalen Preis-
entwicklungen bei Ackerflächen zeigt 
deutlich, dass in Gebieten mit hohen 

Abb. 2: Preisentwicklung von Medianwerten bei Eigenheimen (2011 bis 2015)

Abb. 3: Preisniveau bei Eigenheimen (Postleitzahlenebene, 2015)
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Der Landesgrundstücksmarktbericht ist 
bei der Geschäftsstelle des Oberen Gut-
achterausschusses für Grundstückswerte 
in Niedersachsen, in Oldenburg oder den 
Geschäftsstellen der örtlichen Gutachter-
ausschüsse beim Landesamt für Geoin-
formation und Landesvermessung Nie-
dersachsen (LGLN) erhältlich. Die Infor-
mationen sind auch online abrufbar 
unter www.gag.niedersachsen.de.

Ache, Diers, Der Immobilienmarkt in Niedersachsen 2015

Abb. 4: Preisentwicklung bei Ackerflächen (Medianwerte)

http://www.gag.niedersachsen.de
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Verwaltungsvereinbarung über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
amtlichen Grundstückswertermittlung

Rausch, Liebig, Verwaltungsvereinbarung – Zusammenarbeit amtliche Grundstückswertermittlung

Auswertungen und Analysen“ konkreti-
siert worden. 

Anregungen verschiedener Länder fol-
gend, ist die Änderung des Baugesetz-
buches vom 20.12.2013 (sog. Innenno-
velle) genutzt worden, um eine eindeu-
tige Rechtsquelle für die Herausgabe des 
Immobilienmarktberichts Deutschland 
zu schaffen. Die Länder Brandenburg, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachen, Rheinland-Pfalz haben 
einen Vorschlag für die diesbezügliche 
Änderung des BauGB erarbeitet, den 
Rheinland-Pfalz in den Bundesrat ein-
gebracht hat. Die Bundesratsinitiative 
führte zur Erweiterung des § 198 Absatz 
2 BauGB um die „bundesweite Grund-
stücksmarktransparenz“ als Aufgabe der 
Oberen Gutachterausschüsse oder der 
Zentralen Geschäftsstellen. 

Seit Herausgabe der Immobilienwerter-
mittlungsverordnung (ImmoWertV) am 
19. Mai 2010 hat das Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorschutz (BMUB, heutige Bezeich-
nung) auf die Standardisierung der Wer-
termittlung hingewirkt und dieses durch 
die Herausgabe verschiedener Richt-
linien zu einzelnen Themenbereichen 
der ImmoWertV konkretisiert und den 
Gutachterausschüssen zur Anwendung 
empfohlen. In die Vorbereitung dieser 
Richtlinien waren die Länder einbezo-
gen. Das BMUB hat als Vorschriftenge-
ber die Herausgabe des Immobilien-
marktberichts Deutschland unterstützt 
und ist der Vereinbarung auch beigetre-
ten. 

Von Sandra Rausch und 
Siegmar Liebig

Nach langjährigen Beratungen ist 
mit Datum vom 20.04.2016 die Ver-

waltungsvereinbarung über die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der amtlichen 
Grundstückswertermittlung in Kraft ge-
treten, die von allen Ländern und dem 
Bund unterzeichnet wurde. Die Veröf-
fentlichung erfolgte am 13.05.2016 im 
Bundesanzeiger. Die Verwaltungsverein-
barung wurde unter Federführung des 
Landes Niedersachsen gemeinsam mit 
Vertretern der Länder Berlin, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
und Thüringen erarbeitet. Intensiv dis-
kutiert wurden dabei die in der Verwal-
tungsvereinbarung zu regelnden Aufga-
ben und deren Finanzierung. 

Der Weg zur Vereinbarung

In einem fachlichen Austausch im Jahr 
2005 haben sich die Länder Berlin, Bran-
denburg, Bremen, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen über Entwick-
lungen in der Grundstückswertermitt-
lung und der Bereitstellung von Online-
Diensten ausgetauscht. Daraus ist die 
Idee geboren worden, eine bundesweite 
Zusammenarbeit anzustreben mit dem 
Ziel der Herausgabe eines Immobilien-
marktberichts Deutschland. Ab Mai 2007 
folgten regelmäßige Treffen, zu denen 
alle Länder eingeladen worden sind.

Diese Zusammenarbeit führte zur Her-
ausgabe des ersten Immobilienmarkt-

berichts Deutschland 2009 mit den 
Marktdaten der Jahre 2007 und 2008. 
Die Herausgabe erfolgte durch ein Au-
torenteam der Länder und des Bundes. 
Maßgeblichen Anteil an der Herausga-
be hatte der Obere Gutachterausschuss 
Niedersachsen, der die Datenerhebung 
und die Aufgaben der Redaktionsstelle 
übernommen hatte. Durch die Zusam-
menarbeit mit dem Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt-, und Raumforschung (BBSR)  
sind die Aufgaben der Grundstückswert- 
ermittlung mit der Beschreibung und 
Bewertung von Entwicklungen auf dem 
Wohnungs- und Immobilienmarkt durch 
das BBSR in hervorragender Weise zu-
sammengeflossen. Zugleich erfolgt da-
durch eine interdisziplinäre Sicht auf 
den Immobilienmarkt. Das BBSR hat sich 
bei der Software und dem Druck kosten-
mäßig engagiert. Die inhaltlichen Bei-
träge der Länder zum Immobilienmarkt-
bericht wurden durch die Geschäftsstel-
le des Oberen Gutachterausschusses 
Niedersachsen gesammelt und in einem 
einheitlichen Duktus zusammenge-
führt, somit entfiel die Hauptlast auf 
Niedersachsen. Da die Zusammenarbeit 
auf freiwilliger Basis erfolgte, lagen die 
Daten bundesweit betrachtet lediglich 
lückenhaft vor. Durch hedonische Ver-
fahren wurde versucht, diese Lücken zu 
schließen. 

Bereits mit dem Erbschaftssteuerre-
formgesetz aus dem Jahr 2008 sind die 
Länder im BauGB mit Wirkung vom 
01.07.2009 zur Bildung von Oberen Gut-
achterausschüssen oder Zentralen Ge-
schäftsstellen verpflichtet worden. Seit 
Ende 2015 haben alle Länder, außer Ba-
den-Württemberg, die diesbezüglichen 
Anforderungen des BauGB erfüllt. Mit 
der BauGB-Novelle sind die Aufgaben 
dieser Stellen zudem um „überregionale 
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derlichen Daten in einer abgestimmten 
Datenstruktur kostenfrei zur Verfügung 
zu stellen.

Win-Win-Situation durch die Zusam-
menarbeit von Bund und Ländern

Durch den intensiven Vorbereitungs- 
und Abstimmungsprozess der einleitend 
benannten Länder ist es gelungen, dass 
alle Länder und der Bund der Verwal-
tungsvereinbarung beigetreten sind. 
Der herauszugebende Immobilienmarkt-
bericht ermöglicht allen mit Immobili-
en befassten Stellen eine deutschland-
weite Betrachtung auf der Grundlage 

stellen und Gutachterausschüsse in der 
Bundesrepublik Deutschland“ oder  
kurz „AK OGA“ gebildet worden.  Dem  
AK OGA obliegt die Herausgabe des 
Immobilienmarktberichts Deutschland 
(IMB-DE), der alle zwei Jahre heraus-
gegeben werden soll. Die Finanzierung 
erfolgt anteilig durch Bund und Länder.

Da alle Länder der Verwaltungsverein-
barung beigetreten sind, wird es nun-
mehr möglich, die bisherigen Datenlü-
cken zu schließen. Denn alle Vereinba-
rungspartner haben sich verpflichtet, 
die für die Erstellung des IMB-DE erfor-

Die Verwaltungsvereinbarung

Der Zweck der Verwaltungsvereinba-
rung ist die Regelung der Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern auf dem 
Gebiet der amtlichen Grundstückswert-
ermittlung zur Förderung der bundes-
weiten Grundstücksmarkttransparenz. 
Sie trägt damit dazu bei, die Anforde-
rung des § 198 Absatz 2 BauGB zu er-
füllen.

Durch die Verwaltungsvereinbarung 
ist der „Arbeitskreis der Oberen Gut-
achterausschüsse, Zentralen Geschäfts-

Der AK OGA auf seiner kostituierenden Sitzung in Leipzig
(hintere Reihe, von links nach rechts: Marco Ludwig (RP), Thomas Roos (TH), Ralph Ackermann (ST), Maximilian Karl (BY), Rolf Müller (BBSR), Matthias 
Kredt (SN), Ulf Jackisch (BW);
mittlere Reihe, von links nach rechts: Reiner Rössler (BE), Klaus-Peter Weis (HE), Peter Kutschke (MV), Stephan Olejnizak (SL), Siegmar Liebig (NI), Peter 
Ache (NI);
vordere Reihe, von links nach rechts: Uta Krassow (SH), Volker Junge (HH), Anja Diers (NI), Ernst Dautert (HB), Beate Ehlers (BB)
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Vertreter haben in dieser Sitzung Anja 
Diers zur Vorsitzenden gewählt. Anja 
Diers ist Leiterin der Regionaldirektion 
Oldenburg-Cloppenburg und Vorsitzen-
de des Oberen Gutachterausschusses für 
Grundstückswerte Niedersachsen. Zu ih-
rem Stellvertreter wurde Jürgen Kruse 
aus Brandenburg gewählt; auch er ist 
Vorsitzender des dortigen Oberen Gut-
achterausschusses. Zur Unterstützung 
der Aufgabenwahrnehmung des AK 
OGA wird beim Land Niedersachsen eine 
Redaktionsstelle eingerichtet; die Auf-
gaben der Redaktionsstelle übernimmt 
die Geschäftsstelle des Oberen Gutach-
terausschusses Niedersachsen.

Der AK OGA hat die weiteren Schritte der 
Herausgabe des IMB-DE 2017 erörtert 

der Auswertungen aus den Kaufpreis-
sammlungen. Die Gutachterausschüsse 
rücken damit stärker in den Fokus der 
Öffentlichkeit, was die Herausgabe des 
Immobilienmarktberichts Deutschland 
eindrucksvoll belegt. Die Erkenntnisse 
der Gutachterausschüsse und des BBSR 
auf dem Gebiet der Immobilienmarktbe-
obachtung fließen in exzellenter Weise 
zusammen und ergänzen sich hervorra-
gend. Es ist eine Win-Win-Situation ent-
standen, von der alle Akteure des Immo-
bilienmarktes profitieren. 

Der AK OGA konstituiert sich

Am 31.05. und 01.06.2016 fand die kon-
stituierende Sitzung des AK OGA in Leip-
zig statt. Die von den Ländern und dem 
Bund entsandten Vertreterinnen und 

und einen Zeitplan von der Datenabga-
be über die Datenaufbereitung bis zur 
Veröffentlichung des nächsten IMB-DE  
festgelegt. Die Veröffentlichung des 
IMB-DE mit den Marktdaten der Jahre 
2015 und 2016 ist für Dezember 2017 
geplant. Bis dahin gilt es, die Datenab-
gabe aus den unterschiedlichen Kauf-
preissammlungen weiter zu verbessern 
und zu automatisieren. Die Gutach-
terausschüsse für Grundstückswerte in 
Deutschland und das BBSR werden so zu 
einer weiteren Verbesserung der Grund-
stücksmarkttransparenz in Deutschland 
beitragen. Der IMB-DE wird zum Abruf 
in digitaler Form kostenfrei bereit-
gestellt.

Weitere Informationen finden Sie unter 
www.immobilienmarktbericht-deutsch 
land.info. 

http://www.immobilienmarktbericht-deutschland.info
http://www.immobilienmarktbericht-deutschland.info
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Belebter Grundstücksmarkt in Deutschland
Immobilienmarktbericht Deutschland 2015 der Gutachterausschüsse

Von Peter Ache und 
Siegmar Liebig

Vorbemerkungen

Mit dem im Dezember 2015 durch 
den Arbeitskreis der Oberen Gut-

achterausschüsse, Zentralen Geschäfts-
stellen und Gutachterausschüsse (AK 
OGA)1 vorgelegten Immobilienmarkt-
bericht Deutschland liegen bundesweit 
flächendeckende Basisdaten über den 
Immobilienmarkt vor. Die Daten basie-
ren auf Auswertungen der Kaufpreis-
sammlungen der Gutachterausschüsse 
für Grundstückswerte in Deutschland; 
vergleichbare Untersuchungen gibt es 
nicht. Seit 2009 veröffentlicht der AK 
OGA im zweijährigen Turnus einen Im-
mobilienmarktbericht Deutschland mit 
den Daten der jeweiligen zwei Vorjahre 
des Veröffentlichungsjahres. 

Mit Inkrafttreten der Verwaltungsver-
einbarung des Bundes und der Länder 
über die  Zusammenarbeit auf dem Ge-
biet der amtlichen Grundstückswerter-
mittlung am 20.04.2016 ist nunmehr die 
formale Einrichtung des AK OGA um-
gesetzt und damit die kontinuierliche 
Veröffentlichung bundesweiter Immo-
bilienmarktdaten sichergestellt worden. 
Weitere Ausführungen hierzu sind in 
dem Bericht zur Verwaltungsvereinba-
rung in diesem Heft zu finden.

Pressetermin im Bundespresseamt

Zur Vorstellung des Immobilienmarkt-
berichts Deutschland 2015 hat der AK 
OGA die Vertreter der Medien in das 
Bundespresseamt in Berlin eingeladen. 
Der für die Präsentation der bundeswei-
ten Immobilienmarktstudie der Gutach-
terausschüsse sehr gut geeignete Rah-
men wurde durch das Bundesinstitut für 
  
1 neue Bezeichnung seit 01.06.2016, Grundlage 
ist die Verwaltungsvereinbarung über die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der amtlichen Grund-
stückswertermittlung

Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), 
welches ebenfalls Mitglied im AK OGA 
ist, ermöglicht.

Zu den Aufgaben des BBSR2 zählen auch 
die Beschaffung, Aufbereitung und 
Auswertung von raumrelevanten Daten 
bzw. Informationen als Grundlage zur 
Beschreibung und Bewertung von Ent-
wicklungen auf dem Wohnungs- und 
Immobilienmarkt. Grundlage für diese 
Analysen sind auch die für den Immobili-
enmarktbericht Deutschland erhobenen 
Daten. Durch die Kooperation von BBSR 
und Gutachterausschüssen im AK OGA 
ergibt sich eine interdisziplinäre Sicht 
auf den Immobilienmarkt. Dies ist für 
alle Beteiligten, und insbesondere auch 
für die Nutzer von Immobilienmarktin-
formationen sehr gewinnbringend; die 
Interpretation von Immobilienmarkt-
daten wird dadurch weiter optimiert. 

Den Pressetermin am 07.12.2015 haben 
rd. 20 Redakteure wahrgenommen. Be-
reits vor Beginn der Pressekonferenz 
hat die ARD ein Interview für die 14:00 
Uhr-Tagesschau aufgenommen; nach 
dem Pressetermin erfolgte ein Live-
Interview in der 15:30 Uhr-Tagesschau 
in den Räumlichkeiten des Rundfunk 
Berlin-Brandenburg (rbb). Die Medien-
vertreter, unter anderen auch von der 
Deutschen Presse Agentur (dpa), haben 
die Informationen unmittelbar über die 
Online-Medien ihrer Zeitungen verbrei-
tet. Auch in den Tagesthemen des ZDF 
wurde in der Abendausgabe berichtet 
und  Inhalte aus der Präsentation des AK 
OGA gezeigt.

2 www.bbsr.bund.de

Im einleitenden Statement des Presse-
termins ging Prof. Herrmann, BBSR, auf 
aktuelle Trends ein, die den Rahmen 
für die Entwicklung regionaler Märkte 
darstellen und dabei insbesondere auf 
Wohnungsmieten ein. Auf der Grundla-
ge aktueller Untersuchungen prognosti-
zierte er einen zunehmenden Bedarf an 
Wohnungen „Die Zahlen weisen darauf 
hin, dass die Attraktivität des Wohnim-
mobilienmarktes ungebremst ist und 
viele Investoren bereit sind, weiteres 
Kapital in diesen Wirtschaftssektor zu 
lenken“, so Herrmann.

Als Sprecher des AK OGA  führte Sieg-
mar Liebig aus: „Die Immobilien in 
Deutschland stellen insgesamt eine at-
traktive Investition dar. Dies trifft insbe-
sondere auf Wohnimmobilien in Städten 
und städtischen Kreisen zu. Besonders 
die Eigentumswohnungen und Mehr-
familienhäuser haben an Anziehungs-
kraft gewonnen. Die Preisentwicklung 
auf dem Wohnimmobilienmarkt dürfte 
sich weiter fortsetzen. Für Städte und 
Regionen mit steigenden Bevölkerungs-
zahlen erwarten wir weiter steigende 
Preise“.

 Im Folgenden werden die wesentlichen 
Aussagen des Immobilienmarktes vorge-
stellt.

Die vom AK OGA präsentierten Daten 
über den Immobilienmarkt in Deutsch-
land genießen infolge der Amtlichkeit 
und den bundesweit flächendeckenden 
Aussagen einen hohen Stellenwert, was 
auch an der guten Presseresonanz deut-
lich geworden ist.

Ache, Liebig, Belebter Grundstücksmarkt in Deutschland
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Im Vergleich zu 2009 ist der Anteil des 
in Eigentumswohnungen investierten 
Kapitals von rd. 30 Mrd. Euro auf rd. 48 
Mrd. Euro um 60 % gestiegen. Der An-
teil des Investitionsvolumens bei den Ei-
gentumswohnungen entspricht in 2014 
dem der Investitionen in Eigenheime 
(freistehende Ein- und Zweifamilien-
häuser, Doppelhaushälften und Reihen-
häuser).

Der Immobilienmarkt in Deutschland – 
Transaktionen und Umsätze

Im Jahr 2014 sind deutschlandweit 
rund 900.000 Immobilien im Wert von 
191 Milliarden Euro verkauft worden. 
Das Investitionsvolumen hat damit den 
höchsten Stand seit 2007 erreicht.

Die Investitionsvolumina für den Kauf 
von Immobilien stiegen zwischen 2009 
und 2014 um ca. 8 % jährlich. In 2014 
wurde mit einem Investitionsvolumen 
von 191 Mrd. Euro der höchste Wert er-
reicht. Im Gegensatz zu ansteigenden 
Transaktionszahlen und ebenfalls zu-
nehmenden Investitionssummen in den 
Jahren 2009 bis 2011, zeigt sich ab 2011 
ein anderer Trend: während die Zahl 
der abgeschlossenen Verträge von gut 
1 Mio. (2011) auf 900.000 (2014) rück-
läufig ist, nimmt das in den Kauf von 
Immobilien eingesetzte Kapital von 166 
Mrd. Euro auf 191 Mrd. Euro zu (s. Ab-
bildung 1).

Zusammen mit der Erkenntnis, dass 
2014 etwa 65 % der Investitionssumme 
in Großstädten und städtischen Kreisen 
anfiel und 68 % der Investitionen in 
Wohnimmobilien erfolgte, kann bereits 
hier geschlossen werden, dass auf dem 
Sektor der Wohnimmobilien in Städten 
ein teilweise starker Preisanstieg für 
Wohnimmobilien zu verzeichnen ist.

Wohnungsmarkt

Im mittelfristigen Beobachtungszeit-
raum dominiert der Wohnungsmarkt 
mit etwa 60 % bis 70 % der Investiti-
onen den Immobilienmarkt. Im Jahr 
2014 beliefen sich die Kaufinvestitionen 
auf rd. 130 Milliarden Euro und entspre-
chen damit 68 % der gesamten Investiti-
onen (s. Abbildung 2).

Von den in 2014 insgesamt investierten 
130,2 Mrd. Euro entfielen mit insgesamt 
96 Mrd. Euro 74 % der Investitionen auf 
den Erwerb von Wohnungen und Eigen-
heimen. Der Anteil beider Immobilien-
arten ist im Jahr 2014 mit jeweils 37 % 
gleich (s. Abbildung 3).

Abb. 1:  Anzahl der Transaktionen und Summe der Kaufinvestitionen auf dem Immobilienmarkt in 
Deutschland (2007 bis 2014)

Abb. 2:  Kaufinvestitionen nach sachlichen Teilmärkten (2014)

Abb. 3:  Kaufinvestitionen auf dem Sektor der Wohnimmobilien (2009 / 2014)
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Mehrfamilienhäuser

Der Wert von Mehrfamilienhäusern ist 
in erster Linie aus der Investorensicht 
zu beurteilen. Hier spielt die Einnah-
meseite (Jahresreinerträge) und die 
Zeitdauer dieser Einnahmen, sowie die 
Investitionsseite (Kaufpreis) eine große 
Rolle. In dem vorgelegten 4. Immobili-
enmarktbericht Deutschland ist diesem 
Aspekt besonders Rechnung getragen 
worden. Durch die Gegenüberstellung 
der Wohnflächenpreise und den Liegen-
schaftszinssätzen wird gut erkennbar, 
dass die Bereitschaft von Anlegern, in 
den Kauf von Mehrfamilienhäusern zu 
investieren, zunimmt (s. Abbildung 6).

Seit 2012 sinken die Liegenschaftszins-
sätze in allen Preissegmenten. Die Preise 
steigen jedoch in allen Preissegmenten 
an. Der Anstieg der Preise in Gebieten 
mit einem hohen Preisniveau ist je-
doch deutlich höher, dennoch sind die 

Eigenheime

Der Geldumsatz für den Kauf von Eigen-
heimen stieg in Deutschland im Zeitraum 
von 2009 bis 2014 jährlich um 5,5 %. Die 
Kaufpreise von Eigenheimen legten in 
diesem Zeitraum insgesamt jährlich um 
durchschnittlich 3,3 % zu. Die Intensität 
des Marktes über Eigenheime zeigt sich 
an der Anzahl der Verkäufe gemessen 
am Bestand von Eigenheimen. Hier zeigt 
sich ein deutliches Nord-Süd-Gefälle. 

Die Anzahl der Verkäufe in Prozent vom 
Bestand der Eigenheime liegt in Bayern 
(0,97 %), Baden-Württemberg (1,27 %) 
und Sachsen (1,30 %) am niedrigsten. 
In Bremen (2,26 %), Mecklenburg-Vor-
pommern (2,09 %) und Niedersachsen 
(1,99 %) wurden die höchsten Raten 
festgestellt. Die kleinräumige Betrach-
tung zeigt, dass der Anteil der Trans-
aktionen in Relation zum Bestand in 
den südlichen Bundesländern signifi-
kant niedriger liegt (1,1 %) als in den 
anderen Landesteilen (s. Abbildung 4). 
In den Großstädten und größeren Mit-
telstädten liegt der Anteil bei 1,7 %, in 
den ländlichen Räumen und kleineren 
Mittelstädten bei 1,4 %.

Die Kaufpreise für Eigenheime liegen 
im bundesweiten Mittel bei rd. 1.400 
Euro/m² Wohnfläche. Die höchsten 
durchschnittlichen Preise wurden 2014 
in München (7.200 Euro/m²), dem Land-
kreis Dachau (4.200 Euro/m²) und in 
Düsseldorf (4.000 Euro/m²) erzielt. Die 
niedrigsten durchschnittlichen Wohn-
flächenpreise liegen in Deutschland bei 
etwa 500 Euro/m². Sie sind z. B. in den 
Landkreisen Mansfeld-Südharz (Sach-
sen-Anhalt), Hersfeld-Rotenburg (Hes-
sen), im Kyffhäuserkreis (Thüringen) 
und im Landkreis Osterode am Harz 
(Niedersachsen) zu finden.

Eigentumswohnungen

Mit einem Kaufinvestitionsvolumen 
von rd. 48,4 Mrd. Euro (2014) wird in 
Deutschland für den Kauf von Eigen-
tumswohnungen ebenso viel investiert 
wie in den Kauf von Eigenheimen (rd. 
48,0 Mrd. Euro, 2014). Den größten An-
teil stellen die Verkäufe von gebrauch-
ten Wohnungen (47,6 %) dar. Das Inve-
stitionsvolumen verzeichnete seit 2009 
einen jährlichen Anstieg von rd. 10,3 %  
und die Preise von Eigentumswoh-
nungen stiegen zwischen 2009 und 2014 
jährlich etwa um 2,7 %. 

Festzustellen ist eine in den oberen 
Preissegmenten stärker ansteigende 
Preisentwicklung. Das heißt, in Gebie-
ten mit ohnehin teureren Wohnungen 
stiegen die Preise jährlich um 6 %, in 
Gebieten mit einem geringeren Preis-
niveau zeigt sich eine stagnierende bis 
leicht rückläufige Entwicklung (s. Abbil-
dung 5).

Ache, Liebig, Belebter Grundstücksmarkt in Deutschland

Abb. 4: Marktintensität–Anteil der Transaktionen (2014) in Relation zum Bestand an Eigenheimen
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Markt dar. Dies liegt insbesondere da-
ran, dass die Nutzungen und die Ren-
ditemöglichkeiten sehr unterschiedlich 
sind und stark von den Anforderungen 
und Investitionsvorstellungen der Käu-
fer abhängen. 

Aus diesem Grund strebt der AK OGA 
gemeinsam mit anderen Akteuren der 
Immobilienmarktbeobachtung an, eine 
bessere Strukturierung des Teilmarktes 
der Wirtschaftsimmobilien zu entwi-
ckeln. Ein mit den beteiligten Institu-
tionen abgestimmter Zwischenbericht 
wird für die zweite Jahreshälfte 2016 
erwartet. Im Immobilienmarktbericht 
Deutschland 2015 ist erstmalig der Focus 
auch auf die Segmente der Büro- und 
Handelsimmobilien gerichtet worden.

Insgesamt sind im Jahr 2014 in den Kauf 
von Bauplätzen für Wirtschaftsimmobi-
lien sowie von Büro-, Geschäftsgebäu-
den und Fachmarktzentren rd. 33,6 Mrd. 
Euro investiert worden. Dies entspricht 
etwa 17,6 % des Kaufinvestitionsvolu-
mens des gesamten Immobilienmarktes 
(s. Abbildung 7).

Wirtschaftsimmobilien

Das Segment der Wirtschaftsimmobili-
en stellt im Vergleich zu den Wohn- und 
Agrarimmobilien einen inhomogenen 

Investoren bereit, sinkende Renditen 
hinzunehmen. Die gestiegene Investiti-
onsbereitschaft zeigt sich auch in den 
ansteigenden Kaufinvestitionsvolumina; 
seit 2010 steigt das Investitionsvolumen 
um jährlich ca. 9 %.

Ache, Liebig, Belebter Grundstücksmarkt in Deutschland

Abb. 5: Entwicklung des mittleren Preisniveaus bei gebrauchten Eigentumswohnungen

Abb. 6: Entwicklung von Wohnflächenpreisen und Liegenschaftszinssätzen für kleinere Mehrfamilienhäuser (3 bis 6 Wohneinheiten)
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Der Erwerb von Bürogebäuden stellt mit 
einem Investitionsvolumen von rd. 11,8 
Mrd. Euro den größten Anteil der Inves-
titionen dar. Es folgt die Assetklasse der 
Geschäftsgebäude, Kauf- und Waren-
häuser; werden diese mit den Fachmärk-
ten und Shoppingcentern als Handels-
immobilien zusammengefasst, ergeben 
die Handelsimmobilen mit einem Volu-
men von insgesamt rd. 15 Mrd. Euro den 
größten Anteil der Investitionen.

Agrarflächen

Die Preise von Acker- und Grünlandflä-
chen weisen in Deutschland ein sehr un-
terschiedliches Preisniveau auf. 

Dabei ist ein deutliches West-Ost-Gefäl-
le erkennbar. Während im Jahr 2014 im 
Osten Deutschlands überwiegend Prei-
se bis zu 1,00 Euro/m² gezahlt wurden, 
steigen sie Richtung Westen kontinuier-
lich an. Die höchsten durchschnittlichen 
Kaufpreise für Ackerland sind mit mehr 
als 4,50 Euro/m² im nordwestlichen 
Nordrhein-Westfalen sowie im südwest-
lichen Niedersachsen zu verzeichnen. In 
Richtung Süden ist wiederum eine wert-
mäßige Abnahme zu erkennen. Rhein-
land-Pfalz und Hessen weisen neben 
einzelnen Regionen mit hohen Preisen, 
wie in den überwiegend städtischen Ge-
bieten in Hessen, großflächig niedrige 
Bodenwerte bis 1,00 Euro/m² aus. Bei 
den südlichsten Bundesländern Bayern 
und Baden-Württemberg ist aufgrund 
der Datenlage und der überwiegend 
geschätzten Werte davon auszugehen, 
dass in Bayern offensichtlich hohe Preise 
für Ackerland erreichbar sind; insbeson-
dere im südlichen Teil und den überwie-
gend städtischen Gebieten werden Wer-
te von über 3,50 Euro/m² erzielt. Auch 
die vorhandenen Angaben aus Baden-
Württemberg lassen im südlichen Teil 
auf Preise von über 2,50 Euro/m² schlie-
ßen (s. Abbildung 8).

Ache, Liebig, Belebter Grundstücksmarkt in Deutschland

Abb. 7: Kaufinvestitionsvolumen in Assetklassen der Wirtschaftsimmobilien (in Mrd. Euro, 2014)

Abb. 8: Mittlere Kaufpreise für Ackerflächen (2014)
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Ausblick

Eine erste Analyse der Immobilien-
marktberichte der Gutachterausschüsse 
in Deutschland zeigt für 2015 einen die 
Entwicklungen der vergangenen vier 
Jahre fortsetzenden Trend. Das weiter-
hin sehr niedrige Zinsniveau, aber auch 
die insgesamt guten wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen begünstigen die 
anhaltende Investitionsbereitschaft, ins-
besondere in Wohnimmobilen. Die be-
sonders in den Großstädten steigenden 
Preise für Wohnimmobilien zeigen, dass 
das Angebot an Wohnraum der 
Nachfrage oftmals nicht folgen 
kann. 

Die Preisentwicklung für Ackerflächen 
geht im Allgemeinen mit der Entwick-
lung der Grünlandpreise einher. Nach 
Jahren mit einem relativ konstanten 
Preisniveau zeigt der Verlauf einen 
kontinuierlichen Anstieg der Preise et-
wa ab dem Jahr 2007. Dieser Anstieg 
ist in allen geografischen Regionen 
zu beobachten, wenn auch auf unter-
schiedlichem Preisniveau und von unter-
schiedlicher Intensität sowie in der Regi-
on West mit zeitlicher Verzögerung (s. 
Abbildung 9). Zusammengefasst stiegen 
die Agrarlandpreise zwischen 2009 und 
2014 jährlich um etwa 12 %, allerdings  
in den einzelnen Gebieten auf einem 
unterschiedlichen Preisniveau.

Die seit 2007 anhaltende Preissteige-
rung auf dem Markt der Agrarlandflä-
chen ist auf eine Vielzahl von unter-
schiedlich wirkenden Einflussfaktoren 
zurückzuführen. Hierzu gehört das 
allgemein niedrige Zinsniveau auf dem 
Kapitalmarkt. Darüber hinaus wird die 
Preisentwicklung in unterschiedlicher 
regionaler Ausprägung, z. B. durch die 
Struktur und Produktionsschwerpunkte 
landwirtschaftlicher Betriebe, außer-
landwirtschaftlichem Flächenverbrauch 
sowie auch durch die Folgen der Verän-
derungen aufgrund des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) maßgeblich 
beeinflusst.

Ache, Liebig, Belebter Grundstücksmarkt in Deutschland

Abb. 9: Preisentwicklung von Acker- und Grünlandflächen nach geografischen Ländergruppen
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Zukunftstag am 28. April 2016 im LGLN

Von Doris Kleinwächter

Fast alle Regionaldirektionen und 
die Landesvermessung beteiligten 

sich am Zukunftstag und hatten insge-
samt 154 Kinder und Jugendliche zu 
Gast. Spitzenreiter war die RD Sulingen-
Verden mit alleine 39 jungen Gästen. 
Die RD Braunschweig-Wolfsburg musste 
leider mangels Nachfrage auf ein Ange-
bot verzichten. Anmeldungen wurden, 
wie beispielsweise in Lüneburg, auch 
online angenommen, aber es gab wie 
immer Kinder, die von Eltern oder Be-
kannten aus den Dienststellen mitge-
bracht wurden.

Die Programme der einzelnen Häu-
ser präsentierten sich allesamt span-
nend und  kreativ, aber durchaus un-
terschiedlich. Allen gemein waren die 
Einbeziehung der Auszubildenden und 
das Angebot praktischer Vermessungs-
übungen. Einige zeigten zum Einstieg 
den AdV-Film „Maßarbeit“, andere 
starteten mit Vorstellungen der Aus-
bildungsberufe und der Aufgaben der 
Dienststelle, beziehungsweise des LGLN. 
Die Landesvermessung punktete mit 
ihren Alleinstellungsmerkmalen und 
bot unter anderem einen Besuch der 
Druckerei, Höhenmessungen in einem 
Luftbild mit dem Planar-System und die 

Erstellung eines handgezeichneten Hö-
henschichtenkolorits als Einblick in die 
Kartographie an. Bei der RD Hannover 
staunten die Kinder über die 3D-Effekte 
beim stereoskopischen Betrachten von 
Luftbildern, wenn auch die Dramatur-
gie nicht dem Hollywood-Standard ent-
sprach, und machten große Augen bei 
den Aufgaben des Kampfmittelbeseiti-
gungsdienstes. Die Göttinger organisier-
ten den ganzen Tag als große Schatz-
suche und führten mithilfe eines toll ge-
stalteten Heftes, es enthielt Aufgaben, 
Erklärungen, Rätsel und schließlich eine 
Auswertung, zu allen Stationen. Auch 
andere Standorte hatten Schatzsuchen 
organisiert, am Standort Osnabrück bei-
spielsweise mittels GPS. Das Katasteramt 
Westerstede war gemeinsam mit weite-
ren Betrieben vom örtlichen Gymnasi-
um zum Zukunftstag eingeladen und er-
reichte auf diesem Wege rund 90 junge 
Menschen mit ihren Informationen über 
Berufe und Aufgaben im LGLN. 

Das Wetter spielte nicht überall mit. 
Während die Hamelner ein Geocaching 
durch den Hamelner Bürgergarten ver-
anstalteten, mussten die Northeimer für 
die Vermessungsübungen wegen des 
durchwachsenen Wetters in die Tiefga-
rage ausweichen. 

Der Innendienst stand meist am Anfang 
des Tages und die Angebotspalette war 
breit. An vielen Standorten durften die 
kleinen Gäste ihre eigene Adresse su-
chen und eine einfache Standard-Prä-
sentation aus ASL am Computer erzeu-
gen und ausdrucken; für uns so normal, 

dass niemand mehr darüber nachdenkt, 
an diesem Tag für die Kinder aber durch-
aus ein Highlight. Einige beschäftigten 
sich mit der Analyse Topographischer 
Karten, andere berechneten Flächen,  
die nächsten schauten bei der Erstel-
lung einer Hofkarte zu. In der Landes-
vermessung gab es Infos über GeoLife,   
in einigen Regionaldirektionen zum 
LGLN-Viewer. Auch die Historie kam 
nicht zu kurz und wurde beispielsweise 
mit Besuchen in den Archiven oder dem 
Hantieren mit Urkarten und alten Ver-
messungsrissen behandelt.

Zur Unterhaltung zwischendurch hat-
te die RD Hannover beispielsweise das 
Niedersachsenpuzzle von der IdeenExpo 
ausgeliehen, in der RD Sulingen-Verden 
wurde das Niedersachsenspiel am Com-
puter gespielt. Viele kennen es: Drei 
willkürlich genannte Orte müssen in 
einer Niedersachsenkarte ohne Straßen 
und Orte, nur mit Erhebungen und Flüs-
sen gefunden werden. Auch die guten 
alten Normschrift- und Zeichenübungen 
machten den Teilnehmenden Spaß.  

Vor dem Außendienst wurde an einigen 
Standorten über Sicherheit gesprochen, 
an anderen ging es direkt zur Erläute-
rung verschiedener Vermessungsge-
räte. Alle durften selbst anpacken und 
Geräte aufbauen und ausprobieren. Es 
wurde mit Fluchtstanden, Tachymeter 
und Messband hantiert, Theodoliten 
und Doppelpentagonprisma kamen zum 
Einsatz und die Funktionsweise der Sa-
tellitenvermessung wurde erklärt. Und 
dann ging es endlich los: Gummistiefel 
wurden geworfen und Strecken gemes-
sen, versteckte Punkte wurden gesucht 
und Kontrollmaße mit dem Messband 

Teilnehmende

Landesvermessung 17

RD Aurich   8

RD Braunschweig-Wolfsburg   0

RD Hameln-Hannover 18

RD Lüneburg 17

RD Northeim 18

RD Oldenburg-Cloppenburg 20

RD Osnabrück-Meppen   3

RD Otterndorf 14

RD Sulingen-Verden 39

Kleinwächter, Zukunftstag am 28. April 2016 im LGLN
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Es wird zukünftig nicht leichter, geeig-
netes Personal für Ausbildungsplätze 
und andere Stellen zu finden, deshalb 
ist es umso wichtiger, jede sich bie-
tende Chance zu nutzen, landesweit 
junge Menschen für die Aufgaben des 
Vermessungs- und Katasterwesens zu 
begeistern. Der Zukunftstag ist eine sol-
che Chance und jedes Engagement für 
die jungen Gäste an diesem Tag 
ist wichtig und verdient Anerken-
nung.

sich durchaus vorstellen könne, später 
einen der gesehenen Berufe zu wählen. 
In der RD Oldenburg-Cloppenburg resü-
mierten die Auszubildenden, dass auch 
sie viel gelernt hätten und damit spre-
chen sie vermutlich auch für die vielen 
anderen Auszubildenden, die sich beim 
Zukunftstag engagierten.
 

genommen. Die Kinder arbeiteten mit 
GPS Handgeräten, maßen die Körper-
größe, bestimmten die Höhe einer La-
terne und nahmen einen  Spielplatz to-
pographisch auf. Das Einfluchten konnte 
genauso geübt werden wie der Umgang 
mit dem Feldrechner.  

Am Ende des Tage gab es sicher nicht 
nur in Aurich eine Urkunde und sicher 
nicht nur in Otterndorf wird der eine 
oder andere Gast gesagt haben, dass er 

 

  

2016 

Gruppe 1 
LGLN RD Northeim                                                                  

- Katasteramt Göttingen - 
 

Zukunftstag 
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In eigener Sache –
Sämtliche Hefte der Nachrichten der 
Niedersächsischen Vermessungs- und 
Katasterverwaltung (NaVKV) als Down-
load verfügbar

Alle 66 Jahrgänge der Fachzeitschrift 
Nachrichten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
(NaVKV 1951 bis heute) stehen für Sie 
digital und kostenfrei als Download be-
reit. Auch künftig erscheinende Hefte 
der NaVKV werden als Ergänzung zur 
Druckausgabe jeweils kurzfristig digital 
nutzbar sein.

Die digitalen Nachrichten der Nieder-
sächsischen Vermessungs- und Kataster-
verwaltung finden Sie im Internet unter  
w w w. l g l n . n i e d e r s a c h s e n . d e  
Wir über unsNachrichten der VKV.

Bei der gezielten Suche nach Fachauf-
sätzen für dienstliche Situationen und 
eigene Aufsätze oder beim Stöbern in 
der Fach-Vergangenheit hilft ein digi-
tales Gesamt-Verzeichnis, das chrono-
logisch nach Heften gegliedert ist. Eine 
Suchfunktion führt zu den Autoren oder 
den Fachbegriffen in den Überschriften 
der Artikel. Aus dem Inhaltsverzeichnis 
kann dann direkt auf das Heft mit dem 
benötigten Aufsatz zugegriffen werden.  

information

Schauen Sie doch mal hinein in die jün-
geren oder älteren Nachrichtenhefte 
mit ihrer zeitlich geprägten Themen-
vielfalt für die Bereiche Vermessung und 
Kartographie und lassen sich dabei dazu 
anregen, für die NaVKV Fach-Informati-
onen  für ein aktuelles oder historisches 
Thema aufzubereiten. Ansprechpartner 
für die NaVKV finden Sie in diesem Heft 
auf der Seite 75 im Impressum.
 
 
Heinfried Spier

Titelgestaltungen der NaVKV von 1951 bis heute
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Weitere Informationen zur Ausstellung 
und zu weiteren frauenORTEn finden 
sie unter http://www.frauenorte-nieder 
sachsen.de. 

Ein besonderer Dank gilt den Gleichstel-
lungsbeauftragten der Landesvermes-
sung Susanne Prößler und Annette Wag-
ner. Dank ihrem Engagement begann 
das Jahr 2016 mit einem Highlight – lan-
desweit, kultur-historisch und vielfältig.

Katrin Weke
frauenORTE Niedersachsen

Die Wanderausstellung „frauenORTE 
Niedersachsen – über 1000 Jahre Frau-
engeschichte“ wurde vom 26. Januar 
bis 19. Februar 2016 in Hannover, Pod-
bielskistraße 331 präsentiert.

Unter einem gemeinsamen Dach befin-
den sich hier mit der Landesvermessung 
und den Zentralen Aufgaben des LGLN 
sowie dem Niedersächsischen Ministeri-
um für Inneres und Sport, Referat 43, 
drei Organisationseinheiten der nie-
dersächsischen Vermessungs- und Kata-
sterverwaltung. Darüber hinaus bieten 
die landes- und auch bundeweiten Be-
sprechungen die Möglichkeit, die Aus-
stellung einem großen Teilnahmekreis 
zugänglich zu machen.

Die Ausstellung des Landesfrauenrats 
Niedersachsen e. V. verknüpft Geschich-
te von Frauen mit Städten und Gemein-
den in Niedersachsen (s. Abbildung 1). 

Die Porträts gliedern sich in vier inhalt-
liche Kategorien:
- Eroberinnen des politischen Terrains
- Pionierinnen in Bildung und Beruf
- Schöpferinnen von Kunst und Kultur
- Akteurinnen zwischen den Konfessi-

onen

Meine Favoritin ist Sybille von Schieszle, 
eine in Dresden geborene Ingenieurin, 
die als erste Frau in den Führungskreis 
im technischen Bereich des wolfsburger 
Volkswagen-Konzerns aufstieg. Wer 
spricht Sie an? Die Oldenburgerin Hele-
ne Lange, für die der Weg zur Gleichbe-
rechtigung über das uneingeschränkte 
Recht auf Bildung für alle führte, oder 
Eléonore d’Olbreuse, deren informeller 
Einfluss heute noch im Celler Schloss für 
uns sichtbar ist? 

Landesweit gibt es derzeit 17 Verknüp-
fungspunkte der frauenORTE mit Stand-
orten des LGLN und somit 17 Möglich-
keiten, Neues und Wissenswertes über 
die Stadt- und Regionalgeschichte und 
ihre bemerkenswerten Frauen auch vor 
Ort zu erfahren.

information

Informationen

Abb. 1: frauenORTE in Niedersachsen 

Abb. 2: Porträts der Frauen

http://www.frauenorte-niedersachsen.de
http://www.frauenorte-niedersachsen.de
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Präsentation der Regionalkarte zur Ge-
schichte und Landeskunde,
Ausgabe Braunschweig-Salzgitter im 
Städtischen Museum Braunschweig

Vorstellung in Braunschweig    

Die neue Ausgabe Braunschweig-Salz-
gitter der Regionalkarte zur Geschichte 
und Landeskunde wurde, im Rahmen 
einer Vortragsveranstaltung, am 8. Ju-
ni 2016 im Städtischen Museum Braun-
schweig, Haus am Löwenwall, historisch 
interessierten Bürgerinnen und Bürgern 
vorgestellt. 

Nach Begrüßung der über 90 Anwe-
senden durch Heidemarie Anderlik M. A.,  
Städtisches Museum Braunschweig (s. 
Abbildung 1), sprach Christiana Stein-
brügge, Landrätin des Landkreises 
Helmstedt und 1. Vorsitzende der Braun-
schweigischen Landschaft e. V. das Gruß-
wort (s. Abbildung 2). Birgit Hoffmann, 
Sprecherin der AG Geschichte der Braun-
schweigischen Landschaft e. V. und  
Dr. Niels Petersen, Institut für Historische 
Landesforschung der Universität Göttin-
gen (s. Abbildung 3) gaben erläuternde 

Informationen zum Kartenwerk der Re-
gionalkarte zur Geschichte und Landes-
kunde und speziell zur neuen Ausgabe 
Braunschweig-Salzgitter.

Auf das Kartenwerk der Regionalkarte 
nahm auch Prof. Dr. Wilfried Schenk, 
Universität Bonn, Bezug im Rahmen sei-
nes Vortrags „Historische Geographie 
im Spannungsfeld von Grundlagenfor-
schung und Anwendung“.

Im Anschluss lud die Braunschweigische 
Landschaft e. V. zu einem Umtrunk ein.

Nicht nur die Informationsbeitrage, 
auch neben dem Rednerpult aufge-
hängte Vergrößerungen der Karten-

blätter Braunschweig und Salzgitter der 
neuen Regionalkarte zur Geschichte und 
Landeskunde regten zum Erwerb des 
Produkts an.

So konnten vom anwesenden Landesbe-
trieb Landesvermessung und Geobasis-
information des LGLN fast jedem 2. Be-
sucher der Veranstaltung ein Exemplar 
der neuen Ausgabe der Regionalkarte 
verkauft werden. Auch einige ältere 
Ausgaben der Regionalkarte wurden er-
gänzend abgegeben. Die meisten  Kun-
den nahmen sich auch gern ein kosten-
freies Exemplar des ausgelegten LGLN-
Verzeichnisse „Historische Landeskarten 
von Niedersachsen und Bremen“ mit (s. 
Abbildung 4).

information

Informationen

Abb. 1: Heidemarie Anderlik M. A., Städtisches Museum Braunschweig, begrüßt die historisch interes-
sierten Bürgerinnen und Bürger
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liche Wüstungen und Wehranlagen, Ge-
richtsorte und Richtstätten, Klöster und 
Stifte, Straßen, Zollstellen, Amtssitze 
und vieles mehr, insgesamt historische 
Relikte und Phänomene von der Vorge-
schichte bis ins 19. Jahrhundert.

Die beiden Kartenblätter werden er-
gänzt durch ein 166-seitiges Erläu-
terungsheft mit Einführungen in die 
Ur- und Frühgeschichte, die politische 
und territoriale Entwicklung sowie die 
Wirtschafts-, Siedlungs- und Kirchenge-
schichte.

Auf einer beigelegten CD kann die Kar-
te für individuelle Bedürfnisse interaktiv 
zusammen gestellt werden. Hier kann 
sowohl historisches Kartenmaterial hin-
zugeschaltet werden, wie auch eine 
zusätzliche Ebene, die Wirtschaftsanla-
gen aus der Zeit der Industrialisierung 
bis 1945 darstellt. Somit wird die Regi-
on Braunschweig/Salzgitter erstmals in 
ihrer historischen Bedeutung über ver-
schiedene Epochen hinweg erfahrbar 
gemacht.

Die Ausgabe Braunschweig-Salzgitter 
beinhaltet u. a. zwei amtliche Karten-
blätter im Maßstab 1 : 50 000, auf de-
nen lokale Experten die Geschichte der 
Region um Braunschweig und Salzgitter 
abbilden.

Verzeichnet wurden Standorte der ver-
gangenen und erhaltenen Überreste 
und Stätten, die die historische Entwick-
lung maßgeblich geprägt haben. Dazu 
zählen vor- und frühgeschichtliche Sied-
lungen und Grabanlagen, mittelalter-

Produktinformation

Die Reihe „Regionalkarte zur Geschich-
te und Landeskunde“ wird vom Institut 
für Historische Landesforschung der Uni-
versität Göttingen in Zusammenarbeit 
mit dem Landesamt für Geoinformation 
und Landesvermessung Niedersachsen –  
LGLN, Hannover, herausgegeben. Die 
Ausgabe Braunschweig-Salzgitter ent-
stand in enger Zusammenarbeit und mit 
Unterstützung der Braunschweigischen 
Landschaft e.V. (s. Abbildung 5).

Informationen

Abb. 3: Dr. Niels Petersen, Institut für Historische 
Landesforschung der Universität Göttingen, 
informiert allgemein über die Regionalkarte 
zur Geschichte und Landeskunde sowie im Spe-
ziellen über die neu erschiene Ausgabe Braun-
schweig-Salzgitter 

Abb. 2: Christiana Steinbrügge, Landrätin des Landkreises Helmstedt und 1. Vorsitzende der Braun-
schweigischen Landschaft e. V. beim Grußwort an die Anwesenden.
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Beim Landesamt für Geoinformation 
und Landesvermessung Niedersachsen – 
LGLN, Landesbetrieb Landesvermessung 
und Geobasisinformation, Podbielski-
straße 331, 30659 Hannover (Telefax: 
0511 64609-165 / E-Mail: shop@lgln.
niedersachsen.de), den Regionaldirekti-
onen des LGLN und über den Buchhan-
del sind die Ausgaben Einbeck-Seesen, 
Hildesheim-Bad Salzdetfurth, Goslar-
Bad Lauterberg und jetzt auch Braun-
schweig-Salzgitter der Regionalkarte zur 
Geschichte und Landeskunde erhältlich.

Titeldaten der Neuausgabe:
Brage bei der Wieden, Wolfgang Mai-
beyer, Niels Petersen (Hg.): Regionalkar-
te zur Geschichte und Landeskunde – 
Ausgabe Braunschweig-Salzgitter. Zwei 
Kartenblätter, eine CD mit Kartenmate-
rial, Erläuterungsheft, 166 S. mit Abb., 
Hannover 2016, ISBN: 978-3-941177-30-
7, Preis 16,90 Z

Dr. Niels Petersen und 
Heinfried Spier

Informationen

Abb. 5: Regionalkarte zur Geschichte und Lan-
deskunde, Ausgabe Braunschweig-Salzgitter 

Abb. 4: Angebot und Verkauf der Regionalkarte für Geschichte und Landeskunde am Tisch des Lan-
desbetriebs Landesvermessung und Geobasisinformation des LGLN
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Nutzungsdauern, Demontagekosten 
und Restwerte der jeweiligen Anlagen 
eingegangen wird. Es folgen Ausfüh-
rungen zu den Planungsgrundlagen für 
Windenergieanlagen und zu Abstands-
regelungen von Anlagen untereinander 
und zur angrenzenden Bebauung. Be-
deutsam für die Bewertungsaufgaben 
sind die Einspeisevergütungen für Strom 
aus Windkraft nach den verschiedenen 
Erneuerbare-Energie-Gesetzen (EEG), 
die sehr ausführlich erläutert und tabel-
larisch präsentiert werden. Den Schwer-
punkt des Kapitels bilden dann die Be-
wertungsaufgaben im Zusammenhang 
mit Windenergieanlagen, wie die Er-
mittlung von Pachtnutzungsentgelten, 
die Berechnung von entsprechenden 
Ablösebeträgen und die Bewertung 
von Anlagen. Besonders wertvoll für 
den Leser und Anwender des Fachbuchs 
sind hier, neben den eigentlichen Be-
wertungsmodellen, die mit Beispielen 
anschaulich und nachvollziehbar be-
schrieben werden, die fundierten Erläu-
terungen zu den Ertragsermittlungen 
(Einspeisevergütungen, Pachtsätze) und 
den Bewertungsparametern, wie Kapi-
talisierungszinssätzen, Nutzungsdauern 
und Bewirtschaftungskosten. Abgerun-
det wird das Kapitel mit Ausführungen 
zum Einfluss von Windkraftanlagen auf 
umliegende Grundstücke. 

Die weiteren Kapitel „Grundstücke mit 
Photovoltaikanlagen“ und „Grund-
stücke mit Biogasanlage“ sind hinsicht-
lich Aufbau und Inhalt mit dem ersten 
Kapitel vergleichbar. Auch bei diesen 
Anlagentypen gab es in den letzten 
Jahren einen rasanten Anstieg der in-
stallierten Leistung. Die technischen 
Grundlagen und Zusammenhänge wer-

als Konsequenz aufzeigt, dass die Be-
deutung und die Anzahl der Anlagen 
erneuerbarer Energien in den letzten 
Jahren rasant zugenommen haben und 
auch künftig einen wachsenden Stellen-
wert einnehmen werden. 

Das Buch befasst sich mit den drei in 
Deutschland bedeutsamsten Anlagen 
regenerativer Energien, den Windener-
gieanlagen, den Photovoltaikanlagen 
und den Biogasanlagen. Jedem dieser 
Anlagentypen wird ein eigenes Kapitel 
gewidmet, in welchem auf die Beson-
derheiten der jeweiligen Technik, die 
zeitliche Entwicklung (Zubau von Anla-
gen) und auf die Bewertungsaufgaben 
und Bewertungsparameter der jewei-
ligen Anlagenart eingegangen wird.

Im ersten Kapitel „Grundstücke mit 
Windenergieanlagen“ gibt der Autor 
zunächst einen Überblick über die zur-
zeit installierte Leistung von Windener-
gieanlagen und zur Verteilung inner-
halb Europas und Deutschlands. Dabei 
wird deutlich, dass Deutschland inner-
halb Europas und Niedersachsen inner-
halb Deutschlands führend bei der in-
stallieren Windenergieleistung sind. An-
schließend folgt eine Einführung in die 
wesentlichen technischen Grundlagen 
dieser Anlagen, wobei neben den ei-
gentlichen Technikdaten, wie Nennleis- 
tung, Turmhöhen und Rotordurchmes-
ser, auch auf die Herstellungskosten, 

Bewertung von Grundstücken mit 
Anlagen erneuerbarer Energien 

(Windenergieanlagen, Photovoltaikan-
lagen, Biogasanlagen) unter Berücksich-
tigung aller EEG bis 2014

Von Herbert Troff
OLZOG Verlag München, 2015
260 Seiten
39,90 Z 
ISBN 978-3-7892-1832-3

Dieses Fachbuch widmet sich einem The-
ma, mit welchem sich die Gutachteraus-
schüsse für Grundstückwerte und die 
Sachverständigen der Immobilienbewer-
tung künftig vermehrt befassen müssen. 
Dies wird auch im Vorwort des Werkes 
deutlich, in dem der Autor die Energie-
wende in Deutschland beschreibt und 
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den sowohl bei den Photovoltaikanla-
gen als auch bei den Biogasanlagen sehr 
ausführlich erläutert. Bei den Biogasan-
lagen werden in einem Abschnitt auch 
deren Auswirkungen auf die Umwelt 
und die Landwirtschaft aufgezeigt. Der 
Schwerpunkt dieser Kapitel liegt auch 
hier auf den Bewertungsaufgaben. So 
wird vornehmlich das Ertragswertver-
fahren detailliert mit allen wesentlichen 
Parametern vorgestellt. Aber für das 
Sachwertverfahren werden die Herstel-
lungskosten der verschiedenen Anlagen-
typen bereit gestellt.

Das vierte Kapitel dieses einzigartigen 
Fachbuchs enthält drei Beispielgutach-
ten in Zusammenhang mit Windenergie-
anlagen. Während sich zwei Gutachten 
mit der Ermittlung der jährlichen Nut-
zungsentgelte und des einmaligen Ab-
lösebetrags befassen, hat ein Gutachten 
die Ermittlung des Verkehrswertes von 
sechs Windenergieanlagen zum Inhalt. 
In diesen Beispielen werden nochmals 
die theoretischen Bewertungsgrundla-
gen des ersten Kapitels anschaulich und 
verständlich an Praxisfällen angewen-
det, so dass diese Beispiele sehr gut als 

Muster für eigene Bewertungen dienen 
können. Im letzten Kapitel ist das aktu-
elle „Gesetz für den Ausbau erneuer-
barer Energien“ (EEG 2014), auf welches 
im Buch häufig verwiesen wird, auszugs-
weise abgedruckt. 

Aufgrund des in den letzten Jahren er-
folgten starken Zubaus von Anlagen 
erneuerbarer Energien kann sich kein 
Experte auf dem Gebiet der Immobili-
enbewertung diesem Thema entziehen 
und ist auf fundiertes Wissen zu den 
technischen Grundlagen und zu den Be-
wertungsmethoden angewiesen. Her-
bert Troff ist es nun in seinem Fachbuch 
gelungen, diese Thematik kompakt und 
leicht verständlich zusammenzufassen. 
Besonders hilfreich sind die vielen Bei-
spiele, die zum besseren Verständnis bei-
tragen und auch als Bewertungsmuster 
dienen können. Insofern sollte dieses 
Fachbuch als unverzichtbares Nachschla-
gewerk in keiner Fachbibliothek fehlen. 
Dass es sich beim Autor Herbert Troff um 
einen deutschlandweit bekannten und 
anerkannten Experten auf dem Gebiet 
der Bewertung von Anlagen regene-
rativer Energien handelt, macht dieses 
Werk noch wertvoller.

Martin Homes
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deshalb kann die Lektüre dieses Werkes 
den niedersächsischen Vermessungs- 
und Katasterfachleuten nur empfohlen 
werden. In jedem der oben genannten 
Ämter sind die durch die Grenzkommis-
sion erstellten Grenzdokumentationen 
mit ihren Grenzkarten im Maßstab 1 : 
5.000, Grenzbeschreibungen und Ka-
talogen der grenzbildenden Gewässer  
Bestandteil der vermessungstechnischen 
Archive und Basis des täglichen Arbeits-
spektrums.

Trotz aller unterschiedlichen Zielset-
zungen erreichte die Grenzkommission 
eine Fülle einvernehmlicher Ergebnisse, 
wie Peter Füßlein, der Autor dieses 
Werkes, darlegt. Anschaulichstes Beispiel 
ist die Überprüfung der meist zwischen 
den Provinzen historisch gewachsenen 
Grenzmarkierungen. Hierzu haben auf 
beiden Seiten neben den Politikern vor 
allem Experten für Vermessungstechnik, 
die Geodäten, (ebenso wie für Wasser-
bau, Grenzsicherung und Völkerrecht) 
beigetragen. 

Der Autor, Senatsdirigent a. D., promo-
vierter Jurist und in der spannenden 
Epoche der Arbeit der Grenzkommissi-
on hoher Beamter im Bundesinnenmi-
nisterium, zuständig für die deutsch-
deutsche Grenzkommission und damit 
Kenner der deutschland- und berlin-
politischen Fragen sowie der entspre-
chenden Rechtsproblematiken, hat es 
verstanden, erstmals all die Einzelas-
pekte in eine Gesamtschau zu überfüh-
ren. Bislang streng vertrauliche Texte 
wurden von Füßlein ausgewertet und 
sind nun erstmals veröffentlicht wor-
den. Beobachter der damaligen Szene-

auch die Arbeit der „Grenzkommissi-
on“  dar, die nach Aufnahme der „in-
nerdeutschen“ Beziehungen von 1973 
bis 1990 im Wesentlichen auf den Ge-
bieten der Festlegung der gemeinsamen 
Grenze und im Grenzbereich dringend 
erforderlicher wasserwirtschaftlicher 
Maßnahmen tätig war. Dieses Themas 
widmet sich nunmehr Dr. Peter Füßlein 
in dem um den Jahreswechsel heraus-
gegebenen Buch: „Die Grenzkommissi-
on – ein Rückblick auf deutsch-deutsche 
Verhandlungen  zwischen Vermessungs-
technik und politischer Emotion“.

Die Grenzkommission gehörte zu den 
zahlreichen Verhandlungsgremien, die 
mit dem Grundlagenvertrag von 1972 
ihren Anfang nahmen. Auch sie war ge-
prägt durch die völlig unterschiedlichen 
Rechtsauffassungen und Ziele der bei-
den deutschen Staaten. Bei  Fragen zum 
Grenzverlauf stießen die Gegensätze be-
sonders hart aufeinander, ging es dabei 
doch auf einem 1393 Kilometer langen 
Grenzverlauf um auf Zentimeter genaue 
und über Jahre gültige Festlegungen 
und durch Grenzsteine sichtbar gemach-
te Grenzmarkierungen. Allein im ca. 450 
Kilometer langen niedersächsischen Ab-
schnitt befinden sich heute rund 18.000 
Grenzsteine und Grenzpfähle, wofür die 
Vermessungsexperten aus den Grenz-
Katasterämtern Lüchow, Uelzen, Gif-
horn, Helmstedt, Wolfenbüttel, Goslar, 
Osterode und Göttingen zusammen mit 
den Kollegen auf der östlichen Seite im 
Rahmen der Grenzkommissionsarbeiten 
Grenzfeststellungs- und Markierungs-
arbeiten vorgenommen haben. Schon 

Die Grenzkommission – Ein Rückblick 
auf deutsch-deutsche Verhandlungen 
zwischen Vermessungstechnik und 
politischer Emotion

Von Peter Füßlein    
BOUVIER Verlag 2014  - 
33,- Euro
ISBN 978-3-416-03882-4 

25 Jahre nach der „Wende von 1989“ 
ist in zahlreichen Jubiläumsveranstal-
tungen des nebeneinander Lebens 
der beiden Staaten im zuvor geteilten 
Deutschland gedacht worden. Einzelas-
pekte sind, nachdem immer mehr bis-
lang unzugängliche Quellen zugänglich 
sind, gründlich durchleuchtet und der 
interessierten Öffentlichkeit präsen-
tiert worden. Solch einen Aspekt stellt 
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rie erinnern sich an die leidenschaftlich 
diskutierte Grenzziehung entlang des 95 
Kilometer langen Elbe-Abschnittes. Nie-
dersächsische Beobachter haben diesbe-
züglich heute noch den Grenzabschnitt 
des Gewässers der „Warmen Bode“ im 
Harz vor Augen, wo die heutigen Bun-
desländer Niedersachsen und Sachsen-
Anhalt aneinander stoßen.

1978 hat man diese Grenzabschnitte 
der Elbe und der Warmen Bode aus der 
Arbeit der Grenzkommission „ausge-
klammert“. Mit den „Legenden“, die 
sich fortan um diese Grenzabschnitte 
bildeten, räumt Peter Füßlein in seinem 
Werk auf. Und er erklärt noch einmal,  
was damals  aus Unkenntnis hunderte 
Male nicht bedacht worden ist , wenn 
Besucher von Westen an die Grenze ge-
treten sind, dass die Grenze zwischen 
den beiden deutschen Staaten auf kei-
nen Fall mit den von der DDR errichte-
ten Sperranlagen gleichgesetzt werden 
durfte.  

Jedem im Vermessungswesen Tätigen 
erlaubt das Werk auch einen Blick in 
die eher unpolitischen Arbeitsweisen 
und Ergebnisse der „an der Grenze“ 
arbeitenden Kolleginnen und Kollegen 
aus Ost und West. Von 1973 – 75 voll-
zog sich die „Erstvermessung“, und von 
1985 – 86 die erste Überprüfung der in 
den 70er Jahren gesetzten Grenzmarkie-
rungen. Bekanntlich arbeiteten gemein-
sam gebildete Messtrupps mit jeweils 
den neuesten Messgeräten ihrer Länder 
„in doppelter Feldbuchführung“, wobei 
die Dokumente jeweils von der Gegen-
seite gegengezeichnet worden sind.

Der zeitliche Abstand für einen Rück-
blick ist nach 25 Jahren zwar groß, aber 
nicht zu groß, um noch Zeitzeugen von 
ihren Überlegungen und Erlebnissen 
berichten zu lassen. Aus 93 Sitzungen 
der Grenzkommission, aus den umfang-
reichen Dokumentationen auf beiden 
Seiten und zahllosen Arbeitsgruppen- 
und Delegationssitzungen weiß der Au-
tor zu berichten, und vom am 4. Sep-
tember 1973 bei Lübeck ersten gesetz-
ten Grenzstein mit den auf der Ostseite 
eingemeißelten Buchstaben „DDR“. „In 
Stein gemeißelt“ – hierin argwöhnten 
damals manche im Westen eine Verfes-
tigung der innerdeutschen Grenze und 
der „Mauer“. Doch diese zerfiel be-
kanntlich wenige Jahre später gewalt-
los.

Heute herrscht absolute Normalität auch 
an dieser über mehrere Jahrzehnte von 
so viel emotionalem Handeln geprägten 
Grenze.  Die von den Vermessungstrupps 
von Ost und West zwischen Lübeck und 
Hof gesetzten Granit-Grenzsteine samt 
der hinterlegten maßgebenden Vermes-
sungszahlennachweise bilden nach wie 
vor die Grenzlinie zwischen den alten 
und den neuen Bundesländern wie tau-
sende von Grenzlinien anderswo auch. 
Einzige Ausnahme bildet die „Rück-
kehr“ des bis 1945 preußischen „Amtes 
Neuhaus“ auf dem rechten Elbe-Ufer in 
das heutige Land Niedersachsen. 

Das Fazit eines ehemaligen Leiters 
eines niedersächsischen „Grenz-Kata-
steramtes“, der mit dieser besonderen 
Grenze zu leben und zu arbeiten ver-
stehen musste, und dann aktiv an den 
Grenzfeststellungs- und Markierungs-
arbeiten im Rahmen der Grenzkommis-
sionsarbeiten teilgenommen hat: Das 
Füßlein’sche Werk kann als hoch interes-
sante Lektüre neugierigen Bundesbür-
gern und insbesondere Vermessungs-
kundigen beiderseits der knapp 1400 
Kilometer langen einstigen Frontlinie 
zwischen Warschauer Pakt und NATO 
quer durch Deutschland dringend emp-
fohlen werden.

Dieter Kertscher
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